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Vorbemerkungen 


Nachstehend unterbreitet die Kommission dem Rat 
ihre Vorschläge zur Festsetzung der Preise einiger 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse für das Wirtschafts- 
jahr 1975/1976 sowie zu bestimmten im Memoran- 
dum über die Anpassung der gemeinsamen Agrar- 
politik (KOM(73) 1850 endg. vom 31. Oktober 1973) 
und in der Mitteilung der Kommission über Sonder- 
maßnahmen angesichts der derzeitigen Konjunktur- 
lage in der Landwirtschaft (SEK (74) 3280 endg. vom 
30. August 1974) vorgesehenen Maßnahmen. 

Die Kommission schlägt gleichzeitig die gemeinsa- 
men Preise vor, die in den neuen Mitgliedstaaten 
anzuwenden sind, sofern die Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassung der Verträge be- 
sondere Bestimmungen vorsieht (Milch, Rindfleisch 
und Flachs). 


Bei diesen Vorschlägen hat sich die Kommission von 
den bereits in ihrem Memorandum über die Anpas- 
sung der gemeinsamen Agrarpolitik dargelegten 
Gesichtspunkten leiten lassen. Gemäß der vom Rat 
am 2. Oktober 1974 gebilligten Erklärung hat die 
Kommission bei ihren Preisvorschlägen für das 
Wirtschaftsjahr 1975/1976 die Entwicklung der Pro- 
duktionskosten in den Jahren 1973 und 1974 zu- 
grunde gelegt und zugleich den bereits ergangenen 
Preisbeschlüssen für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 
sowie anderen Faktoren, wie der Einkommenssitua- 
tion, der Lage der Agrarmärkte und der Gesamtwirt- 
schaft, Rechnung getragen. 

Die nachstehenden Vorschläge sind unter Berück- 
sichtigung der im Bericht 1974 über die Lage der 
Landwirtschaft in der Gemeinschaft (KOM(74) 2000 
endg. vom 27. November 1974) enthaltenen Anga- 
ben erarbeitet worden. 
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Begründung 


A. Allgemeine Beurteilungsmaßstäbe 

1. Mit den beiliegenden Vorschlägen betont die 
Kommission erneut, daß die auf moderne Betriebe 
ausgerichtete Markt- und Preispolitik das Haupt- 
instrument der Einkommenspoiitik in der Landwirt- 
schaft bleiben muß. Besondere Bedeutung hat dieses 
Instrument im gegenwärtigen Zeitraum, der durch 
ernste Inflationstendenzen innerhalb der Gemein- 
schaft sowie - auf den Weltmärkten - durch Schwie- 
rigkeiten bei der Versorgung mit mehreren Grund- 
Agrarerzeugnissen (Getreide, Zucker und Eiweiß- 
stoffe) und mit Rohstoffen im allgemeinen (Energie) 
gekennzeichnet ist. 

Diese Markt- und Preispolitik kann nur dann voll 
wirksam werden, wenn sie in die gesamte gemein- 
same Agrarpolitik eingebettet ist, zu der auch eine 
dynamische Sozial- und Strukturpolitik und die An- 
wendung der Wettbewerhsvorschriften des Vertrags 
gehören. Die gemeinsame Agrarpolitik ihrerseits 
muß in stärkerem Maße durch die anderen Politiken, 
insbesondere die Wirtschafts- und Währungspolitik, 
die Regionalpolitik und die Sozialpolitik, unterstützt 
werden. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß man sich unter 
Berücksichtigung der Erfahrungen sowie der Ent- 
wicklung der Lage in Wirtschaft und Handel weiter- 
hin um eine Anpassung und Verbesserung der 
Markt- und Preispolitik bemühen muß. Sie unter- 
breitete daher außer den Preisvorschlägen für das 
Wirtschaftsjahr 1975/1976 eine zweite Reihe von 
Maßnahmen, die zum Programm für die Anpassung 
der Agrarpolitik 1973 bis 1978 gehören. 


Preis Vorschläge für 1975/1976 

2. In ihrem obengenannten Memorandum hat die 
Kommission die Absicht geäußert, bei ihren Preis- 
vorschlägen 

— die Entwicklung des allgemeinen Preisniveaus 
mehr und mehr auf die modernen Betriebe aus- 
zurichten; die allgemeine Agrarpreispolitik muß 
diesen Betrieben ein Arbeitseinkommen zu ga- 
rantieren suchen, das sich mit dem Einkommen 
aus nichtlandwirtschaftlicher Arbeit vergleichen 
läßt, wobei eine angemessene Verzinsung des 
investierten Kapitals einerseits und die Entwick- 
lung der Produktionsmittelpreise und der Pro- 
duktivität andererseits zu berücksichtigen sind; 

— für die verschiedenen Erzeugnisse die Situation 
von Angebot und Nachfrage auf jedem einzelnen 
Markt zu berücksichtigen. 

3. Auf seiner Tagung vom 2. Oktober 1974 hat der 
Rat bereits die Absicht der Kommission gebilligt, 
bei ihren Preisvorschlägen für das Wirtschaftsjahr 


1975/1976 die Entwicklung der Produktionskosten in 
den Jahren 1973 und 1974 zugrunde zu legen und 
gleichzeitig den bereits ergangenen Preisbeschlüssen 
für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 sowie anderen 
Faktoren, wie der Einkommenssituation, der Lage 
der Agrarmärkte und der Gesamtwirtschaft, Rech- 
nung zu tragen. 

4. Unter Berücksichtigung der im Laufe des Wirt- 
schaftsjahres 1974/1975 eingetretenen Preiserhöhun- 
gen hat die Kommission die in ihrem obengenann- 
ten Memorandum aufgestellten Zielkriterien auf 
einen Zeitraum von 24 Monaten angewandt. 

Die grundlegenden Faktoren zur Beurteilung der 
Entwicklung des allgemeinen Niveaus der gemein- 
samen Preise 1974/1975 und 1975/1976 wurden daher 
für die beiden Jahre 1973 und 1974 zusammenge- 
nommen berechnet. Aufgrund dieser Untersuchung 
kann der Anstieg des Einkommens aus nichtland- 
wirtschaftlicher Arbeit (Pro-Kopf-Lohn der abhängig 
Beschäftigten) im Durchschnitt auf 31,3 v. H. und der 
Anstieg der Preise der Produktionsmittel auf durch- 
schnittlich 33,3 V. H. veranschlagt werden. 

5. ln Anbetracht der Kostenstrukturen, die in den 
modernen Betrieben des Informationsnetzes land- 
wirtschaftlicher Buchführungen festgestellt wurden, 
würde die Erhöhung des allgemeinen Niveaus der 
gemeinsamen Agrarpreise, bei der die modernen 
Betriebe mit der Entwicklung der Arbeitseinkom- 
men in der übrigen Wirtschaft Schritt halten kön- 
nen, im Wirtschaftsjahr 1975/1976 bei 12,4 v. 11. lie- 
gen. 

Dieser Gemeinschaftsdurchschnitt ist jedoch durch 
den besonders starken Inflationsauftrieb in Italien 
nach oben verschoben; bei Zugrundelegung dieses 
Durchschnitts würde man für die gesamte Gemein- 
schaft den Anstieg der Produktionskosten in Italien 
berücksichtigen, der durch die wiederholte Fest- 
setzung eines neuen repräsentativen Kurses für die 
„grüne Lira" bereits teilweise ausgeglichen worden 
ist. 

Zieht man nicht nur den bereits im Wirtschaftsjahr 
1974/1975 eingetretenen, sondern auch den in Italien 
in Landeswährung erfolgten Preisanstieg ab, dann 
wäre 1975/1976 eine Erhöhung des allgemeinen 
Preisniveaus um 6,5 v. H. notwendig. 

6. Wenn einerseits der Durchschnittssatz von 12,4 
V. H. aus den oben dargelegten Gründen zu hoch ist, 
so liegt andererseits der Satz von 6,5 v. H. ganz 
offensichtlich zu niedrig, denn er würde die Land- 
wirte der anderen Mitgliedstaaten - außer Italien - 
benachteiligen, denen ja die in Italien infolge der 
Änderungen des repräsentativen Kurses der „grü- 
nen Lira" eingetretenen Preiserhöhungen nicht zu- 
gute gekommen sind. 
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7. Die Kommission hält es daher für angezeigt, 
für die einzelnen landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
Preiserhöhungen vorzuschlagen, die das allgemeine 
Niveau der gemeinsamen Preise für 1975/1976 um 
9 V. H. anheben. 

Die Kommission weist jedoch mit Nachdruck darauf 
hin, daß mehrere der von ihr vorgeschlagenen flan- 
kierenden Maßnahmen (Beihilferegelung zugunsten 
der Erzeuger von Fleisch ausgewachsener Rinder; 
tatsächliche Anwendung der Richtlinie über die 
Landwirtschaft in Gebirgsgegenden und in bestimm- 
ten benachteiligten Gebieten; besondere Beihilfe- 
regelungen für Landwirte, die seit weniger als fünf 
Jahren Betriebsinhaber sind und die einen Entwick- 
lungsplan ausführen) einen unmittelbaren zusätz- 
lichen Effekt auf die landwirtschaftlichen Einkom- 
men haben. 

8. Die Kommission schlägt je nach Erzeugnis diffe- 
renzierte Preise vor und hat dabei der gegenwärti- 
gen Lage der verschiedenen Agrarmärkte sowie den 
hier bestehenden kurz- und mittelfristigen Aussich- 
ten Rechnung getragen^). Bei einigen Erzeugnissen, 
die akute Versorgungsschwierigkeiten aufwerfen 
(Getreide, Zucker und Olivenöl) hält die Kommis- 
sion zusätzliche Anreize für die Erzeuger für not- 
wendig, während ihr bei mehreren Erzeugnissen, wo 
auf den Ausgleich zwischen Angebot und Nach- 
frage geachtet werden muß, eine gewisse Vorsicht 
geboten erscheint. 

Für den Rindfleischsektor schlägt die Kommission 
außer einer mäßigen Preiserhöhung eine Anpas- 
sung der gemeinsamen Marktorganisation, vor 
allem der Interventionsregelung vor. Um den Land- 
wirten einen Ausgleich für die negativen Auswir- 
kungen der gegenwärtig auf dem Rindfleischmarkt 
bestehenden Überschußsituation zu bieten, wird eine 
Beihilfenregelung zugunsten der Erzeuger von 
Fleisch ausgewachsener Rinder vorgeschlagen. 

Im Milchsektor ist die Preiserhöhung entsprechend 
der Entwicklung der Milcherzeugung im Laufe des 
Wirtschaftsjahres gestaffelt (6 v. H. zum 1. Februar 
und 4 V. H. zum 1. September), was, in Verbindung 
mit einigen anderen Maßnahmen, zu einem Gleich- 
gewicht auf diesem Markt beitragen wird. 

Vorschläge für flankierende Maßnahmen 

Agrarwährungspolitische Maßnahmen 

9. Die auseinanderstrebende Entwicklung der 
Wechselkurse der Währungen der Mitgliedstaaten 
auf den Devisenmärkten hat zur Anwendung von 
Währungsausgleichsbeträgen geführt. Diese Aus- 
gleichsbeträge gaben die Möglichkeit, den gemein- 
samen Agrarmarkt funktionsfähig zu erhalten, wer- 
den jedoch, wenn sie zu lange bestehen bleiben, zu 
einer Anomalie, da sie die Agrarpreise von der all- 
gemeinen Preisentwicklung isolieren. Ferner ist zwi- 
schen der Entwicklung der Produktionsmittelpreise 
in den Ländern mit höher bewerteter Währung und 
in den Ländern mit niedriger bewerteter Währung 


ein beträchtlicher Unterschied festzustellen"). Die 
Erhöhung der gemeinsamen Preise, die sich aus der 
vorstehenden Analyse ergibt, könnte daher in eini- 
gen Ländern zu stark, in anderen hingegen unzu- 
reichend sein. Die Preisvorschläge müssen deshalb 
unbedingt durch agrarwährungspolitische Vor- 
schläge ergänzt werden. 

10. Man muß also die Länder, deren Währung auf- 
gewertet wurde, anders behandeln als die Länder, 
deren Währung infolge des Floatens auf den Devi- 
senmärkten an Wert eingebüßt hat. 

Im erstgenannten Fall (Bundesrepublik Deutschland 
und Beneluxländer) schlägt die Kommission vor, den 
repräsentativen Kurs der Niederlande zu korrigie- 
ren und einen solchen Kurs für die BLWU und die 
Bundesrepublik Deutschland festzusetzen, damit 
man von Beginn des Wirtschaftsjahres an die Wäh- 
rungsausgleichsbeträge in den Beneluxländern ab- 
schaffen und für Deutschland von 12,03 v. H. auf 
7,03 V. H. senken kann. 

Bei den Erzeugnissen, deren Preise für das Wirt- 
schaftsjahr 1975/1976 in zwei Stufen erhöht werden 
(Zucker und Milch), erfolgt der Abbau der Wäh- 
rungsausgleichsbeträge ebenfalls in zwei Stufen. 

Im Falle von Ländern mit niedriger bewerteter 
Währung schlägt die Kommission dem Rat folgen- 
des vor: Die in Frankreich noch vorhandenen Wäh- 
rungsausgleichsbeträge werden teilweise abgebaut; 
die vorgeschlagene Verminderung beträgt für Frank- 
reich 3,5 V. H. und soll zu dem am besten geeigneten 
Zeitpunkt während des Wirtschaftsjahres 1975/1976 
erfolgen. Im Vereinigten Königreich und in Irland 
sind die Währungsausgleichsbeträge bereits im 
Wirtschaftsjahr 1974/1975 teilweise abgebaut wor- 
den. 

11. Mit Hilfe all dieser Maßnahmen kann man eine 
bedeutende Etappe auf dem Wege zur Wiederher- 
stellung eines gemeinsamen Agrarmarkts zurück- 
legen und gleichzeitig die gemeinsamen Preise in 
Landeswährung so anheben, wie es den wirtschaft- 
lichen Notwendigkeiten der einzelnen Mitgliedstaa- 
ten besser entspricht. 

Sonstige Maßnahmen 

12. Im Bereich der Preis- und Marktpolitik schlägt 
die Kommission vor, die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Rindfleisch besser an die Erfordernisse 
des Marktes anzupassen. 

Angesichts des außergewöhnlichen Anstiegs der Pro- 
duktionskosten bei den Treibhauserzeugnissen be- 
absichtigt die Kommission, dem Rat bis zum 1. April 
1975 Maßnahmen zur Überwindung der Schwierig- 
keiten in diesem Bereich vorzuschlagen. Ferner wird 
sie in eigener Verantwortung eine Reihe von Son- 
dermaßnahmen treffen. 


9 Siehe KOM(74) 2000, Teil I, Kapitel 10 und 15 
2) Siehe KOM(74) 2000, Teil I, Seite 11 
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Entsprechend ihren früher eingegangenen Verpflich- 
tungen wird die Kommission dem Rat bis zum 1. 
April 1975 eine Anpassung der gemeinsamen Markt- 
organisation für Olivenöl vorschlagen. 

13. Auf dem Gebiet der Sozial- und Strukturpolitik 
schlägt die Kommission dem Rat eine besondere Bei- 
hilferegelung für JunglaiiuwirLe vor, die seit weni- 
ger als fünf Jahren Betriebsinhaber sind und die 
einen Entwicklungsplan ausführen. 

Weiterhin wird die Kommission baldmöglichst ihre 
Vorschläge zur tatsächlichen Anwendung der Richt- 
linie über die Landwirtschaft in Gebirgsgegenden 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten folgen 
lassen. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß diese Vor- 
schläge im Bereich der Sozial- und Strukturpolitik 
eng mit ihren Preisvorschlägen Zusammenhängen 
und daß der Rat bis zum 1. Februar 1975 gleich- 
zeitig darüber entscheiden sollte. 

B. Beurteilungsfaktoren nach Erzeugnissen 

Getreide 

1. Die Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Getreide bestimmt in Artikel 2, daß 
nach dem Verfahren von Artikel 43 Absatz 2 des 
Vertrages folgende Preise festgesetzt werden: 

— je ein Richtpreis für Weichweizen, Hartwei- 
zen, Gerste, Mais und Roggen; 

— ein Grundinterventionspreis für Weichweizen; 

— ein garantierter Mindestpreis für Hartweizen. 

Ein Vorschlag zur Änderung der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG ist diesem Preisvorschlag beige- 
fügt; es wird insbesondere angeregt, das Mais- 
wirtschaftsjahr wieder am 1. August jedes Jah- 
res beginnen zu lassen. 

2. Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 schlägt die 
Kommission gemäß Artikel 2 Absatz 1 und ge- 
mäß Artikel 4 Absatz 4 Buchstabe c der Verord- 
nung Nr. 120/67/EWG (mit der im vorstehenden 
Absatz aufgeführten Änderung) die im Anhang 
genannten Preise vor. 

Mit diesem Vorschlag wird auch die Preisrege- 
lung für Weichweizen beibehalten, aber die für 
seinen Richtpreis vorgeschlagene Erhöhung liegt 
1 V. H. über der für den Grundinterventionspreis 
vorgeschlagenen Erhöhung. 

Für Hartweizen wird vorgeschlagen, die Beihilfe- 
regelung nach Artikel 10 der Verordnung Nr. 
120/67/EWG beizubehalten. 

Für Gerste und Mais wird ein einziger Richtpreis 
in Höhe von 127,50 RE/t vorgeschlagen. Das 
Maiswirtschaftsjahr beginnt wieder am 1. August 
jeden Jahres. 

Für sämtliche Getreidearten liegt die Erhöhung 
zwischen 8 und 12 v. H. 


In der beigefügten Tabelle sind die früheren 
Preise und die Vorschläge für das neue Wirt- 
schaftsjahr enthalten. 

Um Klarheit und Genauigkeit bemüht, gibt die Kom- 
mission wie in den Vorjahren ebenfalls die einzigen 
Interventionspreise an, die sie aufgrund von Artikel 
4 Absatz 4 Buchstabe e der Verordnung Nr. 120/ 
67/EWG für Hartweizen, Mais, Roggen und Gerste 
vorzuschlagen gedenkt. 

Der bei der vorgeschlagenen Erhöhung auftretende 
Unterschied zwischen dem Richtpreis und dem Inter- 
ventionspreis für Weichweizen soll durch größere 
Beweglichkeit die spätere Einführung eines einheit- 
lichen Preises erleichtern, wie er schon bei den an- 
deren Getreidearten besteht. 

Für Hartweizen wird eine Erhöhung in einer ent- 
sprechenden Größenordnung wie für Weichweizen 
vorgeschlagen, wobei die Beihilfe auf einen Betrag 
gesenkt werden soll, der mit weiteren Förderungs- 
maßnahmen für diese Getreideart, für die in der Ge- 
meinschaft ein Defizit besteht, zu vereinbaren ist. 

Um allmählich zu einer besseren Preisabstufung bei 
Futtergetreide zu gelangen, wird für Gerste und 
Mais eine relative Erhöhung vorgeschlagen, die 
über der Erhöhung für Weizen liegt. A_ufgrund der 
allgemeinen Erhöhung der Marktpreise kann jetzt 
wieder für alle Getreidesorten ein einheitliches 
Wirtschaftsjahr festgesetzt werden; das Maiswirt- 
schaftsjahr beginnt wieder am 1. August jeden 
Jahres, und die Richtpreise für Gerste und für Mais 
werden vereinheitlicht. 

Für Roggen wird eine erhebliche Erhöhung vorge- 
sehen, um eine Erzeugung zu fördern, die zur Zeit 
rückläufig ist. 

Weitere Maßnahmen 

Erste Maßnahme 

Die Kommission hatte vorgeschlagen, den Beginn 
des Maiswirtschaftsjahres auf den 1. Oktober zu 
verlegen, weil sich der Zyklus dieser Getreideart 
von den Zyklen der anderen Getreidearten unter- 
scheidet. Bis zur schrittweisen Herstellung einer 
besseren Preisabstufung für die einzelnen Getreide- 
arten sollte durch die Terminverschiebung Gerste 
gegenüber Mais in den Monaten Juli bis September 
(drei Monate) wettbewerbsfähiger werden. 

Angesichts der auf dem Weltmarkt bei Mais zu be- 
obachtenden Entwicklung scheint es jedoch notwen- 
dig, die Angieichung des Gerste- und Maispreises 
auf dem Gemeinschaftsmarkt zu beschleunigen. In 
der derzeitigen Lage dürfte die für drei Monate er- 
zielte Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit von 
Gerste gegenüber Mais nicht die Verschlechterung 
rechtfertigen, die sich in den übrigen neun Monaten 
des Wirtschaftsjahres aus dem zweimonatigen Ab- 
stand bei dem monatlichen Zuschlag ergibt. 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 
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Weichweizen 

Richtpreis 

Grundinterventions- 

preis 

Unterschied 

Hartweizen 

Richtpreis 

Einziger 

Interventionspreis 

Unterschied 

Garantierter Mindest- 
preis 

Erzeugerbeihilfe 

Gerste 

Richtpreis 

Grundinterventions- 

preis 

Einziger 

Interventionspreis 

Unterschied 

Roggen 

Richtpreis 

Einziger 

Interventionspreis 

Unterschied 

Mais 

Richtpreis 

Einziger 

Interventionspreis 

Unterschied 

4) Der Richtpreis für Gerste 
Getreidearten denselben 


Preisvorschläge für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 

(mit Angabe der vorherigen Preise) 


Preise 

1973/1974 

Preise 
1974/1975 
vor der 
5prozen- 
tigen 
Erhöhung 

Preise 
1974/1975 
nach der 
5prozen- 
tigen 
Erhöhung 

Anstieg 

gegenüber 

1973/1974 

Anstieg 
gegenüber 
1973/1974 
nach der 
5prozen- 
tigen 
Erhöhung 

Für 

1975/1976 

vorge- 

schlagene 

Preise 

114,94 

121,84 

127,93 

± 22,43 

+ 10 v.H. 

140,72 

105,80 

110,03 

115,53 

± 19,03 

+ 9 v.H. 

125,93 

9,14 

11,81 

12,40 



14,79 

133,93 

182,83 

191,97 

± 54,80 

+ 8 v.H. 

207,33 

118,10 

166,83 

175,17 

± 61,33 

+ 9 v.H. 

190,53 

15,83 

16,00 

16,80 



16,80 

155,33 

196,83 

205,17 

± 39,17 

+ 5 v.H. 

216,17 

37,23 

30,00 

30,00 



25,64 

105,29 

110,55 

116,08 

± 21,09 

i ± 10 v.H. 

127,50 1 

96,66 

- 





- 

96,60 

101,43 


+ 10 v.H. 

111,57 

8,63 

13,95 

14,65 



15,93 

112,30 

119,04 

124,99 

± 24,65 

+ 12 v.H. 

139,98 

97,92 

101,84 

106,93 

± 22,30 

+ 12 v.H. 

119,76 

14,38 

17,20 

18,06 



20,22 

102,77 

109,45 

114,92 

1 

± 24,06 

± 11 v.H. 

127,50 

84,08 

89,55 

94,03 

± 24,13 

+ 11 v.H. 

104,37 

18,69 

19,90 

20,89 



23,13 


wurde um 9,84 v. H. und der Richtpreis für Mais um 10,95 v. H. erhöht, um für beide 
Richtpreis (127,50) zu erhalten. 
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Außerdem führt der geänderte Termin für den Be- 
ginn des Wirtschaftsjahres bei Mais und Sorghum 
zu einem Preisbruch für diese Getreidearten, der am 
1. Oktober eintritt, das heißt, während des Wirt- 
schaftsjahres der anderen Getreidearten, das am 
1. August beginnt. Es ist aber von großer Bedeu- 
tung, für alle Getreidearten die Einheitlichkeit des 
Wirtschaftsjahres wiederherzustcllcn; somit dürfte 
es möglich sein, schon im nächsten Wirtschaftsjahr 
einen wichtigen Schritt in Richtung auf eine bessere 
Stufung der Getreidepreise zu tun. 

Daher erscheint es angebracht, auf eine Überein- 
stimmung mit dem Zyklus für Mais und Sorghum zu 
verzichten und die entsprechende Regelung jetzt 
voll und ganz der Regelung der mit Mais und 
Sorghum auf dem Markt konkurrierenden Getreide- 
arten gleichzustellen. 

Die Getreidevorschläge für das Wirtschaftsjahr 1975/ 
1976 tragen dieser Änderung Rechnung. 

Gemäß Artikel 11 der Verordnung 120/67/F.WG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide wird eine Erstattung 
bei der Erzeugung gewährt: 

a) für Mais und Weichweizen, die in der Gemein- 
schaft zur Herstellung von Stärke verwendet 
werden, 

b) für Kartoffelstärke, 

c) für Grobgrieß und Feingrieß aus Mais (Gritz), die 
in der Gemeinschaft für die Herstellung von 
Glukose durch „direkte Hydrolyse" verv/endet 
werden, 

d) für Mais, der von der Maisindustrie zur Herstel- 
lung von Grobgrieß und Feingrieß (Gritz) ver- 
wendet wird, welche in der Gemeinschaft von 
der Brauereiindustrie verwendet werden. 

Die während der letzten Jahre erworbene Erfahrung 
mit der Anwendung des genannten Artikels 1 1 hat 
den Rat in der letzten Zeit veranlaßt, mehrfach die 
Erstattung bei der Erzeugung für Getreidestärke zu 
ändern, da er der Ansicht war, daß die Hohe dieser 
Erstattungen vor allem aufgrund der Entwicklung 
der Versorgungsbedingungen für die Grunderzeug- 
nisse zur Herstellung von Getreidestärke wirtschaft- 
lich nicht mehr gerechtfertigt sei. 

Aufgrund dieser Erfahrung ist es daher angebracht, 
eine Erstattung bei der Erzeugung nicht mehr in 
jedem Falle obligatorisch zu gewähren, sondern nur 
die Möglichkeit einer Erstattung vorzusehen. 

Demnach wird vorgeschlagen, die Verordnung 
Nr. 120/Ö7/EWG im Sinne der vorstehenden Ausfüh- 
rungen zu ändern. 

Zweite Maßnahme 

Um die Verordnung (EWG) Nr. 1127/74 des Rates 
zur Festsetzung der monatlichen Zuschläge zu den 
Preisen für Getreide, Mehl von Weizen und Roggen 


sowie für Grob- und Feingrieß von Weizen für das 
Wirtschaftsjahr 1974/1975 der Lage anzupassen, die 
durch die Zusammenlegung des Wirtschaftsjahres 
für Mais mit dem Wirtschaftsjahr für die übrigen 
Getreidesorten entstanden ist, ist es angezeigt, die 
Anwendung der monatlichen Zuschläge für Mais 
und damit für Sorghum auf die Zeit bis Ende Juli 
1975 zu begrenzen. 

Weitere Änderungen werden nicht vorgeschlagen, 
um Störungen während des Wirtschaftsjahres zu 
vermeiden; daher wird die derzeitige Regelung für 
Mais bis 31. Juli 1975 beibehalten. 

Finanzielle Auswirkungen 

Diese Maßnahme hat keine finanziellen Auswirkun- 
gen für den EAGFL. 


Stärkehaltige Erzeugnisse 

Die Kommission beabsichtigt in der derzeitigen Lage 
nicht, für die stärkehaltigen Erzeugnisse eine Er- 
stattung bei der Erzeugung für das Wirtschaftsjahr 
1975/1976 vorzuschlagen. 

Reis 

1. Gemäß Artikel 2 und 4 der Verordnung Nr. 359/ 
67/EWG ^) hat die Kommission einen Richtpreis 
für geschälten Reis und einen Interventionspreis 
für Rohreis in den Reisanbaugebieten für das 
Wirtsdiaftsjahr 1. September 1975 bis 31. August 
1976 vorzuschlagen. 

2. Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975, einschließlich 
der Heraufsetzung der Preise auf dem Agrar- 
sektor mit Wirkung vom 7. Oktober 1974, er- 
folgte die Festsetzung 

— des Richtpreises für geschälten Reis auf 
23,730 RE/100 kg, das ist ein Anstieg um 
11,3 V. H. gegenüber 1973/1974; 

— des Interventionspreises für Rohreis auf 
14,340 RE/100 kg, das ist eine Erhöhung um 
9,2 V. H. gegenüber 1973/1974. 

Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 wird ein Richt- 
preis für geschälten Reis in Höhe von 25,628 RE/ 
I 00 kg vorgeschlagen, das ist eine Erhöhung um 
8 V. H. gegenüber 1974/1975. 

Bei der Festsetzung des Interventionspreises für 
Rohreis auf der Grundlage des P-ichtpreises für 
geschälten Reis für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 
wurde der Erhöhung der Verarbeitungs- und 
Transportkosten seit 1974/1975 Rechnung getra- 
gen. Es wird ein Interventionspreis von 15,200 
RE/100 kg vorgeschlagen, das ist eine Erhöhung 
um 6 V. H. gegenüber 1974/1975. 


^‘) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967 
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3. a) Angebot 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 wird die Reis- 
ernte der Gemeinschaft bei einer Anbaufläche 
von 207 900 ha und einem Durchschnittsertrag 
von 41,25 kg/ha geschälter Reis am 1. Dezember 
1974 auf 858 000 t Reis (ausgedrückt in Mengen 
geschältem Reis) geschätzt. 

Diese Ernte weist einen ausfuhrfähigen Uber- 
schuß in Höhe von 300 000 t auf (ausgedrückt in 
Mengen geschältem Reis). Durch die Maßnahmen 
der Kommission auf dem Gebiet der Ausfuhr 
(insbesondere Ausfuhrabschöpfungen, Aus- 
schreibungen für diese Abschöpfung) konnte der 
Preisanstieg in den Reisanbaugebieten einge- 
dämmt werden. Am 28. November 1974 erreich- 
ten die Marktpreise in Vercelli folgenden Stand: 
Rundkörniger Rohreis: 15,61 RE/100 kg, d. h. 
8,9 V. H. über dem Interventionspreis, lang- 
körniger Rohreis: 16,21 RE/100 kg, d. h. 1,6 v. H. 
über dem Interventionspreis. 

b) Nachfrage 

Die Reisnachfrage, die 1973 sowohl auf dem 
Markt der Gemeinschaft als auch auf dem Welt- 
markt besonders stark war, ging bei langkör- 
nigem Reis fortschreitend zurück. Rundkörniger 
Reis ist am Weltmarkt nur beschränkt verfügbar, 
so daß nahezu die gesamte gemeinschaftliche 
Ernte (40 v. H. der Gesamternte) vom Markt der 
Gemeinschaft aufgenommen werden wird. 

c) Versorgungslage und Vorräte 

Die Versorgung der Gemeinschaft mit rundkör- 
nigem Reis dürfte gesichert sein. Bei langkör- 
nigem Reis werden sich Frankreich teilweise und 


Italien ganz auf dem Binnenmarkt versorgen. Die 
übrigen Mitgliedstaaten und teilweise auch 
Frankreich werden sich mit langkörnigem Reis 
auf dem Weltmarkt zu Preisen versorgen, die 
möglicherweise über dem Schwellenpreis liegen; 
eine Ausnahme gilt für vollständig geschliffenen 
langkörnigen Reis, bei dem der Weltmarktpreis 
nahe am Schwellenpreis liegt. 

Die Bestände zu Beginn des Wirtschaftsjahres 
1974/1975, ausgedrückt in Mengen geschältem 
Reis, belaufen sich auf rund 250 000 t, also um 
100 000 t mehr als 1973/1974. 

d) Weltmarktlage 

Der Reismangel, durch den der Weltmarkt seit 
Ende 1972 gekennzeichnet ist, dürfte seit An- 
fang des Wirtschaftsjahres 1974/1975 weniger zu- 
gespitzt sein. Die Welternte 1974/1975 kann, ob- 
wohl sie auf 2 bis 4 Mio t weniger als die des 
Vorjahres geschätzt wird, als sehr gut bezeichnet 
werden. Die seit 1973 schwindenden Weltbestän- 
de dürften aufgefüllt sein, und die Reisnachfrage 
wird nur schwach zunehmen. 

e) Erzeugererlöse 

In den Wirtschaftsjahren 1972/1973 und 1973/ 
1974 lagen die Marktpreise in den Reisanbau- 
gebieten weit über den festgesetzten Interven- 
tionspreisen. Seit dem Wirtschaftsjahr 1974/1975 
haben sich die Preise auf einem normalen Niveau 
eingependelt (bei rundkörnigem Reis 8 v. H. und 
bei langkörnigem Reis 1 v. H. über den jeweili- 
gen Interventionspreisen). Seit Oktober 1972 
wurde kein Reis mehr zur Intervention ange- 
boten. 


Berechnung des Richtpreises für Reis 

für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 
RE/100 kg 


i 1974/1975 
(Zusammenfassung) ^) 

Richtpreis für geschälten Reis in Duisburg i 23,730 

Verminderung um einen Teil der Präferenz 

AASM/ÜLG 0,150 

Richtpreis für geschälten Reis in Duisburg 22,450 

Transport Vercelli-Duisburg 1,402 

Preis für geschälten Reis in Vercelli I 21,048 

Umrechnung von geschältem Reis in Rohreis ' 16,838 

Schälkosten je 100 kg Rohreis ! 2,155 

Wert der Nebenerzeugnisse - 

Theoretischer Richtpreis für Rohreis in Vercelli 14,683 

Spanne von 7 v. H. 1,028 

Interventionspreis für Rohreis in Vercelli 14,340 


1975/1976 


25,628 (8v.H.) 

0,150 

25,478 

2,054 

23,424 

18,739 

2,395 

16,344 
J^^144 ^ 

15,200 (6v.H.) 


<>) Die Zwischenkosten zwischen dem Richtpreis und dem Interventionspreis wurden bei der allgemeinen Preis- 
anhebung am 7. Oktober 1974 nicht angepaßt. 
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Verbundene Maßnahmen 

Artikel 9 der Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Reis sieht vor, daß eine Er- 
stattung bei der Erzeugung für Bruchreis gewährt 
wird, der 

a) von der Stärkeindustrie zur f-Ierstellung von 
Stärke 

b) von der Brauereiindustrie zur Herstellung von 
Bier 

verwendet wird. 

Die im Verlauf der Jahre mit der Anwendung des 
vorgenannten Artikels 9 gewonnenen Erfahrungen 
veranlaßten den Rat kürzlich, die Erstattung bei der 
Erzeugung für stärkehaltige Erzeugnisse wiederholt 
zu ändern, da seines Erachtens das Niveau dieser 
Erstattungen insbesondere auf Grund der Entwick- 
lung der Versorgungsbedingungen bei dem zur Her- 
stellung der stärkehaltigen Erzeugnisse bestimmten 
Ausgangserzeugnisse wirtschaftlich nicht mehr ge- 
rechtfertigt war. 

Auf Grund dieser Erfahrung ist es infolgedessen ge- 
boten, die Gewährung einer Erstattung bei der 
Erzeugung nicht mehr unter allen Umständen zwin- 
gend vorzuschreiben, sondern nur deren Möglichkeit 
vorzusehen. 

Dies ist die Tragweite des von der Kommission dem 
Rat vorgelegten Verordnungsvorschlags. 


Zucker 

Die Lage auf dem Weltmarkt für Zucker ist durch 
Rekordpreisniveaus gekennzeichnet, die sich aus 
einer weltweiten Knappheit infolge eines die Er- 
zeugung überschreitenden Verbrauchs ergeben. Der 
Weltzuckervorrat ist auf einen außergewöhnlich 
niedrigen Stand gesunken. 

In der Gemeinschaft liegt die Zuckerproduktion für 
das Wirtschaftsjahr 1974/1975 um etwa 1 Mio t unter 
einer normalen Produktion, und der Vorrat am 
Anfang dieses Wirtschaftsjahres stellte im Ver- 
gleich zu einem in der Regel nötigen Vorrat von 
10 V. H. nur 4 v. H. des Verbrauchs dar. Schließlich 
entwickeln sich die Zuckerpreise auf den Märkten 
der Gemeinschaft ansteigend und erschweren somit 
zunehmend eine zufriedenstellende Belieferung der 
Mangelgebiete. Infolgedessen wurden bereits not- 
wendige Maßnahmen getroffen, um Zuckerausfuh- 
ren zu erschweren und subventionierte Einfuhren 
mit Herkunft aus Drittländern zu ermöglichen. 

Die vorgeschlagenen Preiserhöhungen zielen darauf 
ab, den Zuckerrübenanbau 1975/1976 anzuregen. Im 
übrigen ist die ab 1. Februar 1975 vorgesehene Er- 
höhung auch zum Ausgleich des starken Produk- 
tionskostenanstiegs im Wirtschaftsjahr 1974/1975 


bestimmt. Außerdem ist geboten, den Höchstbetrag 
des Beitrags für die Produktion für das vorgenannte 
Wirtschaftsjahr auf Null festzusetzen; diese Fest- 
setzung zieht keine finanzielle Wirkung nach sich, 
da keine Absatzverluste vorliegen. 


Olivenöl 

1. Auf seiner März-Tagung 1974 verpflichtete sich 
der Rat, ab 1. November 1975 die geltende Rege- 
lung durch eine neue Regelung zu ersetzen, die 
vom Rat auf Vorschlag der Kommission vor dem 
1. April 1975 beschlossen werden wird. 

Auf Grund dieser Entscheidung wird die Kom- 
mission ihre Vorschläge für die neue Regelung 
rechtzeitig vorlegen, damit der Rat in den vor- 
gesehenen Fristen beschließen kann. Sie glaubte 
jedoch, ihren Vorschlag für den Erzeugerricht- 
preis schon jetzt vorlegen zu müssen; denn der 
betreffende Preis ist ein bedeutender Faktor für 
das Einkommen der Erzeuger, und seine Prüfung 
kann nicht außerhalb des Rahmens erfolgen, in 
dem die Preise für die anderen Agrarerzeugnisse 
geprüft werden, 

2. Artikel 4 der Verordnung Nr. 136/66/EWG sieht 
die jährliche Festsetzung eines Erzeugerricht- 
preises für Olivenöl vor. 

Dieser Preis wurde vom Rat für das Wirtschafts- 
jahr 1973/1974 und 1974/1975 auf 137,17 bzw. 
144,07 RE/100 kg festgesetzt. 

Es ist zu bemerken, daß auf diesem Sektor: 

— die Lohnkosten eine besonders große Aus- 
wirkung auf die Selbstkosten für öl haben. 
Diese Feststellung wird durch die ersten Er- 
gebnisse der dieses Jahr in Italien angestell- 
ten Erhebung über die Produktionskosten be- 
stätigt; 

— der technische Fortschritt gleicht die Selbst- 
kostenerhöhung für öl nicht aus wie auf 
anderen Sektoren. In Anbetracht vorstehen- 
der Überlegungen ist nach Auffassung der 
Kommission eine Olivenölpreiserhöhung vor- 
zusehen, die über der für die anderen Er- 
zeugnisse im Durchschnitt beschlossenen Er- 
höhung liegt. Bei der derzeitigen Lage schlägt 
sie eine Erhöhung des Preises, ausgedrückt in 
RE, um 15 V. H. vor. 

Der sich daraus für das Wirtschaftsjahr 1975/ 
1976 ergebende Erzeugerrichtpreis beträgt 
165,63 RE/100 kg. 

Ölsaaten und eiweißhaltige Saaten 

Der Sektor Ölsaaten und eiweißhaltige Saaten um- 
faßt im wesentlichen Raps- und Rübsensamen, Son- 
nenblumenkerne, Sojabohnen und Baumwollsaat. 
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1. Raps- und Rübsensamen und Sonnenblumen- 
kerne 

Gemäß Verordnung Nr. 136/66/EWG") werden 
für Raps- und Rübsensamen sowie für Sonnen- 
blumenkerne alljährlich ein Richtpreis und ein 
Interventionsgrundpreis festgelegt. 

Das Wirtschaftsjahr, für das diese Preise gelten, 
dauert vom: 

— 1. Juli bis 30. Juni für Raps- und Rübsen- 
samen; 

— 1. September bis 31. August für Sonnen- 
blumenkerne. 


Für die Wirtschaftsjahre 1973/1974 und 1974/1975 
wurden die Preise wie folgt festgesetzt: 




RE/ 100 kg 

1973/1974 1974/1975 

a) 

Raps- und Rübsensamen: 



— Richtpreis 

21,06 

23,00 


— Interventions- 
grundpreis 

20,45 

22,33 

b) 

Sonnenblumenkerne : 

— Richtpreis 

21,26 

23,67 


— Interventions- 
grundpreis 

20,65 

22,98 


Die Produktion der erweiterten Gemeinschaft 
belief sich 1973/1974 auf ca. 1 059 000 t. 


Bei der Aussaat im Wirtschaftsjahr 1974/1975 
wurden vor allem in Frankreich erhebliche An- 
strengungen unternommen, um die herkömm- 
lichen erucasäurereichen Rapssorten durch neue 
erucasäurearme Sorten zu ersetzen, die den 
Markterfordernissen eher entsprechen. Die ande- 
ren Mitgliedstaaten unternahmen ebenfalls An- 
strengungen in dieser Richtung, und es ist damit 
zu rechnen, daß die Gemeinschaftsproduktion an 
Rapssamen bald überwiegend aus Samen mit 
einem geringen Gehalt an Erucasäure bestehen 
wird. In Anbetracht dessen dürften die Faktoren, 
die bisher die Steigerung des Verbrauchs von 
Rapserzcugnissen behindert hatten, nicht mehr 
gegeben sein, und die Befürchtungen, die für den 
Fall einer Konjunkturänderung in bezug auf den 
Absatz der gemeinschaftlichen Rapssameuerzeu- 
gung aufgetreten waren, dürften sich zerstreuen. 

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß die Sub- 
stitution der traditionellen Rapssorten für die 
Landwirte insofern ein Problem darstellt, als mit 
den neuen Sorten erheblich niedrigere Erträge 
erzielt werden. 

In der gegenwärtigen Konjunkturlage, die durch 
einen Mangel an öl und Ölkuchen gekennzeich- 
net ist, stellt die gemeinschaftliche Rapssamen- 
erzeugung einen wesentlichen Beitrag dar, zu- 


mal diese Mangelsituation - wenn auch in ge- 
ringerem Umfang - auch im kommenden Wirt- 
schaftsjahr anhalten dürfte. 

Unter diesen Bedingungen muß darauf hinge- 
wiesen werden, daß die Rapssamenerzeugung 
auf dem gegenwärtigen Niveau gehalten und 
wenn möglich sogar gesteigert werden sollte. 
Infolgedessen wäre es gerechtfertigt, für Raps 
einen etwas höheren Anreiz zu gewähren, als 
für die Konkurrenzerzeugnisse von Raps in der 
Fruchtfolge, insbesondere Weizen; es wird da- 
her vorgeschlagen, den Richtpreis und den Inter- 
ventionspreis für Raps- und Rübsensamen um 
11 V. H. zu erhöhen. 

Da die Qualität der Verarbeitungserzeugnisse 
von Sonnenblumenkernen von hoher Qualität 
ist, die Sonnenblumenkernerzeugung in der Ge- 
meinschaft ein Defizit aufweist und ein hin- 
reichender Anreiz zur Förderung des Anbaus 
gegeben werden soll, wird vorgeschlagen, den 
Richtpreis und den Interventionsgrundpreis für 
Sonnenblumenkerne um 12 v. H. zu erhöhen. 

2. Baumwollsaat 

Für Baumwollsaat ist in Artikel 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1516/71 ®) vorgesehen, daß jedes 
Jahr eine Beihilfe je Hektar Anbau- und Ernte- 
fläche gewährt wird. Die Beihilfe wurde für das 
Wirtschaftsjahr 1973/1974 auf 82 RE/ha und für 
das Wirtschaftsjahr 1974/1975 auf 87,78 RE/ha 
festgesetzt. Es wird vorgeschlagen, den Beihilfe- 
betrag für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 auf 
96 RE anzuheben. 

Da die notwendige Anpassung des Erzeugerein- 
kommens teilweise durch die günstige Lage auf 
dem Baumwollsaatmarkt erzielt werden kann, 
müßte eine Erhöhung der Beihilfe um etwas 
mehr als 9 v. Bl. ausreichen, um ein gewisses 
Interesse am Anbau von Baumwollsaat, dessen 
Umfang im übrigen sehr begrenzt ist, aufrechtzu- 
erhalten. 

3. Sojabohnen 

Nach der Verordnung (EWG) Nr. 1900 74-’) setzt 
der Rat jährlich einen Zielpreis für in der Ge- 
meinschaft erzeugte Sojabohnen fest. Dieser Ziel- 
preis gilt für das Wirtschaftsjahr, das am 1. No- 
vember beginnt und am 31. Oktober endet. 

Der Zielpreis für Sojabohnen wurde zum ersten- 
mal durch die Verordnung (EWG) Nr. 2503/74 
des Rates ^^’) festgesetzt und beläuft sich für das 
Wirtschaftsjahr 1974/1975 auf 23,31 RE JOO kg. 

") Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 160 
vom 17. Juli 1971, S. 1 

f^) Amtsbldtl der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 201 
vom 23. Juli 1974, S. 5 

1^*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 268 
vom 3. Oktober 1974, S. 14 
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Bei der gegenwärtigen Knappheit an Eiweiß- 
stoffen und im Fall von Versorgungsschwierig- 
keiten auf dem Weltmarkt kommt der Soja- 
bohiienerzeugung in der Gemeinschaft trotz ihres 
begrenzten Umfangs eine unbestreitbare Bedeu- 
tung zu. 

Mit Rücksicht darauf, daß die Sojaerzeugung in 
der Gemeinschaft erst in ihren Anfängen ist, und 
um diesen neuen Produktionszweig der Land- 
wirtschaft zu fördern, müßte ein zusätzlicher An- 
reiz gewährt werden. Daher wird vorgeschlagen, 
den Zielpreis für Sojabohnen um 12 v. H. zu 
erhöhen, ohne jedoch das Preisgefüge der ver- 
schiedenen in der Gemeinschaft erzeugten Öl- 
saaten zu verändern. 

Künstlich getrocknetes Futter 

1. Mit Verordnung (EWG) Nr. 1067/74^^) des Rates 
vom 30. April 1974 wurde eine gemeinsame 
Marktorganisation für künstlich getrocknetes 
Futter errichtet. Diese Marktorganisation sieht 
die Gewährung einer Beihilfe für in der Gemein- 
schaft erzeugtes künstlich getrocknetes Futter 
vor. Der Betrag dieser Beihilfe wurde für das 
Wirtschaftsjahr 1974/1975 auf 6,30 RE je Tonne 
iostgesetzt. Da das erste Wirtschaftsjahr, für das 
die gemeinsame Marktorganisation gilt, erst am 
31. März 1975 endet, sind vorläufig noch keine 
Schlußfolgerungen in bezug auf die Auswirkun- 
gen der Gewährung der Beihilfe auf die Erzeu- 
gung von Trockenfutter in der Gemeinschaft 
möglich. Fest steht, daß der Beschluß des Rates 
über die Beihilferegelung dazu beigetragen hat, 
das Interesse der Trocknungsbetriebe an diesem 
Verfahren zu erhöhen. 

2. Nach Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1067/ 
74 wird „bei der Festsetzung der Höhe der Bei- 
hilfe der Notwendigkeit Rechnung getragen, eine 
bessere Versorgung der Gemeinschaft mit künst- 
lich getrocknetem Futter zu gewährleisten". 

Dafür ist es erforderlich, einerseits die Produk- 
tionskosten und andererseits den Preis, der auf 
dem Markt erzielt werden kann, zu berücksich- 
tigen. 

3. Gegenüber dem Vorjahr haben sich die Produk- 
tionskosten für Trockenfutter aus zwei Gründen 
erhöht. Erstens: Damit der Landwirt weiter 
Grünfutter anbauen kann, muß der Trocknungs- 
betrieb ihm ein Hektareinkommen garantieren, 
das in einem bestimmten Verhältnis zu dem Ein- 
kommen je Hektar Getreide oder Zuckerrüben 
als den wichtigsten Konkurrenzkulturen für 
Grünfutter steht. Zweitens haben sich die Trock- 
nungskosten seit Ende 1973 stärker erhöht als 
die durchschnittlichen Produktionskosten in 
anderen landwirtschaftlichen Verarbeitungszwei- 
gen, was auf die Merkmale der Kostenstruktur 
des getrockneten Erzeugnisses zurückzuführen 
ist. 


4. Es steht zu befürchten, daß die auf dem Markt 
erzielten Verkaufspreise im Laufe des nächsten 
Wirtschaftsjahres nicht in der Lage sein werden, 
die zu erwartende Erhöhung der Produktions- 
kosten vollständig auszugleichen. Der Trocken- 
futterpreis ist nämlich in einem gewissen Maß 
an den Sojakuchenpreis gebunden. 1974 wurde 
nun festgestellt, daß der Preis für Sojakuchen 
zwar über den bis 1972 festgestellten Preisen lag, 
sich jedoch nicht so stark erhöht hatte, wie man 
erwarten konnte. Im Jahre 1975 dürfte die Tat- 
sache, daß die Sojabohnenernte in den Vereinig- 
ten Staaten 1974 um 20 v. H. zurückging, einen 
Preisanstieg bewirken. 

Der Rückgang der Nachfrage nach Proteinen in- 
folge der verringerten Rentabilität der tierischen 
Erzeugung könnte diesen Preisauftrieb jedoch 
stark begrenzen. 

5. Die Eiweißerzeugung in der Gemeinschaft muß 
weiterhin erhöht werden. Das beste Ergebnis 
scheint auf dem Trockenfuttersektor erzielt wor- 
den zu sein, denn künstlich getrocknetes Futter 
steht unter den als eiweißhaltig geltenden 
pflanzlichen Erzeugnissen der Gemeinschaft in 
bezug auf die Produktion an erster Stelle. Von 
den Rohproteinerzeugung des Wirtschaftsjahres 
1972/1973 in Höhe von 550 000 Tonnen entfielen 
256 000 Tonnen auf Trockenfutter, 228 000 t auf 
Raps-, Sonnenblumen- und Leinkuchen und 
71 000 t auf Leguminosensamen. 

6. Unter diesen Umständen erscheint es gerecht- 
fertigt, den Betrag dieser Beihilfe um einen 
höheren Prozentsatz als den für die Anhebung 
der Preise für bestimmte andere Erzeugnisse 
festgesetzten Satz zu erhöhen und ihn auf acht 
Rechnungseinheiten je Tonne anzuheben. 

Diese Beihilfe dürfte der Trocknungsindustrie 
die Möglichkeit geben, den Anstieg der Produk- 
tionskosten zu verkraften und gleichzeitig das 
Endprodukt zu einem Preis anzubieten, der mit 
dem Preis der Substitionserzeugnisse, insbeson- 
dere Soja, konkurrieren kann. 


Flachs und Hanf 

1. Nach Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/ 
70^-) wird für Flachs und Hanf jedes Jahr eine 
Beihilfe je Hektar Anbau- und Erntefläche ge- 
währt. 

2. Die Entscheidungen des Rates betreffend den 
Beihilfebetrag für die Wirtschaftsjahre 1973/1974 
und 1974/1975 sowie der Vorschlag der Kommis- 
sion für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 (RE/ha) 


Iß Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 120 
vom 1. Mai 1974, S. 2 

^-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 4. Juli 1970, S. 1 
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sind in der nachstehenden Tabelle zusammen- 
gefaßt: 



1973/1974 

1974/1975 

1975/1976 

(Vorschlag) 

Flachs 




Vereinigtes 

Königreich 

70 

96,60 

128,20 

Dänemark 

125 

168 

188,15 

Andere Mit- 
gliedstaaten 

150 

168 

188,15 

Hanf 




Gemeinschaft 

125 

141,75 

158,75 


3. Der 1972 und 1973 festgestellte Rückgang der 
Anbaufläche bei Textilien war 1974 nicht mehr 
zu beobachten: Nach vorläufigen Angaben sind 
die Einsaatflächen wieder auf 58 200 Hektar an- 
gestiegen gegenüber 47 200 ha im Jahre 1973 
und 52 000 ha im Jahre 1972. Der Faserertrag 
dieser Gemeinschaftsernte kann mit 85 000 t be- 
ziffert werden. Die voraussichtliche Nachfrage im 
Wirtschaftsjahr 1974/1975 läßt sich mit 126 000 t 
veranschlagen (97 500 t für die Verarbeitungs- 
industrie der Gemeinschaft und 28 500 t für die 
Verbraucher der Drittländer). Die Flachsfaser- 
produktion in der Gemeinschaft weist nach wie 
vor ein großes Defizit auf. Diese Situation wird 
durch die Tatsache kompliziert, daß die Ein- 
fuhren aus Drittländern wahrscheinlich nicht 
mehr als 30 000 t betragen werden. Die bereits 
sehr niedrigen Vorräte der Spinnereien müssen 
wahrscheinlich noch um 10 000 t abgebaut wer- 
den, damit für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 ein 
Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage 
sichergestellt werden kann. 

Es ist nicht ausgeschlossen, daß sich die Rezes- 
sion im Textilsektor geringfügig auf die Tätig- 
keit der Verbraucherindustrien auswirkt; ein be- 
deutender Rückgang der Nachfrage nach Fasern 
ist indessen kaum zu erwarten, da die Spinne- 
reien ihre Vorräte wieder aufstocken müssen. 
Hinsichtlich der eingeführten Qualitäten und 
Quantitäten läßt nichts auf ein bedeutende Ver- 
änderung schließen. Unter diesen Umständen 
wird das Gleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage von der Entwicklung der Gemein- 
schaftsproduktion abhängen. 

4. Voraussetzung für eine Ausweitung der Anbau- 
flächen ist jedoch, daß das Einkommen aus dem 
Flachsanbau dem Erzeuger einen größeren Pro- 
duktionsanreiz bietet. Trotz des seit einiger Zeit 
auf dem Markt festgestellten Preisrückgangs darf 
angenommen werden, daß der im Wirtschafts- 
jahr 1975/1976 vom Erzeuger auf dem Markt 
erzielte Preis über dem bei der Festsetzung der 
Beihilfe für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 als 
notwendig erachteten Niveau liegen wird. 


Die auf dem Markt realisierte Einkommens- 
steigerung gegenüber dem voraufgehenden Wirt- 
schaftsjahr dürfte jedoch nicht ausreichen, um die 
erwünschte Ausdehnung der Anbauflächen zu 
erzielen. 

Mit der Anhebung des Beihilfebetrags um 
12 V. H. dürfte dem Erzeuger ein Anreiz ge- 
boten werden, eher Flachs als andere damit in 
der Fruchtfolge konkurrierende Erzeugnisse, ins- 
besondere Weizen, anzubauen, wodurch eine 
gewisse Ausdehnung des Flachsanbaus gewähr- 
leistet würde. 

5. Die kombinierte Auswirkung des derzeitigen und 
voraussichtlichen Preisniveaus für Leinsaat einer- 
seits und der Erhöhung der Beihilfe für Leinsaat, 
die auch für Öllein gilt, andererseits, müßte 
einen Ausbau dieses Anbauzweiges ermöglichen. 

6. Um eine Ausdehnung des Anbaus von Papier- 
hanf in der Gemeinschaft zu ermöglichen und zu 
vermeiden, daß der Textilhanfanbau ausstirbt, 
muß das Einkommen aus diesen Kulturen pro- 
portioneil zum Einkommen aus anderen Erzeu- 
gungen ansteigen. Der Mangel an Rohstoffen für 
die Papierindustrie dürfte bei den für das Wirt- 
schaftsjahr 1975/1976 abzuschließenden Ver- 
trägen zu einer Preisanpassung führen, so daß 
es mit Hilfe einer Anhebung des Beihilfebetrags 
um 12 V. H. möglich sein müßte, den angestreb- 
ten Zweck zu erreichen. Für Textilhanf gelten die 
gleichen Erwägungen. 

Saatgut 

1. Die Futtersaatgut- Anbaufläche hat im Jahre 1974 
gegenüber dem Vorjahr beträchtlich zugenom- 
men, und zwar von 180 889 ha auf etwa 
228 000 ha, d. h. um rund 47 000 ha. 

Es ist folglich mit einem deutlichen Anstieg der 
Produktion im Jahre 1974 zu rechnen. Nach 
jüngsten Schätzungen könnte die Erzeugung 135/ 
140 000 t erreichen (1973; 100 000 t). 

2. Angesichts der engen Verbindung zwischen dem 
europäischen Markt und dem internationalen 
Markt wurde die Zunahme der Saatflächen in der 
Gemeinschaft wesentlich durch den bedeutenden 
Anstieg der Weltmarktpreise bestimmt. Dem- 
gegenüber sei hervorgehoben, daß die Preise für 
Getreide, das in der Gemeinschaft in direktem 
Wettbewerb mit Futtersaatgut steht, der steigen- 
den Tendenz der Weltmarktpreise nicht in vol- 
lem Umfang gefolgt sind. 

3. Da die Bestände am Ende des Wirtschaftsjahres 
1973/1974, vor allem in Frankreich und im Ver- 
einigten Königreich, verhältnismäßig hoch 
waren, ist im Laufe des Jahres 1975 mit einem 
leichten Preisrückgang zu rechnen. 
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4. Aus den oben dargelegten Gründen ist bei den 
Beihilfevorschlägen für das Wirtschaftsjahr 1975/ 
1976, insbesondere bei Graspflanzen, eine ge- 
wisse Vorsicht geboten, damit ein besseres 
Gleichgewicht auf den Märkten erreicht wird. Zu 
berücksichtigen ist vor allem, daß es sich bei den 
Futtersaatgutkulturen sehr oft um Mehrjahres- 
kulturen handelt, so daß jede Änderung der Bei- 
hilfe abgestuft erfolgen muß, um die Interessen 
der Landwirte zu wahren. 

Ferner gehören die Produktion und Verwendung 
von Basissaatgut und zertifiziertem Saatgut von 
Futterpflanzen in der Gemeinschaft nach wie vor 
zu den Grundzielen der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik, d. h. zur Steigerung der Produktivität in der 
Landwirtschaft. 

5. Die Kommission schlägt vor, einhäusigen Hanf 
und Felderbsen in den Anhang zur Verordnung 
(EWG) Nr. 2358/71 aufzunehmen und eine Bei- 


hilfe zu gewähren, die den Erzeugern ein nor- 
males Einkommen garantiert. 

Wein 

1. Nach Artikel 2 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 des Rates vom 28. April 1970 zur Fest- 
legung ergänzender Vorschriften für die gemein- 
same Marktorganisation für Wein wird jedes 
Jahr vor dem 1. August ein Orientierungspreis 
für jede repräsentative Tafelweinart der Gemein- 
schaftserzeugung festgesetzt. 

Nach dem genannten Artikel 2 Abs. 2 wird der 
Orientierungspreis auf der Grundlage des Mit- 
tels der Preise, die in den beiden Weinwirt- 
schaftsjahren vor dem Zeitpunkt der Festsetzung 
für die betreffende Weinart festgestellt worden 
sind, und unter Zugrundelegung der Preisent- 
wicklung während des laufenden Weinwirt- 
schaftsjahres festgesetzt. 


Entwicklung der Weinpreise in der EWG 

(auf der Grundlage der Mitteilungen der Mitgliedstaaten gemäß Verordnung [EWG] Nr. 1020/70) 



RI 

RII 

Rill 

AI 

All 

AIII 


1 RE/°/hl 

RE/p/hl 

RE/ /hl 

RE/Vhl 

RE/ /hl 

RE/ /hl 

Weinwirtschaftsjahr 1972/1973 

1,715 

1,929 

- 

1,704 

40,00 

- 

Weinwirtschaf tsj ahr 1 973/ 1 974 

1,716 

2,005 

18,40 

1,555 

19,14 

33,63 

Weinwirtschaftsjahr 1974 ^^) 

1,622 

1,669 

16,57 

1,412 

18,67 

30,56 


2. Die während des Weinwirtschaftsjahres 1973/ 
1974 festgestellten Preise und in noch stärkerem 
Maße die Preise des laufenden Weinwirtschafts- 
jahres lagen unter denen des Weinwirtschafts- 
jahres 1972/1973. Ein starker Preisrückgang 
konnte für die Tafelweinarten R III, A I und All 
festgestellt werden. Die rückläufige Entwicklung 
der Notierungen ist auf die überreiche Ernte des 
Jahres 1973 zurückzuführen. Diese Lage machte 
es notwendig, alle in den Gemeinschaftsbestim- 
mungen vorgesehenen Interventionsmaßnahmen 
zu ergreifen, um einen völligen Preisverfall zu 
vermeiden. 

3. Ausgehend von den Bestimmungen der Verord- 
nung (EWG) Nr. 816/70 sowie auf Grund der 
allgemeinen Wirtschaftsentwicklung seit der 
letzten Orientierungspreisfestsetzung und in An- 
betracht der Erhöhung der Produktionskosten 
sowie der Bedeutung, die der Weinpreis für die 
Einkommen vieler Landwirte in bestimmten Ge- 
bieten der Gemeinschaft hat, hält die Kommis- 
sion eine allgemeine Erhöhung der Orientie- 
rungspreise für Tafelwein um 8 v. H. für gerecht- 
fertigt. Gemäß den Beschlüssen des Rates vom 
21., 22. und 23. März 1974 wird jedoch der Orien- 
tierungspreis für Tafelwein der Art R II etwas 
stärker erhöht, so daß er dem Orientierungspreis 
für Tafelwein der Art R I angeglichen werden 
kann. 


Rohtabak 

1. Nach Artikel 2 der Grundverordnung über die 
gemeinsame Marktorganisation für Rohtabak 
(Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des Rates vom 
21. April 1970 ^^)) werden jährlich vor dem 
1. August die Zielpreise und Interventionspreise 
für Tabakblätter jeder der in der Gemeinschaft 
erzeugten Sorten festgesetzt. 

2. Bei den vorliegenden Preisvorschlägen für die 
Ernte 1975 werden folgende Faktoren berücksich- 
tigt: 

— die Entwicklung der Produktionskosten-, 

— der Ausgleich für die von der Erhöhung der 
Energiekosten am meisten betroffenen Sorten; 

— die Notwendigkeit einer Förderung der Qua- 
litätsverbesserung und der Produktionsanpas- 
sung, vor allem im Sinne der Umstellung des 
Anbaus auf gefragtere und wettbewerbs- 
fähigere Sorten; 

— der Wille zur schrittweisen Herstellung eines 
besseren Verhältnisses zwischen den Preisen 
der verschiedenen Sorten derselben Gruppe 
und damit einer einheitlicheren Stützung; 

13) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
1. September 1974 bis zum 30. Oktober 1974 

14) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 
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— die Angleichung der „grünen Lira" (± 39 
V. H.), wodurch im allgemeinen die Kosten- 
steigerung ausgeglichen wurde. 

3. Daher wird bei den verschiedenen in Italien 
angebauten Sorten eine Preiserhöhung nur für 
die Sorten Bright (+2 v. H.) und Maryland 
(+ 2 V. H.) vorgeschlagen, weil hier die Markt- 
lage eine Förderung der Produktion rechtfertigt. 

Auf der anderen Seite ist eine Senkung des Ziel- 
preises für Kentucky um rund 3 v. H. und für 
Perustitza um 1 v. H. erforderlich, um das Ange- 
bot der Nachfrage anzugleichen. Hinsichtlich des 
Badischen Geudertheimer, bei dem es 1973 zu 
den ersten Absatzschwierigkeiten kam (weshalb 
für die Ernten 1972 und 1973 eine Ausfuhr- 
erstattung gewährt wurde), schlägt die Kommis- 
sion vor, den Zielpreis nicht zu erhöhen und 
gleichzeitig die Vermarktung durch Prämien zu 
fördern. Der Produktionsrückgang bei Virgin 
SCR (der mehr als alle anderen Sorten durch die 
Erhöhung der Energiekosten betroffen ist) könn- 
te durch die Anhebung des Zielpreises um 8 v. H. 
und durch eine ausreichende Förderung auf der 
Stufe der Vermarktung gestoppt werden. 

Auch in der Gruppe der dark air cured möchte 
die Kommission den Abstand zwischen den ein- 
zelnen Sorten verringern und schlägt daher vor, 
den Preis für Semois und für Philippin im Ver- 
gleich zu den anderen Sorten (Paraguay, Misio- 
nero und Nijkerk) stärker anzuheben. 

Was die anderen Faktoren der Preisregelung 
angeht, ist daran zu erinnern, daß die abgeleite- 
ten Interventionspreise von den Interventions- 
preisen für Tabakblätter und den Kosten für die 
erste Verarbeitung und Aufbereitung abhängen. 
Diese Preise werden für die in Deutschland und 
in Italien erzeugten Sorten vorgeschlagen. 

4. Die Prämie wird nach Maßgabe der Verwirk- 
lichung der Ziele festgesetzt, denen sie gemäß 
der Gemeinschaftsregelung dient, d. h. der För- 
derung einer vertraglich geregelten Wirtschaft 
und der Gewährleistung des Zielpreises für die 
Tabakanbauer (Artikel 4 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 727/70). Die Prämie soll also grund- 
sätzlich den Abstand zwischen dem Gestehungs- 
preis für Tabakballen und dem Preis über- 
brücken, den die Endverbraucher (Tabakfabriken) 
unter Berücksichtigung der Konkurrenz der Dritt- 
länder zu zahlen bereit sind. Daher muß der 
normale Absatz einer den qualitativen und quan- 
titativen Erfordernissen des Marktes entspre- 
chenden Gemeinschaftserzeugung gewährleistet 
werden. 

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze muß 
die Prämie für jede Sorte entsprechend der 
Marktlage festgesetzt werden. Daraus ergibt sich 
für bestimmte Sorten (Badischer Burley E, Virgin 


SCR, Paraguay, Burley X Bel, Misionero, Philip- 
pin, Semois, Kentucky, Beneventano, Xanti-Yakä, 
Perustitza, Brasile Selvaggio) eine Erhöhung, für 
andere Sorten (Nijkerk, Burley, Maryland, Nos- 
trano del Brenta, Erzegovina) eine gleichbleiben- 
de Prämie und für wieder andere Sorten (Bright, 
Round Tip) eine Senkung. 

Bei Kentucky und Virgin SCR (also Sorten, die 
„aufholen" müssen, weil die Kosten von vorn- 
herein zu niedrig angesetzt waren) liegt die vor- 
geschlagene Erhöhung über dem Durchschnitt. 

Obst und Gemüse 

1. Nach Artikel 16 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/ 
72, geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2454/72, muß die Kommission einen Grundpreis 
und einen Ankaufspreis für die einzelnen in An- 
hang II der genannten Verordnung aufgeführten 
Erzeugnisse vorschlagen. 

2. Im Wirtschaftsjahr 1973/1974 betrug die durch- 
schnittliche Erhöhung der Interventionspreise 
7,5 V. H. für alle Erzeugnisse mit Ausnahme von 
Birnen, bei denen sich die Erhöhung nur auf 
5 V. H. belief. 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 wurden die 
Grund- und Ankaufspreise so festgesetzt, daß die 
den Erzeugern im Fall von Absatzschwierig- 
keiten gezahlten Preise im Vergleich zu den für 
das Wirtschaftsjahr 1973/1974 festgesetzten 
Preisen am Ende des Wirtschaftsjahres 15 v. H. 
erreichten; ausgenommen waren Äpfel und Bir- 
nen, für die diese Erhöhung auf 12 v. H. bzw. 
9 V. H. begrenzt war. 

3. Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 schlägt die 
Kommission eine Erhöhung der den Erzeugern 
im Rahmen von Interventionsmaßnahmen tat- 
sächlich gezahlten Preise um 11 v. H. für sämt- 
liche Erzeugnisse vor, außer für Äpfel und Bir- 
nen, bei denen die Erhöhung nur 9 v. H. be- 
tragen soll. 

4. Bei Äpfeln und Birnen liegt der Prozentsatz der 
Erhöhung der Erzeugerpreise niedriger als der 
für die anderen Erzeugnisse, weil die Produktion 
von Äpfeln und Birnen, bei denen es in man- 
chen Wirtschaftsjahren noch zu erheblichen Ab- 
satzschwierigkeiten kam, nicht gefördert werden 
soll. 

Diese Erhöhung der den Erzeugern tatsächlich 
gezahlten Interventionspreise ergibt sich aus der 
Anwendung eines Steigerungssatzes in Höhe 
des Grundpreises und des Ankaufspreises, aus- 
genommen für Zitronen. 

Bei Zitronen hätte die Anwendung eines Pro- 
zentsatzes in Höhe des Grundpreises und des 
Ankaufspreises zur Folge, daß der Ankaufspreis 
für dieses Erzeugnis unterhalb der unteren 
Grenze der in Artikel 16 Abs. 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1035/72 vorgesehenen Spannen läge. 


18 



Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3033 


Bei den für Zitronen vorgeschlagenen Preisen 
wurde der Grundpreis (+6,5 v. H.) weniger 
stark erhöht als der Ankaufspreis (+ 11,9 v. H.). 

5. Damit liegen die Ankaufspreise für alle Erzeug- 
nisse innerhalb der in Artikel 16 Abs. 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1035/72 genannten Spannen. 

Auf diese Weise wird vermieden, daß den Er- 
zeugern in einer gestörten Marktlage allzu hohe 
Einkommensverluste entstehen; gleichzeitig kann 
es aber nicht zur Bildung struktureller Über- 
schüsse in der Gemeinschaft kommen, da die 
Interventionspreise weit unter den normalen 
Marktpreisen, nämlich je nach Erzeugnis zwi- 
schen 40 und 70 v. H., liegen. 

Milch 

1. Im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für Milch und Milcherzeugnisse hat der Rat 
jährlich für das folgende Milchwirtschaftsjahr 
festzusetzen: 

— einen Richtpreis für Milch, 

— einen Interventionspreis für Butter, Mager- 
milchpulver und für die Käsesorten Grana 
Padano und Parmigiano-Reggiano, 

— Schwellenpreise, 

— die unteren und oberen Grenzen für Bei- 
hilfen für Magermilchpulver zu Futter- 
zwecken, 

— die Mindestpreise für bestimmte konsoli- 
dierte Käsesorten. 

2. In Abweichung von Artikel 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 schlägt die Kommission vor, 
daß das Milchwirtschaftsjahr 1975/1976 am 
1. Februar 1975 beginnt und am 31. Januar 1976 
abläuft, sofern es nicht durch den Rat auf Vor- 
schlag der Kommission verlängert wird (siehe 
Punkt 10). 

3. Für das Milch Wirtschaftsjahr 1974/1975 hat der 
Rat folgende Erhöhungen des Richtpreises für 
Milch beschlossen: 

1. April 1974: Erhöhung um 8 v. H. von 12,42 auf 
13,41 RE/100 kg; 

7. Oktober 1974: Erhöhung um 5 v. H. von 13,41 
auf 14,8 RE/100 kg. 

Im Jahre 1974 sind Schätzungen zufolge die 
Milchlieferungen an die Molkereien der EWG 
um 1,7 v. H. gestiegen, und für 1975 wird eine 
weitere Erhöhung vorausgesehen, vor allem 
wenn die Witterungsbedingungen weniger un- 
günstig als 1974 sind. Auf der anderen Seite ist 
kaum eine Steigerung des Butter- und Flüssig- 
milchverbrauchs innerhalb der Gemeinschaft zu 
erwarten. 

In Anbetracht 

— der Entwicklung der Produktionskosten für 
Milch im Laufe der Jahre 1973 und 1974 und 


— der beiden 1974 beschlossenen Preisände- 
rungen 

schlägt die Kommission zum 1. Februar 1975 
eine Erhöhung des Richtpreises für Milch um 
6 V. H. und somit von 14,8 auf 14,92 RE/100 kg 
vor und eine weitere Erhöhung um 4 v. H. zum 
1. September 1975 von 14,92 auf 15,49 RE/ 
110 kg. 

4. In Punkt 32 ihres Memorandums vom Oktober 
1973 hatte die Kommission vorgeschlagen, daß 
das sich aus den Interventionspreisen für Butter 
und Magermilchpulver ergebende Verhältnis 
zwischen Milchfett und Magermilch in dem Zeit- 
raum bis 1978 auf 50/50 gebracht werden soll, 
um ein besseres Gleichgewicht auf dem Milch- 
markt sicherzustellen. Dieses Ziel hat die Kom- 
mission zwar bestätigt, für das Wirtschaftsjahr 
1975/1976 jedoch vorgeschlagen, dieses Verhält- 
nis im Grundsatz unverändert zu lassen. 

In ihren Vorschlägen für die Intcrventions- 
preise hat die Kommission ferner einer Er- 
höhung der Verarbeitungskosten von 13 v. H. 
Rechnung getragen. 

In Anbetracht der zweimaligen Erhöhung des 
Richtpreises im nächsten Wirtschaftsjahr und 
insbesüiidere wegen der vermutlichen Auswir- 
kungen auf den Verbrauch von Milch und 
Milcherzeugnissen schlägt die Kommission vor, 
daß die Änderungen der Interventionspreise 
ebenfalls in zwei Stufen vorgenommen werden. 

Infolgedessen werden folgende Interventions- 
preise für Butter und Magermilchpulver vorge- 


schlagen: 

ab 

1. Februar 1975 

1. September 1975 

Butter 194,63 RE/100 kg 

207,20 RE/100 kg 

Magermilch- 


pulver 88,70 RE/100 kg 

88,70 RE/100 kg 


5. Seit dem 1. Februar 1973 wird in den neuen 
Mitgliedstaaten der gemeinsame Interventions- 
preis für Magermilchpulver angewendet. 

Die Kommission hat gemäß Artikel 53 der Bei- 
trittsakte im November 1974 gesondert vorge- 
schlagen, daß ab 1. Januar 1975 der Interven- 
tionspreis für Butter in Dänemark mit dem 
gemeinsamen Preis übereinstimmt. 


Gemmß Artikel 52 Abs. 2 a) der Beitrittsakte 
gelten folgende Interventionspreise für Butter 
im Milchwirtschaftsjahr 1975/1976: 


ab 1 

Februar 1975 

ab 1. September 1975 


RE/100 kg 

RE/100 kg 

Irland 

184,14 

196,11 

Vereinigtes 

Königreich 

136,99 

145,89 
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6. Zusammenfassend wird vorgeschlagen, den 
Richtpreis und die Interventionspreise für das 


Milchwirtschaftsjahr 1975/1976 wie 
setzen: 

folgt festzu- 


ab 

1. Februar l.Sep- 


1975 

tember 


1975 

RE/ 100 kg 

(a) Richtpreis für Milch 

14,92 

15,49 

(b) Interventionspreise: 
Butter: 

— im Vereinigten 
Königreich 

136,99 

145,89 

— in Irland 

184,14 

196,11 

— in den übrigen 
Mitgliedstaaten 

194,63 

207,20 

Magermilchpulver 

88,70 

88,70 

Grana Padano 

— mit einem Alter 
von 30 bis 60 
Tagen 

195,85 

200,59 

— Warenpartien mit 
einem Alter von 
durchschnittlich 
sechs Monaten 

230,83 

235,83 

Parmigiano- 
Reggiano, Waren- 
partien mit einem 
Alter von durch- 
schnittlich sechs 
Monaten 

250,03 

255,03 


7. Die Kommission schlägt dem Rat vor, die 
Schwellenpreise dem höheren Richtpreis eben- 
falls in zwei Stufen anzupassen. 


8. Anhang II zur Verordnung (EWG) Nr. 823/68 
sieht vor, daß die Einfuhr in die Gemeinschaft 
von Käse der Sorten Emmentaler, Gruyere, 
Sbrinz, Bergkäse und Appenzeller der Tarif- 
stelle Nr. 04.04 A 1 des Gemeinsamen Zolltarifs 
bestimmten Bedingungen unterliegt. Hierzu ge- 
hört insbesondere der Frei-Grenze-Wert der 
Gemeinschaft, der einzuhalten ist. Nach der Er- 
höhung des Richtpreises für Milch muß der 
Frei-Grenze-Wert überprüft werden. 

9. Es werden zwei Änderungen der Verordnung 
(EWG) Nr. 823/68 vorgeschlagen. Die erste be- 
trifft die Anpassung der in Artikel 8 behandel- 
ten Preise für die Käsesorten Tilsiter, Kash- 
kaval und die Schafkäse entsprechend den Er- 
höhungen der Schwellenpreise in der Gemein- 
schaft seit dem Beginn des Wirtschaftsjahres 
1974/1975. 

Die zweite bezieht sich auf eine Vereinfachung 
des Gemeinsamen Zolltarifs bezüglich der 


Schmelzkäse der Tarifstelle 04.04 D I, wobei die 
auf diese Erzeugnisse gegenwärtig angewende- 
ten Abschöpfungen von 3 auf 1 reduziert 
werden. 

10. In Punkt 32 ihres Memorandums erkennt die 
Kommission ebenfalls die Notv/endigkeit an, 
eine wirksamere Verbindung zwischen den 
Milcherzeugern und den Märkten herzustellen, 
die sie beliefern. Dieses Ziel kann durch eine 
Koordinierung der Mittel und der Bemühungen 
um eine Steigerung des Verbrauchs und eine 
Reduzierung der Überschüsse an Milcherzeug- 
nissen innerhalb der EWG verwirklicht wer- 
den. Bei der Festsetzung des Richtpreises für 
das Milchwirtschaftsjahr 1974/1975 hatte der 
Rat beschlossen, geeignete, von der Kommis- 
sion vorzuschlagende Maßnahmen zu erlassen, 
falls die in Artikel 6 der Verordnung des Rates 
EWG/804.^68 genannten Butterbestände unge- 
wöhnlich hoch sein sollten. Im Jahre 1974 sind 
die Butterbestände nicht ungewöhnlich hoch 
gewesen. Sollten in Zukunft zu große Butter- 
und/oder Magermilchpulvermengen von der In- 
terventionsstelle aufgekauft werden und die 
Ausgaben des EAGFL in diesem Sektor zu um- 
fangreich sein, so wird die Kommission geeig- 
nete Sondermaßnahmen vorschlagen, die die 
Verlängerung des Milchwirtschaftsjahres 1975/ 
1976 bis zum 30. April 1976 einschließen 
können. 

11. Was die Beihilfen für Milch für Futterzwecke 
anbelangt, so hat die Erfahrung der letzten 
Jahre gezeigt, daß einige Kontrollverfahren 
verbessert werden müssen und daß die Begriffs- 
bestimmungen für die Erzeugnisse, die für die 
Gewährung der Beihilfe maßgebend sind, über- 
prüft werden müssen. 

Da es praktisch keine Einfuhren von Mager- 
milchpulver in die EWG gibt, kann die Unter- 
scheidung des Milchpulvers für Futterzwecke 
nach Herkunft aufgehoben werden, wodurch 
kostspielige und unnötige Kontrollverfahren 
vermieden werden. 

Infolgedessen schlägt die Kommission in Über- 
einstimmung mit Punkt 32 1.5 ihres Memoran- 
dums folgendes vor; 

— Die Beihilfen für flüssige Milch und Milch- 
pulver für Futterzwecke werden unabhängig 
von der Herkunft des Erzeugnisses gewährt. 

— Für Buttermilch und Buttermilchpulver wird 
die gleiche Beihilfe wie für Milch für Futter- 
zwecke gewährt. 

— Der prozentuale Fettgehalt von Milch und 
Milchpulver wird erhöht. 

Infolgedessen wird die Kommission die Ände- 
rungen für Artikel 10 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 und für die Verordnung (EWG) 
Nr. 986/68 vorschlagen. 
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12. Gemäß Artikel 2 a der Verordnung des Rates 
(EWG) Nr. 986/68 wird die Beihilfe für Mager- 
milchpulver für Futterzwecke innerhalb einer 
von der Kommission vorzuschlagenden Marge 
festgesetzt. 

In Anbetracht der allgemeinen Entwicklung des 
Milchmarktes und insbesodere 

— des Interventionspreises für Magermilch- 
pulver, 

— der Entwicklung der Versorgung mit Mager- 
milch und Magermilchpulver sowie deren 
Verwendung für Futterzwecke, 

— der Entwicklung der Kälberpreise, 

— der Entwicklung der Marktpreise für die 
übrigen Proteine, die Magermilch oder Ma- 
germilchpulver ersetzen, 

— der Kosten des EAGFL in diesem Sektor 

schlägt die Kommission vor, daß der Beihilfe- 
betrag für Magermilchpulver für Futterzwecke 
zwischen 30 RE und 40 RE/100 kg liegen soll. 

13. Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1191/73 sind 
die Mitgliedstaaten ermächtigt, bis zum 31. März 
1975 Beihilfen bis zu einer Höhe von 10 RE/ 
100 kg, von denen 50 v. H. von dem EAGFL rück- 
vergütet werden, für den Butterverbrauch zu 
gewähren. 

Auf Grund von Artikel 63 der Beitrittsakte, ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 711/74 
ist das Vereinigte Königreich ermächtigt, bis 
zum 31. Januar 1975 eine zusätzliche Ver- 
braucherbeihilfe für Butter in Höhe von 26,50 RE/ 
100 kg zu gewähren. 

Die Tatsache, daß die besondere Ermächtigung 
des Vereinigten Königreichs bis zum 31. Januar 
1975 anwendbar und der Interventionspreis be- 
trächtlich gestiegen ist, veranlaßt die Kom- 
mission, eine allgemeine Änderung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1191/73 vorzuschlagen, um 
allen Mitgliedstaaten zu ermöglichen, Ver- 
braucherbeihilfen für Butter bis zu einer Höhe 
von 45,00 RE/100 kg zu gewähren, wovon 5 RE/ 
100 kg vom EAGFL rückvergütet werden sollen. 

14. Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2716/72 
konnte die Kommission die Mitgliedstaaten er- 
mächtigen, 1973 und 1974 Beihilfen zum Ankauf 
von Butter zu herabgesetzten Preisen für Sozial- 
hilfeempfänger zu gewähren. Die in einigen 
Mitgliedstaaten gemachten Erfahrungen zeigen, 
daß diese Sondermaßnahme weiterhin ange- 
wandt werden sollte. Daher schlägt die Kom- 
mission vor, daß allen Mitgliedstaaten die Mög- 
lichkeit gegeben wird, Beihilfen zum Ankauf 
von Butter zu herabgesetzten Preisen für Sozial- 
hilfeempfänger zu gewähren, wobei 10 RE/ 
100 kg vom EAGFL rückvergütet werden sollen. 


Rindfleisch 

Preise 1975/1976 

1. Aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 805/68^^) 
des Rates hat die Kommission einen Orientie- 
rungspreis für ausgewachsene Rinder für das am 
Montag, den 3. März 1975, beginnende Wirt- 
schaftsjahr vorzuschlagen. 

Dagegen beabsichtigt die Kommission, den Orien- 
tierungspreis für Kälber abzuschaffen. 

Außerdem muß nach der Erweiterung der Ge- 
meinschaft der im Vereinigten Königreich und in 
Irland anzuwendende Orientierungspreis ent- 
sprechend den Bestimmungen in der Akte zum 
Beitrittsvertrag festgesetzt werden. 

Schließlich ist geplant, eine Verlängerung der 
zur Zeit für ausgewachsene Rinder und für Käl- 
ber geltenden Orientierungspreise vorzuschla- 
gen, die in der Verordnung (EWG) Nr. 667/74 
des Rates bis zum Ende des Wirtschaftsjahrs 
1974/1975 festgesetzt worden sind. Die für dieses 
Wirtschaftsjahr gültigen Preise gelten nämlidi 
lediglich bis zum 31. Januar 1975, da von der 
Kommission aufgrund von Artikel 63 der Bei- 
trittsakte zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1974/ 
1975 Übergangsmaßnahmen getroffen wurden, 
um der Wirtschaftslage auf dem Rindfleischmarkt 
im Vereinigten Königreich Rechnung zu tragen. 

2. Der derzeitige Orientierungspreis für ausge- 
wachsene Rinder beträgt 101,33 RE/ 100 kg Lebend- 
gewicht; er ergibt sich aus wiederholten Erhöhun- 
gen, nämlich um 10,5 v. H. im Jahre 1973/1974 
und um 17,6 v. H. im Jahre 1974/1975 (einschließ- 
lich der Erhöhung um 5 v. H., die ab 7. Oktober 
1974 beschlossen wurde). Für das Wirtschaftsjahr 
1975/1976 wird ein Orientierungspreis für ausge- 
wachsene Rinder von 108,40 RE/ 100 kg Lebend- 
gewicht, d. h. eine Erhöhung um 7 v. H. vorge- 
schlagen. 

Hinsichtlich der Festsetzung des in den neuen 
Mitgliedstaaten anzuwendenden Orientierungs- 
preises ist daran zu erinnern, daß in Dänemark - 
in Übereinstimmung mit bereits geltenden Ent- 
scheidungen - der Gemeinschaftspreis gelten 
wird, den der Rat für die ursprüngliche Gemein- 
schaft beschließen wird. Dagegen schlägt die 


15) Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 
1968 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Rindfleisch (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. L 148 vom 28. Juni 1968), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1855/74 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 195 vom 
18. Juli 1974, S. 14) 

16) Verordnung (EWG) Nr. 667/74 des Rates vom 28. März 
1974 zur Festsetzung der vom 1. April 1974 an gelten- 
den Orientierungspreise für Kälber und ausge- 
wachsene Rinder (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 85 vom 29. März 1974), geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2496/74 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 268 vom 
3. Oktober 1974) 
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Kommission im Sinne von Artikel 52 der Akte 
für das Vereinigte Königreich und für Irland vor, 
den Orientierungspreis auf 96,20 RE/100 kg Le- 
bendgewicht festzusetzen. 

3. Der Interventionspreis für ausgewachsene Rinder 
beträgt zur Zeit 94,237 RE/100 kg Lebendgewicht, 
d. h. 93 V. H. des derzeitigen Orientierungsprei- 
ses. 

Angesichts der zur Zeit den Rindfleiscbmarkt 
kennzeichnenden Wirtschaftslage wird geplant, 
den Interventionspreis nur um 4,5 v. H. zu er- 
höhen, so daß der Interventionspreis auf 91 v. H. 
des neuen Orientierungspreises festgesetzt wird, 
d. h. auf 98,65 RE/100 kg Lebendgewicht. Mit an- 
deren Worten werden die im Rahmen der „zwin- 
gend vorgeschriebenen'' Interventionen vorzu- 
scblagenden Ankaufspreise zu 91 v. H. vom 
Orientierungspreis abgeleitet. 

Ferner haben die bisherigen Erfahrungen ge- 
zeigt, daß das durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2822/72 des Rates eingeführte System der 
„ständigen" Intervention nicht geeignet ist, die 
Folgen eines erheblichen Ungleichgewichts zwi- 
schen Angebot und Nachfrage vollständig zu be- 
seitigen. Es dürfte daher angezeigt sein, die Er- 
höhung des Interventionspreises nicht auf die im 
Rahmen der „ständigen" Intervention anwend- 
baren Ankaufspreise abzuwälzen und den Er- 
zeugern in diesem Rahmen die gleichen Möglich- 
keiten einzuräumen wie diejenigen, die ihnen 
zur Zeit offenstehen, um ihre Erzeugnisse zur 
Intervention anzubieten. Es wird daher vorge- 
schlagen, die für die „ständige" Intervention 
festgesetzten Ankaufspreise grundsätzlich auf 
ihrem derzeitigen Niveau beizubehalten. Dies 
bedeutet, daß die letztgenannten Ankaufspreise 
zu 87 V. H. vom neuen Orientierungspreis abge- 
leitet werden. 

Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 

4. Angesichts des Zusammenhangs zwischen dem 
Vorschlag betreffend den Orientierungspreis für 
ausgewachsene Rinder und der Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 805/68, die von der Kom- 
mission in ihrem Memorandum vom 31. Oktober 
1973 angekündigt und am 16. Januar 1974 vor- 
geschlagen wurde (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften C 27 vom 15. 3. 1974, S. 68), wird 
diese dem Rat eine neue Verordnung über die 
gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch 
Vorschlägen. 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit und ange- 
sichts der Anzahl und des Umfangs der vorge- 
sehenen Änderungen hält es die Kommission für 
zweckmäßig, anhand von Artikel 149 Absatz 2 
des EWG-Vertrages eine Neufassung der Grund- 
verordnung vorzuschlagen, die den dem Rat be- 
reits übermittelten Änderungsvorschlag ersetzen 
soll. 


5. Die wichtigsten Änderungen im Verhältnis zum 
Vorschlag vom 16. Januar 1974 betreffen fol- 
gende Punkte: 

a) Einleitung der Interventionsmaßnahmen 

i) Die „wahlfreien" Interventionen können 
in einem oder mehreren Gebieten der 
Gemeinschaft durchgeführt werden, wenn 
der auf den repräsentativen Märkten der 
Gemeinschaft festgestellte Preis für aus- 
gewachsene Rinder weniger als 98 v. H. 
des Orientierungspreises beträgt. In die- 
sem Rahmen können insbesondere Bei- 
hilfemaßnahmen für die private Lager- 
haltung beschlossen werden. 

Werden Ankäufe beschlossen, so müßten 
die Ankaufspreise auf einem Niveau fest- 
gesetzt werden, das zu 91 v. H. dem 
Orientierungspreis entspricht. 

ii) Die „zwingend vorgeschriebenen" Inter- 
ventionen müssen in der gesamten Ge- 
meinschaft durchgeführt werden, wenn 
der auf den repräsentativen Märkten der 
Gemeinschaft festgestellte Preis für aus- 
gewachsene Rinder weniger als 91 v. H. 
des Orientierungspreises beträgt. 

Diese Interventionsmaßnahmen müssen 
sein: 

— Gewährung von Beihilfen für die pri- 
vate Lagerhaltung in der gesamten 
Gemeinschaft; 

— Ankäufe zu Preisen, die auf einer 
Höhe festgesetzt werden, die zu 
91 V. H. dem Orientierungspreis ent> 
spricht. 

iii) Mit Hilfe der „ständigen" Interventionen 
können bestimmte Ankäufe getätigt wer- 
den, die in einer Höhe vorzunehmen sind, 
die zu 87 v. H. dem Orientierungspreis 
entspricht-, es kann nur Fleisch der Kate- 
gorien ausgewachsener Rinder mit einem 
Fleischertrag von über 55 v. H. angekauft 
werden. Ferner kann jeder Mitgliedstaat 
ermächtigt werden, die „ständigen" Inter- 
ventionen nach Modalitäten, die den 
Merkmalen seiner Erzeugung angepaßt 
sind, anzuwenden. 

b) T echnische Anpassungen 

Angesichts der im vergangenen Interven- 
tionsjahr gemachten Erfahrungen wäre es er- 
forderlich, die Lagerhaltung für bestimmte 
Kategorien von Fleisch (baby beef) weniger 
vorteilhaft zu gestalten und die Möglichkei- 
ten zur Verarbeitung von eingelagerten Er- 

i”^) Verordnung (EWG) Nr, 2822/72 des Rates vom 28. De- 
zember 1972 zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 hinsichtlich der Interventionsmaßnahmen 
für Rindfleisch (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 298 vom 31. Dezember 1972, S. 1) 
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Zeugnissen (Entbeinung, Konservenherstel- 
lung) zu erhöhen. 

Ferner müßte eine Diversifizierung der einzu- 
lagernden Erzeugnisse eingeführt werden, die 
der jahreszeitlichen Entwicklung der Preise 
für die einzelnen Qualitäten und der ver- 
schiedenen Aufmachung angepaßt ist; dies gilt 
sowohl für die „ständigen" Interventionen 
wie für die „zwingend vorgeschriebenen" und 
„wahlweisen" Interventionen. 

Ebenso dürfte es angebracht sein, die Mög- 
lichkeit einer bestimmten jahreszeitlichen 
Festsetzung der Ankaufspreise bei der Inter- 
vention einzuführen, wobei diese Preise in 
den Frühjahrsmonaten erhöht und in den 
Herbstmonaten verringert werden. 

Schließlich wäre es angezeigt, die Ankaufs- 
preise, die in den einzelnen Mitgliedstaaten 
für jede Kategorie festzusetzen sind, stärker 
anzugleichen. 

Einführung einer gemeinschaftlichen Beihilferege- 
lung für die Erzeuger von Fleisch ausgewachsener 
Rinder 

6. Angesichts der gegenwärtigen Umstände hält es 
die Kommission für das Wirtschaftsjahr 1975/ 
1976 für zweckmäßig, die Einführung einer zu 
Lasten des EAGFL gehenden gemeinschaftlichen 
Beihilferegelung für die Erzeuger von Fleisch 
ausgewachsener Rinder vorzuschlagen. Diese Bei- 
hilfe, die pauschal auf 30 RE je Tier festgesetzt 
und grundsätzlich bei der Schlachtung gezahlt 
wird, muß für sämtliche männlichen Rinder mit 
einem Lebendgewicht von über 300 kg gewährt 
werden. Hiervon würden jährlich rund 6,5 Millio- 
nen Tiere betroffen; die jährlichen Ausgaben 
würden sich auf rund 200 Mio RE belaufen. Die 
Zahlung der Beihilfe kann auch für die Tiere ge- 
fordert werden, deren Fleisch bei der Interven- 
tion angekauft werden kann. 

Es wird vorgeschlagen, mit der Gewährung die- 
ser Beihilfe ab 1. Mai 1975 zu beginnen, nachdem 
die Prämie für die geregelte Vermarktung aus- 
gelaufen ist. 

Die Kommission wird dem Rat vor Ende des 
Wirtschaftsjahres 1975/1976 über die Anwendung 
dieser gemeinschaftlichen Beihilferegelung Be- 
richt erstatten und gegebenenfalls ihre Beibe- 
haltung oder ihre Änderung vorschlagen. 

7. Zu den gegenwärtig auf Gemeinschaftsebene gel- 
tenden Prämiensystemen: 

a) Die Anwendung des Prämiensystems für die 
geregelte Vermarktung bestimmter ausge- 
wachsener Schlachtrinder wird bis zum 
30. April 1975 verlängert, wobei die Höchst- 
beträge wie folgt festgesetzt werden: 

März April 

To ~ ~ 3Ö 


Die sich aus der Verlängerung dieses Systems 
ergebenden Ausgaben werden vom EAGFL 
nur bis zu 50 v. H. der vorgenannten Beträge 
finanziert, so daß sich die zusätzlichen Aus- 
gaben zu Lasten des EAGFL auf 32 Millionen 
RE belaufen. 

b) Die Anwendung des Prämiensystems für die 
Erhaltung von Rinderbeständen wird eben- 
falls bis zum 30. April 1975 verlängert. Die 
vorzusehenden finanziellen Gesamtausgaben 
würden jedoch keine Änderung erfahren. Die- 
ses System, das am 7. Oktober 1974 in Kraft 
getreten ist, wird wahrscheinlich nicht vor 
Jahresende durchgeführt werden, so daß die 
Verlängerung seiner Geltungsdauer lediglich 
einen Ausgleich für seine verspätete Ingang- 
setzung darstellt. 

Begleitmaßnahmen 

I. Die Verordnung (EWG) Nr. 1353/73 des Rates 
vom 15. Mai 1973 hat eine Prämienregelung für 
die Umstellung von Milchkuhbeständen auf Be- 
stände zur Fleischerzeugung und Prämien zur 
Förderung der speziell auf die Milcherzeugung 
ausgerichteten Rinderaufzucht eingeführt. 

Diese Verordnung hat den Zeitpunkt, bis zu dem 
die Anträge auf Gewährung von Prämien ge- 
nehmigt werden können, bis zum 31. Dezember 
1974 begrenzt (Artikel 15); der Rat kann jedoch 
nach Prüfung eines ihm von der Kommission 
vorgelegten Berichts über die Anwendung der 
Prämienregelung auf Vorschlag der Kommission 
vor dem 31, Dezember 1974 unter Berücksichti- 
gung der gesammelten Erfahrungen und der Ent- 
wicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse die 
Beibehaltung oder Änderung der Prämienrege- 
lung beschließen (Artikel 19). 

II. Dieser Verordnungsvorschlag bezweckt, den 
Zeitraum für die Gewährung dieser Prämien bis 
zum 31. Dezember 1975 zu verlängern. Diese 
Maßnahme stützt sich auf eine Reihe von Argu- 
menten, die von der Kommission in ihrem Be- 
richt an den Rat dargelegt wurden und die sich 
wie folgt zusammenfassen lassen; 


1«) Verordnung (EWG) Nr. 1967/74 des Rates vom 23. Juli 
1974 zur Einführung eines Prämiensystems für eine 
geregelte Vermarktung bestimmter ausgewachsener 
Schlachtrinder (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schafteii Nr. L 206 vom 27. Juli 1974, S. 1), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2803/74 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 300 
vom 8. 11. 1974, S. 1) 

lö) Verordnung (EWG) Nr. 2502/74 des Rates vom 2. Ok- 
tober 1974 zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1967/74 hinsichtlich der Höchstbeträge der Prämie 
für eine geregelte Vermarktung bestimmter ausge- 
wachsener Schlachtrinder und zur Einführung eines 
Prämiensystems für die Erhaltung von Rinderbestän- 
den (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 268 vom 3. Oktober 1974, S. 12) 
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— Die Prämienregelung hat dazu geführt, dem 
Anstieg der Milchsammlung zwischen 1973 
und 1974 Einhalt zu gebieten. 

— Die Ausgaben zu Lasten des EAGFL infolge 
der Anwendung der Prämienregelung ent- 
sprechen trotz ihrer Verteilung über einen 
Zeitraum von fünf Jahren denjenigen, die 
innerhalb eines Jahres für die Aufnahme der 
zusätzlichen auf den Markt gebrachten Über- 
schüsse an Milch und Milcherzeugnissen 
hätten gedeckt werden müssen, wenn die 
Maßnahme nicht unternommen worden wäre. 

— Die Fortsetzung der Maßnahme sollte nicht 
zur Bildung von Rindfleischüberschüssen 
führen. 

— Die Prämienregelung trägt zur Verbesserung 
der Erzeugerstrukturen im Rindfleischsektor 
bei. 

III, Die voraussichtlichen zusätzlichen Ausgaben in- 
folge dieses Vorschlags werden auf 120 Millio- 
nen RE veranschlagt, wovon 60 Millionen RE zu 
Lasten des EAGFL, Abteilung Ausrichtung, 
gehen. 

Die Kommission ist nämlich der Auffassung, daß 
1975 für 400 000 Milchkühe eine Umstellungs- 
prämie und für 40 000 Kühe und Färsen der 
Fleischrasse eine Förderungsprämie gewährt 
wird. 

Im Verhältnis zur gegenwärtig geltenden Rege- 
lung bleibt die Prämienbemessungsgrundlage 
unverändert; in den Durchführungsbestimmun- 
gen wird eine Ratenzahlung der Prämien nach 
Modalitäten vorgesehen, die den zur Zeit gelten- 
den entsprechen, so daß die zusätzlichen Aus- 
gaben zu Lasten des EAGFL von 1976 bis 1980 
über einen Zeitraum von fünf Jahren verteilt 
werden. 

Ein detaillierter, finanzieller diesbezüglicher 
Voranschlag wird in der Anlage wiedergegeben, 

Schweinefleisch 

1. Gemäß Verordnung Nr. 121/67/EWG des Rates 
hat die Kommission einen Grundpreis für ge- 
schlachtete Schweine vorgeschlagen. Bei Fest- 
setzung des Grundpreises werden der Ein- 
schleusungspreis und die Abschöpfung, die ab 

1. August jeden Jahres gelten, berücksichtigt. 

Da die Summe aus Einschleusungspreis und Ab- 
schöpfung am 1. August erst nach dem 1. Mai 
1975 ermittelt werden kann, wird die am 1. No- 
vember 1974 geltende Summe in Höhe von 101,41 
RE/ 100 kg unverändert am 1. Februar 1975 über- 
nommen. 

2. Der Rat hatte in seiner 306. Tagung die Absicht 
der Kommission gebilligt, ihre Preisvorschläge 
für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 auf die Ent- 
wicklung der Produktionskosten in den Jahren 


1973 und 1974 zu stützen und dabei die Aus- 
wirkung der bereits gefaßten Preisbeschlüsse für 
das Wirtschaftsjahr 1974/1975 anzurechnen so- 
wie andere Faktoren wie die Einkommenslage 
und die gesamtwirtschaftliche Lage zu berück- 
sichtigen. In diesem Zusammenhang läßt sich 
feststellen, daß die Preise der bei der Schweine- 
mast verwendeten Futtergetreidearten durch- 
schnittlich 11 V. H. während des nächsten Wirt- 
schaftsjahres steigen werden und daß die Kosten 
für Arbeitskräfte, Tiergesundheit und Investi- 
tionen zwischen 1973 und 1974 so zugenommen 
haben, daß dies eine spürbare Auswirkung auf 
die Endkosten für geschlachtete Schweine hat. 

3. Damit die Preisregelung durch Abschwächung 
der zyklischen Fluktuationen bei Angebot und 
Preisen zur Stabilisierung der Schweinefleisch- 
preise beitragen kann, wird vorgeschlagen, den 
derzeitigen Grundpreis von 97,65 RE/100 kg auf 
108,39 RE/100 kg zu erhöhen. 


Seidenraupen 

1. Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 845/ 
72^^) wird eine Beihilfe in der Gemeinschaft ge- 
währt, deren Höhe in jedem Jahr je in Betrieb 
genommene Samenschachtel festgesetzt wird. 

2. Die Beihilfe wurde für das Zuchtjahr 1973/1974 
auf 31 RE je Schachtel und für das Zuchtjahr 
1974/1975 auf 33,18 RE je Schachtel festgesetzt. 
Es wird vorgeschlagen, für das Zuchtjahr 1975/ 
1976 diesen Betrag um 10 v. H. zu erhöhen, so 
daß er 36,50 RE beträgt. 

3. Gegenwärtig ist bei den Preisen für Grege ein 
eindeutiger Rückgang zu verzeichnen. Da die 
Preisentwicklung auf dem Markt insbesondere 
von der Ausfuhrpolitik eines einzigen Dritt- 
staates abhängt, dessen Angebot bei weitem 
nicht durch die Gesetze von Angebot und Nach- 
frage diktiert wird, lassen sich die Marktent- 
wicklung und damit die Einnahmen der Her- 
steller im Zuchtjahr 1975/1976 schwer voraus- 
sehen. Allerdings kann angenommen werden, 
daß sich die Preise konkurrierender Fasern 
günstig auf den Seidenpreis auswirken werden. 
Unter diesen Umständen dürfte eine lOprozen- 
tige Erhöhung der Beihilfe es ermöglichen, ge- 
wisse Anreize für diese Erzeugung aufrechtzu- 
erhalten, die wirtschaftlich nicht ins Gewicht 
fallen. 


20] Verordnung Nr. 121/67/EWG des Rates vom 13. Juni 
1967 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Schweinefleisch (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. 117 vom 19. Juni 1967), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1861/72 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 197 vom 19, 
Juli 1974) 

21) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 100 
vom 27. April 1972, S. 1 
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C. Vorgeschlagene Preise und Beträge 

Auf Grund der vorstehenden Erwägungen schlägt die Kommission dem Rat vor, die Preise und 
gegebenenfalls die Beträge für die in Frage kommenden Erzeugnisse wie folgt festzusetzen: 


i 


Festgelegte Be- 
träge 1974/1975 
RE/t 

Vorsdiläge 1975/1976 | 

Anwendungszeitraum 
für die vorgeschlagenen 
Preise 

! 

Erzeugnisse i 

i 

Art der Preise oder Beträge 

RE/t 

Erhöhung 
in V. H. 

1 

2 ■ 

3 

4 

5 

6 

Hartweizen 

Richtpreis 

191,97 

1 

207,33 ' 

8,0 

1. 8. 1975 bis 31. 7.1976 


einheitlicher Interventionspreis 

i 175,17 

190,53 

9,0 



garantierter Erzeugermindestpreis auf 
der Großhandelsstufe 

^ 205,17 

216,17 

5,0 



Beihilfe 

30,00 

25,64 



Weichweizen 

Richtpreis 

127,93 

140,72 

10,0 ' 

1. 8. 1975 bis 31. 7.1976 


Grundinterventionspreis 

115,53 

125,93 1 

1 

9,0 


Gerste 

Richtpreis 

116,08 

1 

127,50 

10,0 

; 1. 8. 1975 bis 31. 7.1976 


einheitlicher Interventionspreis 

101,43 

111,57 

10,0 


Roggen 

Richtpreis 

124,99 

139,98 

12,0 

1. 8. 1975 bis 31. 7.1976 


einheitlicher Interventionspreis 

106,93 

119,76 

12,0 


Mais 

Richtpreis 

114,92 

127,50 

11,0 

1. 8. 1975 bis 31. 7.1976 


einheitlicher Interventionspreis 

94,03 

j 104,37 

11,0 


Reis 

Richtpreis für geschälten Reis 

237,30 

256,28 

8,0 

1. 9. 1975 bis 31. 8.1976 


Interventionspreis für Rohreis 

143,40 

152,00 

6,0 


Zucker 

Mindestpreis für Zuckerrüben 

19,78 

1 21,36 22,94 

8,0 16,0 1) 



„halbfetter" Preis für Zuckerrüben 

: 11,63 





Richtpreis für Weißzucker 

278,80 

i 301,10 323,40 

8,0 16,01) 

1.2. 1975 bis 1.7. 1975 bis 


Interventionspreis für Weißzucker 

264,80 

1 286,00 307,20 

8,0 16,01) 

30.6.1975 30.6.1976 

Olivenöl 

Erzeugerrichtpreis 

1440,30 

1 1656,30 

15,0 

1. 11. 1975 bis 31. 10. 1976 


Marktrichtpreis 

1018,60 

1 

- 



Interventionspreis 

946,10 





to 

cn 
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Festgelegte Be- 

Vorschläge 1975/1976 

Anwendungszeitraum 

Erzeugnisse 

Art der Preise oder Beträge 

träge 1974/1975 

RE/t 

Erhöhung 

für die vorgeschlagenen 



RE/t 

in V. H. 

i Preise 


1 

2 

1 ' ’ ’’ ’ ’ ’ 

; 3 

4 

5 

6 


Ölsaaten 

Zielpreis; Sojabohnen 

Richtpreis 

233,10 

261,10 

12,0 

L 11. 1975 bis 31. 

10. 1976 


• Raps- und Rübsensamen 

230,00 

255,30 

11,0 

1. 7. 1975 bis 30. 

6. 1976 


• Sonnenblumenkerne 

236,70 

265,10 

12,0 

1. 9. 1975 bis 31. 

8. 1976 


Grundinterventionspreis 
• Raps- und Rübsensamen 

233,30 

247,90 

11,0 

1. 7. 1975 bis 30. 

6. 1976 


• Sonnenblumenkerne 

229,80 

257,40 

12,0 

1. 9. 1975 bis 31. 

8. 1976 

Trockenfutter 

Pauschale Beihilfe 

6,30 

: 

8,00 

- 

1. 4. 1975 bis 31. 

3. 1976 

Baumwollsamen 

Pauschale Beihilfe (je ha) 

87,78 

96,00 

- 

1. 8. 1975 bis 31. 

7. 1976 

Flachs und Hanf 

Pauschale Beihilfe (je ha) 

• Flachs 

168,00 

188,15 


1. 8. 1975 bis 31. 

7. 1976 


. Hanf 

141,75 

158,75 

- 



Saatgut 

Beihilfe (je 100 kg) 

• Faserleinen 

10,50 

5,00 und 12,00 





• Gräser 

10,50-31,50 

10,00 bis 31,00 

- 

1. 7. 1975 bis 30. 

6. 1976 


• Hülsengewächse 

6,30-21,00 

5,00 bis 25,00 




Tisch wein: 

Zielpreis 






ArtR I 

(je Grad/hl oder hl je nach Art) 

1,70 

1,84 

i 8,0 



Art R II 


1,66 

1,84 

10,0 



Art R III 


26,58 

28,71 

8,0 



Art A I 


lr60 ; 

1,73 

1 8,0 ! 

16. 12. 1975 bis 15. 12. 1976 

Art A II 


35,43 

38,26 

8,0 



Art A III 


40,45 

43,69 

1 8,0 



Rohtabak 

Zielpreis 



3,0 

1. 1.1975 bis 31. 

12. 1975 


Interventionspreis 



durchschnittlich 



Obst und 

Grundpreis 

^) 

*) 

Äpfel 9,0 

1975/1976 


Gemüse 

Ankaufspreis 



Birnen 9,0 i 
Sonst. 11,0 

«) 
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Festgelegte Be- 

Vorschläge 1975/1976 

Anwendungszeitraum 






Erzeugnisse 

Art der Preise oder Beträge 

träge 1974/1975 

RE/t 

Erhöhung 

für die vorgeschlagenen 



RE/t 

in 

V. H. 

Preise 

1 

2 

3 

4 


5 

6 

Milch 

Richtpreis für Milch 

140,80 

149,20 154,90 

6,0 

10,0 5) 

1.2. 1975 bis 1.9. 1975 bis 


Interventionspreis für 
• Butter^) 

1835,80 

1946,30 2072,00 

6,0 

12,9 5) 

31.8. 1975 31.3. 1976 


• Magermilchpulver 

• Käse 

827,40 

887,00 


7,2 

1. 2. 1975 bis 31. 3.1976 


" Grana-Padano 30-60 Tage 

1831,00 

1958,50 2005,90 

7,0 

9,6 



- Grana-Padano 6 Monate 

2146,00 

2308,30 2358,30 

7,6 

9,9 



- Parmigiano-Reggiano 6 Monate 

2316,00 

2500,30 2550,30 

8,0 

10,1 



Direkte Beihilfen für Magermilch 
• Pulver 


i 


— 



• flüssig 

- 



- 


Rindfleisch 

Orientierungspreis für ausgewachsene 
Rinder (Lebendgewicht) 

1013,30 

1084,00 


7,0») 

3. 3. 1975 bis 31. 3.1976 


Orientierungspreis für Kälber (Lebend- 
gewicht) 

1186,50 



7,0 


Schweinefleisch 

Grundpreis für geschlachtete Schweine 

976,50 

1083.90 

11,0 

1. 11. 1975 bis 31. 10. 1976 

Seidenraupen 

Beihilfe je Samenschachtel 

33,18 

36,50 


- 

1. 4. 1975 bis 31. 3.1976 


1) Einschließlich der für die Zeit vom 1. Februar bis zum 30. Juni 1975 ge- 
währten Anhebung von 8 v. H. 

2) Neunzehn Tabaksorten, deren Preise für die Ernte des Kalenderjahres 
gelten 

3) Erzeugnisse des Anhangs II der Verordnung Nr. 3035/72 des Rates und 
nach Erzeugnissen gestaffelte Zeiträume: Blumenkohl 1. Mai 1975 bis 
30. April 1976; Tomaten 1. Juni bis v30. November 1975; Pfirsiche 1. Juni 
bis 30. September 1975; Zitronen l.Juni 1975 bis 31. Mai 1976; Birnen 
l.Juli 1975 bis 30. April 1976; Tafeltrauben 1. August bis 31. Oktober 
1975; Äpfel 1. August 1975 bis 31. Mai 1976; Mandarinen 16. November 
1975 bis 28. Februar 1976; Apfelsinen 1. Dezember 1975 bis 30. April 1976 

4) Die Subvention für den Verbrauch von Butter wird von 36,50 auf 
42,00 RE/ 100 kg erhöht (hiervon 5 RE zu Lasten des EAGFL). 

•'>) Einschließlich der für die Zeit vom 1. Februar bis 30. August 1975 ge- 
währten Anhebung von 6 v. H. 

Um 4,5 V. H. erhöhter Intervcntionspreis für Rindfleisch und Nullsatz für 
die ständige Intervention 


Anmerkung; Die Kommission hat dem Rat Vorschläge zur Gewährung von 
Beihilfen für Hopfen sowie Preisvorschläge für Fischereierzeug- 
nisse unterbreitet. Die Beihilfen für die Hopfenernte 1972 be- 
liefen sich auf 150 bzw. 750 RE/ha für jede der beiden Sorten- 
gruppen. Die Beihilfen für die Hopfenernte "973 sind diversifi- 
ziert, und die vorgeschlagenen Beträge liegen zwischen 100 und 
750 RE/ha. Bei den Fischereierzeugnissen unterschiedliche 
Preise je nach den verschiedenen unter die Verordnung 
Nr. 2142/60 des Rates fallenden Erzeugnisse. Im März 1974 
Anhebung der Orientierungspreise für die Erzeugnisse des 
Anhangs I, A und C dieser Verordnung von 0 bis 15 v. H.; 
Anhebung um ±4 v. H. der Orientierungspreise der Erzeug- 
nisse des Anhangs II dieser Verordnung; Anhebung der Inter- 
ventionspreise um 2 bis 5 v. H. und der gemeinschaftlichen 
Erzeugerpreise um ± 4 v. H. Im Oktober 1974 Anhebung der 
im März 1974 festgesetzten Preise um 5 v. H. Für 1975 Vorschlag 
zur Erhöhung der Orientierungspreise um 0 v. H. (Heringe und 
Makrelen) bis 25 v. H. (Schollen und Seelachs) (Anhang I und 
II). Die Interventionspreise für Sardinen und Anchovis wurden 
abgeleitet und betragen 45 v. H. der Orientierungspreise. 
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D. Vorschlag einer Richtlinie des Rates über eine 
Sonderbeihilfe für junge Betriebsinhaber, die sich seit 
weniger ais 5 Jahren niedergelassen haben 
und einen Entwicklungsplan durchführen 

In den letzten beiden Jahren sah sich die Landwirt- 
schaft plötzlich der harten Realität eines abrupten 
Anstiegs der Produktionskosten und einer erheb- 
lichen Verteuerung des Kapitals gegenüber. 

Wenn auch alle landwirtschaftlichen Betriebe von 
dieser Konjunkturlage betroffen sind, so gilt dies 
im besonderen Maße für die jungen Betriebsinhaber, 
die sich - ohne über ausreichende Eigenmittel zu 
verfügen - zur Vornahme von Investitionen ge- 
zwungen sehen, um die Produktivität ihres Betriebs 
zu verbessern oder auch nur zu erhalten. 

Die Richtlinie 72/159/EWG über die Modernisierung 
der landwirtschaftlichen Betriebe hat sich zwar 
das Ziel gesetzt, Vollerwerbslandwirte dabei zu 
unterstützen, ihren Betrieb lebensfähig zu machen, 
d. h. zumindest ein Arbeitseinkommen zu erbringen, 
das dem in dem betreffenden Gebiet erzielten 
Arbeitseinkommen vergleichbar ist. Zu diesem 
Zweck erhalten sie insbesondere Beihilfen zu In- 
vestitionen, die Teil eines Betriebsentwicklungs- 
plans bilden. Diese Richtlinie sollte gerade der be- 
sonderen Lage der jungen Betriebsinhaber Rech- 
nung tragen, indem sie vorsieht, daß der Staat die 
Bürgschaft für den nicht durch dingliche Sicher- 
heiten gedeckten Teil der Darlehen zur Finanzierung 
dieser Investitionen und der Zinsen übernimmt. 

Die jungen Betriebsinhaber finden sich jedoch in 
den ersten Jahren nach ihrer Niederlassung in einer 
besonders ungünstigen finanziellen Lage. Bei der 
Niederlassung entstehen ihnen nämlich in den mei- 
sten Fällen Kosten im Zusammenhang mit der 
Übernahme oder die Auszahlung ihrer Miterben. 
Dieser ungewöhnlich hohe finanzielle Aufwand 
führt dazu, daß sie Bedenken haben, solche Investi- 
tionen vorzunehmen, oder hierzu überhaupt nicht in 
der Lage sind. 

Diese Bedenken haben die Kommission veranlaßt, 
in ihrer Mitteilung an den Rat über „Sondermaß- 
nahmen angesichts der derzeitigen Konjunkturlage 
in der Landwirtschaft" Vorschläge für besondere 
Maßnahmen zugunsten junger Betriebsinhaber anzu- 
kündigen. 

In ihrem Vorschlag hat sich die Kommission be- 
müht, eine Lösung für das vorstehend analysierte 
Problem zu finden. Deshalb wird eine Einkommens- 
beihilfe für Landwirte mit einem Höchstalter von 
40 Jahren vorgesehen, die einen Betriebsentwick- 
lungsplan gemäß der Richtlinie 72/ 159/EWG für 
einen Betrieb vorlegen, auf dem sie seit weniger als 
fünf Jahren niedergelassen sind. 

Da die Rentabilität der für diesen Entwicklungsplan 
vorgesehenen Investitionen anfänglich sehr niedrig 
ist und erst im Laufe der Jahre zunimmt, ist die 
Beihilfe degressiv über einen Zeitraum von fünf 
Jahren gestaffelt. 


E. Finanzielle Auswirkungen 
L Gemeinsame Preis- und Marktpolitik 

1. Die Annahme der Vorschläge der Kommission 
über die Agrarpreise 1975/1976 und bestimmte 
Folgemaßnahmen werden finanzielle Folgen für 
die Ausgaben des EAGFL, Abteilung Garantie, 
und für die Einnahmen im Rahmen der gemein- 
samen Agrarpolitik - die Eigenmittel der Ge- 
meinschaft bilden ~ haben. 

2. Was die Ausgaben des EAGFL, Abteilung Ga- 
rantie, betrifft, zeigen die nachfolgenden nach 
Sektoren und der Nomenklatur des Haushalts 
aufgegliederten Tabellen die 1975 verfügbaren 
Mittel, die konjunkturbedingten Veränderungen 
der voraussichtlichen Ausgaben, der erlassenen, 
vorgeschlagenen oder von der Kommission vor- 
zuschlagenden Beschlüsse sowie die durch die 
Preisvorschläge bedingten Veränderungen der 
Ausgaben. Diesen Tabellen sind Erläuterungen 
mit den wichtigsten Berechnungshypothesen bei- 
gefügt. 

3. Zu den konjunkturbedingten Veränderungen der 
Ausgaben ist festzustellen: 

a) wesentliche Einsparungen in den Sektoren 
Getreide, Ölsaaten, Schweinefleisch, Eier, 
Geflügel und landwirtschaftliche Verarbei- 
tungserzeugnisse sowie in geringerem Um- 
fang im Sektor Milch und Milcherzeugnisse 
und Zucker von rund 475 Mio. RE; 

b) zusätzliche Ausgaben einerseits für die Sub- 
ventionen bei der Einfuhr von Zucker (200 
Mio. RE), andererseits für Rindfleisch 
(200 Mio. RE), d. h. insgesamt 400 Mio. RE. 

Auf Grund dieser gegenläufigen Tendenzen wird 
ein Mittelminderverbrauch von insgesamt 75 Mio. 
RE erwartet. 

4. Die durch die vorliegenden Agrarpreisvorschläge 
bedingten Mehrausgaben werden auf 258 Mio. 
RE geschätzt, die in der Hauptsache auf die 
Sektoren Milch und Milcherzeugnisse (+130 
Mio. RE) und Rindfleisch (+ 102 Mio. RE) ent- 
fallen; hierbei wird von der Hypothese ausge- 
gangen, daß die derzeitige Konjunktur für Ge- 
treide und die durch den Getreidepreis beein- 
flußten Erzeugnisse im ganzen Jahr 1975 anhält. 

5. Somit ergibt sich eine Erhöhung der Nettoaus- 
gaben von 183 Mio. RE bezogen auf die 1975 
verfügbaren Mittel. Diese Erhöhung hätte durch 
die von der Kommission im Rahmen des Haus- 
halts 1975 vorgeschlagene, vom Europäischen 
Parlament unterstützte, vom Rat aber nicht ak- 
zeptierte Rückstellung von 200 Mio. RE gedeckt 

22) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 96 
vom 23. April 1972 

23) SEK(74) 3280 endg. vom 30. August 1974 
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werden können. Falls die Agrarpreisvorschläge 
der Kommission vom Rat angenommen werden, 
wird die Kommission einen Nachtragshaushalts- 
plan vorlegen. 


6. Die Änderung der Konjunkturhypothesen und 
die Agrarpreisvorschläge haben auch Auswir- 
kungen auf die Einnahmen im Rahmen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik, die Eigenmittel der 
Gemeinschaft darstellen. Diese gegenläufigen 
Auswirkungen werden in einem späteren Doku- 
ment behandelt. 


EAGFL-Abteilung Garantie 

Schätzung der finanziellen Auswirkungen der Preisvorschläge 1975/1976 
unter Berücksichtigung der Konjunkturlage 


(in Mio RE) 





Veränderungen der Ausgaben 1975 

Sektor 

und 

j 

Art der Maßnahmen 

Mittel 

1975 

i 

245,- 

aufgrund der 
Konjunktur und 
aufgrund der 
bereits gefaßten, 

als Folge der 

Bezeichnung 

! 

Getreide 

6000/1/2 

Ausfuhrerstattungen 

vorgeschlagenen 
oder vorzu- 
schlagenen 
Beschlüsse j 

— 200,- 

Preisvorschläge 

+ 10 

6010 

Denaturierungsprämien ! 

23,5 1 

— 23,5 

- 

1 

VJW i 1 

Erstattungen bei der Erzeugung 

1 : 
lUZ.,— 

— 90 1 

- 

6012 

Beihilfen für Hartweizen 

128,- i 

- 

— 8 

6013 

Jahresendvergütung 

20,- 1 

- 

— 20 

6014/15 

Lagerhaltung und andere ; 

51,5 

— 

— 


Getreide Kap. 60 insgesamt 

630,- 

— 313,5 

— 18 

Reis 





6100/1/2 

Ausfuhrerstattungen 

25,2 

“ 

unbedeutend 

611 

Interventionen | 

4,5 

: 

unbedeutend 


Reis Kap. 61 insgesamt 

29,7 

- 

unbedeutend 

Milcherzeugung 



i 

+ 92 

6200/1/2 

Ausfuhrerstattungen 

476,8 

1 — 15 

6210 

Beihilfen für Magermilch zu Futter- 
zwecken 

632- 

_ 

+ 60 

6211 

1 Beihilfe für zu Kasein verarbeitete 
Magermilch 

70,6 

_ 

_ 

6212 

Lagerung von Magermilchpulver 

16,- 


— 

6213 

Lagerung von Käse 

5,- 


— 

6214 

Lagerung von Butter und Sonder- 
‘ maßnahmen: Butter 

301,- 

— 32 

— 22 

6290 

Beihilfe zum Butterverbrauch 

25,5 

- 

— 


Milcherzeugung Kap. 62 insgesamt 

1526,9 

— 

+ 130 

! 

j 

Fette 

1 


' 


630/1 

! Erstattungen bei Olivenöl und Beihilfe 

265,5 

; 

j 

632/3/4 

Ölsaaten 

76,5 

— 30 

unbedeutend 


Fette Kap. 63 insgesamt 

342,- 

— 30 

1 unbedeutend 

Zucker 





6400/1 

Ausfuhrerstattungen 

z. E. 

- 

i 

6410 

Denaturierungsprämien 

1,6 

— 1^6 
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(in Mio RE) 





Veränderungen der Ausgaben 1975 

Sektor 



aufgrund der 
Konjunktur und 



Mittel 

1975 

aufgrund der 


und 

Bezeichnung 

Art der Maßnahmen 

bereits gefaßten, 
vorgeschlagenen 

als Folge der 
Preisvorsdiläge 




oder vorzu- 



: _ . 1 


schlagenen 

Beschlüsse 


6411 

Erstattung bei der Erzeugung 

1- 



6412 ' 

Vergütung der Lagerkosten ; 

108,5 

— 6 

+ 6 

6419 

Sonstige Interventionen 
- Subventionen bei der Einfuhr 

z. E. 1 

+ 200 

_ 


- Andere 

1 

j 

- 


Zucker Kap. 64 insgesamt 

112,1 

i + 192,4 

+ 6 

Rindfleisch 

6500/1 

I 

Ausfuhrerstattungen 

97,- 

+ 8,- 

+ 5,- 

651 

Interventionen; Aufkäufe, private 
Lagerhaltung usw. 

129,- 

1 + 162,- 

— 65,- 

6520 

Beihilfen für Fürsorgeempfänger 

40,- 

+ 10,- 

- 

6521 

Prämien für die geregelte Vermarktung 

73,- 

+ 20,- 

+ 32,- 

6522 

! Prämien für die Wiederherstellung des 
Viehbestandes 

53,- 

j ~ . 

— 

6523 

1 Prämien für ausgewachsene Rinder 

z.E. 

- 

+ 130- 


Andere 

3,- 

- 

- 


Rindfleisch Kap. 65 insgesamt 

395,- 

' + 200,- 

+ 102,- 

Schweinefleisch, Eier und Geflügel 




660 

Ausfuhrerstattungen bei Schweine- 
fleisch 

115,- 

: — 50.- 

unbedeutend 

661 

Interventionen bei Schweinefleisch 

15,- 

- 

unbedeutend 

670 

Erstattungen bei Eiern 

5,- 

— 2,- 

unbedeutend 

671 

, Erstattungen bei Geflügel , 

21,- 

— 15,- 

unbedeutend 


Kap. 66 und 67 insgesamt 

156,- 

— 67.- 

unbedeutend 

Obst und Gemüse, 

, Wein, Tabak, 


1 


Fischereierzeugung und Alkohol 


1 

i 


68 

Erstattungen und Interventionen: i 

Obst und Gemüse 

83,5 


+ 4,- 

69 

Erstattungen und Interventionen: 

Wein 

99,2 

- 

- 

70 

Erstattungen und Interventionen: 

Tabak 

166,4 

— 

unbedeutend 

71 

Erstattungen und Interventionen: 
Fischereierzeugnisse 

2,5 

— 

1 

72 

Alkohol i 

z. E. 

- 

1 


Kap. 68, 69, 70, 71, 72 insgesamt 

351,6 

- 

+ 4 

Andere Erzeugnisse und nicht unter 

Anhang II fallende Erzeugnisse 




730 

Flachs und Hanf 

12,6 

— 

+ 1,3 

731 

1 Saatgut 

18,5 

— 

+ 2,8 

732 

Hopfen 

7,2 

- 

— 

733 

Seidenraupen 

2,- 

- 

+ 0,2 

734 

Künstlich getrocknetes Futter 

10,5 

- 

+ 2,9 

735 

Soja 

z.E. 


— 
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(in Mio RE) 





Veränderungen der Ausgaben 1975 

Sektor 

und 

Bezeichnung 

Art der Maßnahmen 

1 

1 

Mittel 

1975 

1 

aufgrund der 
Konjunktur und | 
aufgrund der 
bereits gefaßten 
vorgeschlagenen 
oder vorzu- 
schlagenen | 

Beschlüsse 

als Folge der 
Preisvorschläge 

Nicht in Anhang II aufgeführte Erzeugnisse 

1 




740 

Erstattungen 

32,2 

— 10,- 

+ 2,- 

i 

Kap. 73 und 74 insgesamt 1 

83,- 

— 10,- 

+ 9,2 

Ausgleichsbeträge 

750 

- Beitrittsausgleichsbeträge im inner- 
gemeinschaftlichen Handel 

j 

1 

248,8 i 

- 

+ 25,- 

760 

- Währungsausgleichsbeträge im 
innergemeinschaftlichen Handel 

105,4 

— 1 

— 


Kap. 75 und 76 insgesamt 

354,2 

- 

+ 25,- 


Insgesamt 

3980,5 

— 75,1 

+ 258,2 


Widitigste Redienhypothesen 


Die Gemeinschaft führt jährlich ±13 Mio t Getreide aus. Wegen der Weltmarktpreise 
gibt es derzeit keine Erstattungen. Diese Lage wird voraussichtlich 1975 anhalten, so 
daß es generell keine Erstattungen gibt. Unter Berücksichtigung der Zahlungsfristen, 
der auf die auf bestimmte Fälle begrenzten Erstattungen und der Mittel für die 
Nahrungsmittelhilfe ist mit Einsparungen von 190 Mio RE (200-10) gegenüber den 
verfügbaren Mitteln in Höhe von 245 Mio RE zu rechnen. 

Abschaffung der Denaturierungsprämie. 

Ausgabenrückgang infolge der 50prozentigen Verringerung der Erstattungen bei der 
Erzeugung ab 1. April 1975 und der geplanten Abschaffung der Vorausfestsetzung 
sowie der Abschaffung der Erstattung ab 1. August 1975 (bleibt noch vorzuschlagen). 

Änderung der quantitativen Hypothesen von 3,9 auf 3,5 Mio t. 

Da die Preiserhöhung die Summe der monatlichen Erhöhungen übersteigt, wird sich die 
Jahre send Vergütung erübrigen. 

Die Entwicklung der Weltmarktlage macht es nicht möglich, 1975 mit Einsparungen zu 
rechnen. Die durch die Preise bedingten zusätzlichen Ausgaben sind im Verhältnis zu 
den Mitteln gering. 

Die lOprozentige Preiserhöhung hat auf 12 Monate folgende Auswirkung auf die Er- 
stattungen 

Erzeugnis Ausfuhr ^ung fJng ^ Veränderung der Erstattungen 

Magermilchpulver 490 000 t X 59,6 = + 29,2 Mio RE 

Butter 175 000 t X 236,2 = + 41,3 Mio RE 

Andere (in Milchgew.) 4 650 000 t - (1,408X11,5) = + 29,2 Mio RE 

Insgesamt + 145,8 Mio RE 


Sektor und 
Nomenklatur 

Getreide 

6000/1/2 


6010 

6011 

6012 

6013 

Reis 
Kap. 62 

Milcherzeugung 

6200/1/2 
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Sektor und 
Nomenklatur 


Für 1975 belaufen sich die Mehrausgaben als Folge der unterschiedlichen Termine des 
Inkrafttretens der Preise auf 92 Mio RE. Bei bestimmten Käsesorten und zuckerhaltigen 
Milcherzeugnissen ist mit einem Rückgang der Erstattungsausgaben zu rechnen 
(— 15 Mio RE). 

Beihilfe für Magermilch zu Futterzwecken. Geht man von der Hypothese aus, daß diese 
’ Beihilfe sich um 10 v. H. erhöht, so hätte dies folgende Auswirkung: 


Erzeugnis 

Mengen 

^ Derzeitige Sätze 

Ausgaben ' 

Sätze + 10 V. H. 

Ausgaben 

Flüssig 

4,8 Mio t 

32 RE/t 

153,6 

35,2 

168,9 

Pulver 

Inzidenz 

1,33 Mio t 

345 RE/t 

458,8 1 

379 

504,1 

„zwei Sätze" 



20 


1 25 

Insgesamt 


' 

632,4 


1 698,0 

1 


Auf 12 Monate: Mehrausgaben 66,6 Mio RE. Erhöhung ab 1. Februar 1975: + 60 Mio RE. 


6214 


Beihilfen für Fürsorgeempfänger: Senkung der EAGFL-Beteiligung auf 1/10: Einsparun- 
gen 32 Mio RE: Die Butterpreiserhöhung vom 1. September 1975 erlaubt Einsparungen 
bei der Beihilfe zur privaten Lagerung (200 000 t X 126 RE/t = 25 Mio RE). An Zins- 
kosten werden zusätzlich 3 Mio RE anfallen. Daher Nettoeinsparung von 22 Mio RE 
(25 — 3 = 22 Mio RE). 


Fette 
Kap. 63 


Beihilfe für Olivenöl, Ernte 1975, wird ab 1976 gezahlt. 

Ölsaaten: Aufgrund der Weltmarktpreise kann mit Einsparungen bei den Beihilfen 
gerechnet werden. 


Zucker 

6410 

6412 


6419 


Aufhebung der Denaturierungsprämie 

Zinskostenanteil an den Lagerkosten für 12 Monate: +19 Mio RE, davon 1/3 für 1975: 
6 Mio RE. Die Ernte 1974 ist niedriger als erwartet, daher Einsparungen von 6 Mio RE 
bei der Lagerung. 

Subvention bei der Einfuhr: Hypothese 800 000 t zu 250 RE/t = 200 Mio RE 


Rindfleisch 

6521 


(651) Die Lockerung des Interventionssystems gestattet Ersparnisse bei den Inter- 
ventionen; Hypothese: 100 000 t Ankäufe weniger. Zahlungsfrist für die Prämie für die 
geregelte Vermarktung bringt 20 Mio RE zusätzliche Ausgaben für 1975 mit sich. Die 
Verlängerung dieser Prämie um zwei Monate auf Ende Februar wird 32 Mio RE kosten. 
Die neue Prämie für ausgewachsene Rinder wird für 12 Monate 200 Mio RE kosten 
(30 RE für 6,5 Mio Rinder). 1975 beginnt die Prämie am 1. Mai (Italien: 1. Oktober) und 
die entsprechenden Ausgaben werden auf 130 Mio RE geschätzt. 


Schweinefleisch 
Eier und Geflügel 
66 bis 67 


Wegen der Lage des Getreidemarktes können die Erstattungen erheblich verringert 
werden. Da bereits erste Beschlüsse über eine Senkung ergangen sind, kann mit Ein- 
sparungen gerechnet werden. 


Wein 69 
Tabak 70 


Wirtschaftsjahr beginnt am 1. Dezember 1975. 

Die Beihilfe für Tabak der Ernte 1975 wird ab 1976 gezahlt. 


Andere Erzeugnisse und nicht in Anhang II aufgeführte Erzeugnisse 

Die durch die Preisvorschläge bedingten Ausgaben Veränderungen haben eine „mecha- 
nische" Wirkung, d. h. die Erhöhung der Sätze muß mit den betreffenden Mengen 
multipliziert werden. Die hohen Weltmarktpreise für Getreide und Zucker ziehen einen 
Ausgabenrückgang für Verarbeitungserzeugnisse (nicht in Anhang II aufgeführt) nach 
sich. 
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Sektor und ‘ 

Nomenklatur 

Beitrittsausgleichsbeträge im innergemeinschaftlichen Warenverkehr 

750 Der proportioneile Anstieg der Preise in allen Ländern führt automatisch zu einer 

Erhöhung des Abstands zwischen den Gemeinschaftspreisen und den durch die Über- 
gangsbestimmungen der Beitrittsverträge bedingten Preise nach sich. Diese führt zu 
j einem Anstieg der Beitrittsausgleichsbeträge. 

Währungsausgleichsbeträge 

I Die Agrar- und Währungsvorschläge haben in finanzieller Hinsicht entgegengesetzte 
! Auswirkungen, je nachdem, ob es sich um einen exportierenden oder importierenden 
Mitgliedstaat handelt und seine Währung ab- oder aufgewertet wird. Wegen der 
gegenläufigen Tendenzen halten sich die Auswirkungen der Vorschläge im Rahmen der 
! Mittelansätze. 


II. Gemeinsame Strukturpolitik 

Die die Abteilung Ausrichtung des EAGFL angehen- 
den finanziellen Auswirkungen betreffen zwei Maß- 
nahmen: 

— Vorschlag einer Richtlinie des Rates über eine 
Sonderbeihilfe für junge Betriebsinhaber, die 
sich seit weniger als fünf Jahren niedergelassen 
haben und einen Entwicklungsplan durchführen j 

— - Vorschlag für eine Verordnung betreffend die 
Beibehaltung der durch Verordnung (EWG) Nr. 
1353/73 vorgesehenen Prämienregelung für die 
Umstellung von Milchkuhbeständen auf Bestände 
zur Fleischerzeugung und Prämien zur Förderung 
der speziell auf die Fleischerzeugung ausgerich- 
teten Rinderaufzucht. 

Da die Intervention der Abteilung Ausrichtung in 
beiden Fällen die Form einer an die Mitgliedstaa- 
ten gezahlten Vergütung der Ausgaben nimmt, die 
diese im Laufe eines Kalenderjahres getätigt haben, 
werden die ersten Ausgaben zu Lasten der Ab- 
teilung Ausrichtung aus Mitteln des Haushaltsplans 
1976 für Ausgaben gezahlt werden, die von den 
Mitgliedstaaten im Jahr 1975 getätigt wurden. 


A. Finanzielle Auswirkung des Vorschlags einer 
Richtlinie des Rates über eine Sonderheihilfe für 
junge Betriebsinhaher, die sich seit weniger als 
fünf Jahren niedergelassen haben und einen Ent- 
wicklungsplan durchführen 

1. Rechnungshypothesen 

a) Ausgegangen wird von einer niedrig ange- 
setzten Hypothese, wonach 40 v. H. der einen 
Entwicklungsplan durchführenden Betriebs- 
inhaber in den Genuß der in der Richtlinie 
vorgesehenen Beihilfen kommen können, und 
von einer hoch angesetzten Hypothese, wo- 
nach sich dieser Satz auf 60 v. H. beläuft; 

b) Die Hypothesen über die Zahl der Entwick- 
lungspläne entsprechen denen der Unterlage 
Nr, 795/VI/74 vom 22. Mai 1974 über die 
mehrjährige Finanzvorausschau des EAGFL 
der Abteilung Ausrichtung für den Zeitraum 
1975/1977, d. h.: 

1975: 60 000 durchgeführte Pläne 

1976: 108 000 durchgeführte Pläne 
1977: 124 000 durchgeführte Pläne 


2. Berechnung der Kosten 



Gesamtkosten (Mio RE) 

Kosten für den EAGFL (Mio RE) 

Jahr 

Niedrig 

angesetzte 

Hypothese 

Hoch 

angesetzte 

Hypothese 

Niedrig 
angesetzte 
Hypothese i 

Hoch 

angesetzte 

Hypothese 

1975 

24 

36 1 

i 1 


1976 

62,4 

93,6 

1 

6 

9 

1977 

98,6 

147,9 

15,6 

23,4 

1978 



24,6 

37,0 
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B. Finanzielle Auswirkungen des Vorschlags einer 
Verordnung betreffend die Beibehaltung der 
durch Verordnung (EWG) Nr. 1353/73 vorge- 
sehenen Prämienregelung für die Umstellung 
von Milchkuhbeständen auf Bestände zur Fleisch- 
erzeugung und Prämien zur Förderung der spe- 
ziell auf die Fleischerzeugung ausgerichteten 
Rinderaufzucht 

Eine Schätzung der mit der Anwendung der ge- 
meinsamen Maßnahmen für den Zeitraum vom 

1. Oktober 1973 bis 31. Dezember 1974 verbun- 
denen Ausgaben findet sich in Dokument KOM 
(73) 445 endg. vom 21. März 1973, das die Vor- 
schläge der Kommission an den Rat betreffend 
die Festsetzung der Preise für verschiedene 
landwirtschaftliche Erzeugnisse (Wirtschaftsjahr 
1973/1974) und bestimmte Folgemaßnahmen ent- 
hält. 

Nach diesen Schätzungen belaufen sich die Ge- 
samtausgaben zu Lasten der Abteilung Ausrich- 
tung auf 60 Mio RE. Auf Grund der heute ver- 
fügbaren Angaben dürfen diese Schätzungen 
fundiert sein, so daß die tatsächlichen Ausgaben 
annähernd auf diesem Niveau liegen werden. 

In diesem Finanzanhang soll eingehend darge- 
legt werden, welche Mehrausgaben durch die 
Beibehaltung der Regelung für den Zeitraum 
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1975 ent- 
stehen würden. 

1. Schätzung der Ausgaben, die im Rahmen der 
Prämienregelung zur Umstellung von Milchvieh- 
beständen auf Bestände zur Fleischerzeugung 
entfallen 

a) Satz 

7,5 RE je 100 1 Milch, die in dem Jahr geliefert 
werden, das dem Bezugszeitraum vorangeht: 
für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 kann der 
durchschnittliche Milchanfall je beteiligte 
Milchkuh auf 3700 1 geschätzt werden. 

Der Durchschnittsbetrag der Prämie beläuft 
sich mithin auf 
3700 

X 7,5 277,5 RE/Kuh 

b) Hypothese 

In der für die Prämienbeantragung in Be- 
tracht gezogenen Zeit (1. Januar bis 31. De- 
zember 1975) wird die Prämie für 400 000 
Milchkühe gezahlt. 

c) Gesamtausgaben 

400 000 X 277,5 RE = 111 Millionen RE, ab- 
gerundet auf 110 Mio RE, davon Beteiligung 
des EAGFL (50 v. H.) : 55 Mio RE. 


d) Hypothesen für den Zahlungsplan 
Drei Zahlungen: 

— Anzahlung von 140 RE/Kuh innerhalb von 
drei Monaten nach der Bewilligung des 
Antrags, 

— der Restbetrag in zwei gleichen Teilen ein 
Jahr und drei Jahre nach der Anzahlung. 

2. Schätzung der durch die Prämienregelung zur 
Förderung der speziell auf die Fleischerzeugung 
ausgerichteten Rinderaufzucht bedingten Aus- 
gaben 

a) Satz 

240 RE je fleischrassige Kuh oder trächtige 
Färse, die im Betrieb über die zu dem Bezugs- 
zeitpunkt hinaus gehaltene Zahl gehalten 
werden. 

b) Hypothese 

1975 werden Prämienanträge für 40 000 Tiere 
bewilligt. 

c) Gesamtausgaben 

40 000 X 240 = 9,6 Mio RE, aufgerundet auf 
10 Mio RE, davon Beteiligung des EAGFL 
(50 v. H.) in Höhe von 5 Mio RE. 

d) Hypothesen für den Zahlungsplan 
Drei Zahlungen: 

— Anzahlungen von 120 RE innerhalb der 
drei ersten Monate nach der Feststellung, 
daß eine zusätzliche Kuh oder trächtige 
Färse gehalten wird-, 

— der Restbetrag in zwei gleichen Teilen ein 
Jahr und drei Jahre nach der Anzahlung. 

3. Zusammenfassung sämtlicher Mehrausgaben auf- 
grund der Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1353/73 


Jahr 

Gesamt- ' 

ausgaben ! 
(in Mio RE) 

Zu Lasten der Ab- 
teilung Ausrichtung 
des EAGFL 
(in Mio RE) 

1975 

i ’ ~""'l 

45,70 


1976 

37,50 ! 

22,85 

1977 

7,30 

18,75 

1978 

22,20 

3,65 

1979 

7,30 

11,10 

1980 

~ 1 

3,65 

Insgesamt 

i 120,00 

60,00 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom 

zur Festsetzung der Getreidepreise für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ., insbeson- 
dere auf Artikel 2 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Getreidepreise ist den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik sowie dem 
Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels lei- 
sten will. Ziel der gemeinsamen Agrarpolitik ist 
insbesondere, der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
eine angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten, 
die Versorgung sicherzustellen und die Belieferung 
der Verbraucher zu angemessenen Preisen zu ge- 
währleisten. 

Daneben sind die Bedeutung des Getreideanbaus 
für die Agrarwirtschaft der Gemeinschaft und der 
Einfluß der Getreidepreise auf die Preise vieler 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse und damit auf das 
Einkommen der in der Landwirtschaft tätigen Per- 
sonen zu berücksichtigen. 

Die Richtpreise für die wichtigsten Getreidearten 
müssen so festgesetzt werden, daß dem Produktions- 


niveau, der erforderlichen Ausrichtung der Erzeu- 
gung, deren Verwendung sowie der Verbesserung 
der landwirtschaftlichen Einkommen Rechnung ge- 
tragen wird. Die Anwendung dieser Kriterien führt 
dazu, die Preise höher als im vorhergehenden Wirt- 
schaftsjahr festzusetzen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 werden die Richt- 
preise für Getreide, der Grundinterventionspreis für 
Weichweizen und der garantierte Mindestpreis für 
Hartweizen wie folgt festgesetzt: 

a) Richtpreise: 

Weichweizen 
Roggen 
Gerste 
Mais 

Hartweizen 

b) Grundinterventionspreis 
Weichweizen 

c) Garantierter Mindestpreis 
Hartweizen 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Rechnungseinheiten 
je 1000 kg 


140,72 

139,98 

127,50 

127,50 

207,33 


125,93 

für 

216,17 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /74 des Rates vom 

zur Änderung der Verordnung Nr. 120/67/EWG über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Getreide^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1996/74“), ist der Beginn 
des Wirtschaftsjahres für Mais und Sorghum wegen 
des unterschiedlichen Zyklus dieser Getreidearten 
auf einen anderen Termin festgesetzt worden als für 
die übrigen Getreidearten. Damit wird die Einheit- 
lichkeit des Wirtschaftsjahres für alle Getreidearten 
durchbrochen. Daraus ergeben sich schwerwiegende 
Nachteile in einem Zeitpunkt, in dem eine bessere 
Stufung der Preise erfolgen könnte. Um diese Nach- 
teile auszuschalten, ist es angebracht, das Wirt- 
schaftsjahr für Mais und Sorghum nicht mehr ent- 
sprechend ihrem Zyklus festzulegen, sondern diese 
Getreidearten in dieser Hinsicht vollständig den 
anderen Getreidearten gleichzustellen. Damit das 
laufende Wirtschaftsjahr nicht gestört wird, sollte 
jedoch die bisherige Regelung bis 31. Juli 1975 bei- 
behalten werden. 

Die Verordnung Nr. 120/67/EWG sieht in Arti- 
kel 11 vor, daß für bestimmte zur Stärke- und Kar- 
toffelstärkeherstellung oder für die Glukoseerzeu- 
gung und die Brauereiindustrie zur Herstellung von 
Bier verwendete Erzeugnisse eine Erstattung bei der 
Erzeugung gewährt wird. Nach den bisherigen Erfah- 
rungen dürfte es nicht erforderlich sein, diese Er- 
stattung in jedem Falle zu gewähren. Es ist daher 
angezeigt, den Grundsatz der obligatorischen Erstat- 
tung durch den Grundsatz der fakultativen Erstat- 
tung zu ersetzen. 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 3 der Verordnung Nr. 120/67/EWG erhält 
folgende neue Fassung: 


„Das Getreidewirtschaftsjahr beginnt für alle in Ar- 
tikel 1 genannten Erzeugnisse am 1. August und 
endet am 31. Juli des folgenden Jahres." 

Artikel 2 

Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
erhält folgende neue Fassung: 

„Die Interventionspreise gelten für die Zeit vom 
1. August bis 31. Mai des folgenden Jahres. In der 
Zeit vom 1. Juni bis 31. Juli werden die für den 
Monat August des folgenden Getreidewirtschafts- 
jahres geltenden Interventionspreise angewandt." 

Artikel 3 

Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG erhält folgende neue Fassung: 

„1. Eine Erstattung bei der Erzeugung kann ge- 
währt werden 

a) für Mais und Weichweizen, die in der Ge- 
meinschaft für die Herstellung von Stärke 
verwandt werden; 

b) für Kartoffelstärke; 

c) für Grobgries und Feingries von Mais (Gritz), 
die in der Gemeinschaft für die Glukoseher- 
stellung durch direkte Hydrolyse verwendet 
werden; 

d) für Mais, der in der Gemeinschaft von der 
Maisindustrie zu Grobgries und Feingries 
(Gritz) verarbeitet wird, welcher in der Ge- 
meinschaft von der Brauereiindustrie für die 
Herstellung von Bier Verwendung findet." 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Sie wird ab 1. August 1975 angewendet. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 209 
vom 31. Juli 1974, S. 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . ./75 des Rates vom 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1127/74 zur Festsetzung der monatlichen 
Zuschläge zu den Preisen für Getreide, Mehl von Weizen und Roggen sowie für 
Grob- und Feingrieß von Weizen für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./1975^), ins- 
besondere auf Artikel 6 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Verordnung (EWG) Nr. . . . wurde darauf 
verzichtet, für Mais und Sorghum ab 1. August 1975 
einen anderen Zeitpunkt für den Beginn des Wirt- 
schaftsjahres festzusetzen als für die anderen Ge- 
treidearten. Es empfiehlt sich daher, die Geltungs- 
dauer der in Arlikel 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1127/74 des Rates vom 29. April 1974 zur Fest- 
setzung der monatlichen Zuschläge zu den Preisen 
für Getreide, Mehl von Weizen und Roggen sowie 


für Grob- und Feingrieß von Weizen für das Wirt- 
schaftsjahr 1974/1975^) aufgeführten Tabelle über 
die monatlichen Zuschläge für Mais bis zum 31. Juli 
1975 zu begrenzen. Folglich müssen die gleichen Be- 
stimmungen für Sorghum gelten - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Die für Mais und für Sorghum vorgesehenen monat- 
lichen Zuschläge, die in der Tabelle des Artikels 2 
der Verordnung Nr. 1127/74 für die Monate August 
und September 1975 eingesetzt sind, werden ge- 
strichen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1357, 3. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . 1974, S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 128 
vom 10. Mai 1974, S. 15 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . ./75 des Rates vom 1975 

zur Festsetzung der Interventionspreise für Rohreis für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. . . ./74^), insbesondere auf 
Artikel 4 Absatz 4 , 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Interventionspreise für Rohreis für Arles und 
Vercelli müssen nach den Kriterien des Artikels 4 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 359/67/EWG von dem 
Richtpreis für geschälten Reis abgeleitet werden, der 
durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./74 des Rates 

vom zur Festsetzung des Richtpreises 

für geschälten Reis für das Wirtschaftsjahr 1975/ 
1976^) festgesetzt worden ist. 


Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, die 
Interventionspreise auf einen einheitlichen Betrag 
für Arles und Vercelli festzusetzen, und zwar höher 
als für das vorhergehende Wirtschaftsjahr - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Die Interventionspreise für Rohreis für Arles und 
Vercelli werden für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 
auf 15,200 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm 
festgesetzt. , 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S.T 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom 1975 

zur Festsetzung des Richtpreises für geschälten Reis für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. . . .^), insbesondere auf 
Artikel 2 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Richtpreises für Reis ist 
den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik sowie 
dem Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemein- 
schaft zur harmonischen Entwicklung des Welthan- 
dels leisten will. Die gemeinsame Agrarpolitik zielt 
insbesondere darauf ab, der landwirtsdiaftlichen Be- 
völkerung eine angemessene Lebenshaltung zu ge- 
währleisten, die Versorgung zu sichern und die Be- 
lieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen 
zu gewährleisten. 


Der Richtpreis für Reis muß so festgesetzt wer- 
den, daß dem Produktionsniveau, der erforderlichen 
Ausrichtung, der Erzeugung, deren Verwendung und 
der Verbesserung der landwirtschaftlichen Einkom- 
men Rechnung getragen wird. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Richtpreis höher als für das vergangene Wirtschafts- 
jahr festzusetzen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 wird der Richt- 
preis für geschälten Reis auf 25,628 Rechnungsein- 
heiten je 100 Kilogramm festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates vom 

zur Änderung der Verordnung Nr. 359/67/EWG über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 9 der Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1129/74^), sieht vor, daß 
eine Erstattung bei der Erzeugung für Bruchreis ge- 
währt wird, der von der Stärkeindustrie zur Her- 
stellung von Stärke und von der Brauereiindustrie 
zur Herstellung von Bier verwendet wird. Auf 
Grund der bisherigen Erfahrungen dürfte es nicht 
notwendig sein, die Gewährung dieser Erstattung 
unter allen Umständen vorzusehen. Infolgedessen 
ist der Grundsatz der zwingend vorgeschriebenen 
Gewährung dieser Erstattung durch den Grundsatz 
der fakultativen Gewährung zu ersetzen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung Nr. 359/67/EWG 
erhält folgende Fassung: 

„1. Eine Erstattung kann bei der Erzeugung ge- 
währt werden für Bruchreis, der 

a) von der Stärkeindustrie zur Herstellung von 
Stärke verwendet wird, 

b) von der Brauereiindustrie zur Herstellung 
von Bier verwendet wird." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1975 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 128 
vom 10. Mai 1974, S. 20 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . ./75 des Rates vom zur Festsetzung 

der abgeleiteten Interventionspreise, der Interventionspreise für Rübenrohzucker, 
der Zuckerrübenmindestpreise, der Schwelienpreise und des Höchstbetrags der 
Produktionsabgabe für das Zuckerwirtschaftsjahr 1975/1976 


DFR RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . ./74 
des Rates vom . . . über die gemeinsame Markt- 
organisation für Zucker^), insbesondere auf Arti- 
kel 3 Absatz 6, Artikel 4 Absatz 4, Artikel 9 Ab- 
satz 5, Artikel 12 Absatz 5 und Artikel 27, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates 
vom . . . zur Festsetzung der Preise im Zucker- 
sektor und der Standardqualität für Zucker-) für das 
Zuckerwirtschaftsjahr 1975/1976 ist der Interven- 
tionspreis für Weißzucker für das Hauptüberschuß- 
gebiet der Gemeinschaft auf 30.72 Rechnungseinhei- 
ten für 100 kg festgesetzt worden. 

In Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. ... ist vorgesehen, daß für andere Gebiete 
abgeleitete Interventionspreise festgesetzt wurden, 
und zwar unter Berücksichtigung der regionalen 
Preisunterschiede für Zucker, die bei normaler Ernte 
und freiem Warenverkehr mit Zucker auf Grund der 
natürlichen Bedingungen der Marktpreisbildung zu 
erwarten sind. 

Da bei den geltenden Quoten in den Erzeugungs- 
gebieten Deutschlands, der Niederlande, Belgiens, 
Dänemarks und Frankreichs eine ausgeglichene oder 
überschüssige Versorgungslage zu erwarten ist, 
kann davon ausgegangen werden, daß die Preise 
ab Fabrik in den genannten Gebieten, mit Aus- 
nahme der französischen überseeischen Departe- 
ments, weitgehend den Preisen im Hauptüberschuß- 
gebiet der Gemeinschaft entsprechen werden. 

Demgegenüber dürfte in Italien der Zuckererzeu- 
gung bei relativ hohen Produktionskosten die fest- 
gesetzte Grundmenge voraussichtlich nicht wesent- 
lich überschreiten. Es ist daher mit einem aus der 
Erzeugung der Überschußgebiete der Gemeinschaft 
zu deckenden Zuschußbedarf von ca. 500 000 Tonnen 
zu rechnen. 

Unter diesen Umständen wird das Niveau der 
Marktpreise in Italien durch die Angebotspreise für 
Zucker aus den Überschußgebieten der Gemeinschaft 
bestimmt. Unter Berücksichtigung des in Nordfrank- 


reidi geltenden Interventionspreises, zuzüglich der 
Vermarktungskosten für Lieferungen nach Italien 
einerseits und der Absatzkosten der italienischen 
Zuckerindustrie andererseits, kann der abgeleitete 
Interventionspreis für Italien auf 33,27 Rechnungs- 
einheiten für 100 kg festgesetzt werden. 

Bei normaler Ernte entspricht die Zuckererzeu- 
gung in Irland und im Vereinigten Königreich rund 
80 bzw. 40 V. H. des Bedarfs des eigenen Marktes. 
Dieser Bedarf kann zu einem Teil durch Zucker aus 
den Überschußgebieten der Gemeinschaft gedeckt 
werden. 

Unter diesen Umständen wird das Marktpreis- 
niveau in Irland wie im Vereinigten Königreich 
weitgehend von den Angebotspreisen für Zucker 
aus den genannten Gebieten bestimmt. Somit ist für 
alle Gebiete Irlands und des Vereinigten König- 
reichs ein einheitlicher abgeleiteter Interventions- 
preis für Weißzucker vorzusehen, der unter Berück- 
sictitigung des Interventionspreises in dem Haupt- 
überschußgebiet der Gemeinschaft zuzüglich der 
Vermarktungskosten für die Lieferungen nach Ir- 
land und dem Vereinigten Königreich einerseits und 
unter Berücksichtigung der Absatzkosten der Zuk- 
kerindustrie in diesen Mitgliedstaaten andererseits 
auf 31,72 Rechnungseinheiten je 100 kg festgesetzt 
werden kann. 

Die Zuckererzeugung in den französischen über- 
seeischen Departements führt zu umfangreichen 
Überschüssen an Rohzucker. Die günstigsten Absatz- 
möglichkeiten für diesen Zucker innerhalb der Ge- 
meinschaft ergeben sich in Südfrankreich und in 
Italien, wo der Zucker nach Raffinierung unmittel- 
bar verkauft werden kann. Ausgehend von den vor- 
aussichtlichen Marktpreisen in den italienischen Zu- 
schußgebieten, die wahrscheinlich um 0,57 Rech- 
nungseinheiten je 100 kg über dem abgeleiteten 
Interventionspreis für Italien liegen werden und 
unter Berücksichtigung der Kosten des Transports 
zwischen den überseeischen Departments und diesen 
Gebieten ist es angebracht, für diese Departements 
einen abgeleiteten Interventionspreis von 30,52 
Rechnungseinheiten für 100 kg Weißzucker festzu- 
setzen. 

Nach Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. ... ist für diese Departements der Interven- 
tionspreis für Rohzucker festzusetzen, der von dem 
für diese Departements festgesetzten Interventions- 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
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preis für Weißzucker unter Berücksichtigung einer 
einheitlichen Verarbeitungsspanne und eines pau- 
schalen Rendements abzuleiten ist. Die Raffinie- 
rungskosten können nach den verfügbaren Angaben 
auf 2,48 Rechnungseinheiten für 100 kg Raffinade 
geschätzt werden. Außerdem ist die Ausbeute ge- 
mäß der Definition der Standardqualität für Roh- 
zucker in der Verordnung (EWG) Nr. 431/68^) auf 
92 V. H. zu veranschlagen. 

In Artikel 9 Absatz 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. ... ist die Festsetzung der Interventions- 
preise für Rübenrohzucker vorgesehen. Diese Preise 
sollten vom Interventionspreis für Weißzucker unter 
Berücksichtigung der für die Festsetzung des Inter- 
ventionspreises für Rohzucker in den französischen 
überseeischen Departements bereits angegebenen 
Einzelheiten sowie unter Berücksichtigung der 
Heranführungskosten für die Versorgung mit Roh- 
zucker abgeleitet werden, die für 100 kg pauschal 
auf 0,50 Rechnungseinheiten geschätzt werden. 

Die in Artikel 4 Absatz 1 erster Gedankenstrich 
der Verordnung (EWG) Nr. . . . genannten Min- 
destpreise für Zuckerrüben sind für die außerhalb 
des Hauptüberschußgebiets liegenden Gebiete an- 
hand der in den betreffenden Gebieten geltenden 
Interventionspreise für Weißzucker unter Berück- 
sichtigung der bei der Festsetzung des Mindest- 
preises für Zuckerrüben für das Hauptüberschußge- 
biet berücksichtigten Werte für die Verarbeitungs- 
spanne, das Rendement, die Verkaufserlöse für 
Melasse und die Anlieferungskosten der Zucker- 
rüben zu ermitteln. 

Angesichts der auf dem Zuckermarkt der Gemein- 
schaft und auf dem Weltmarkt herrschenden Ver- 
knappung empfiehlt es sich, die in Artikel 4 Ab- 
satz 1 zweiter Gedankenstrich der Verordnung 
(EWG) Nr. . . . genannten Mindestpreise für Zucker- 
rüben außerhalb der Grundquote für das Zucker- 
wirtschaftsjahr 1974/1975 auf der gleichen Höhe wie 
die Mindestpreise für Zuckerrüben sowie den Höchst- 
betrag der Produktionsangabe auf Null festzusetzen. 

Nach Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. ... ist der Schwellenpreis für Weißzucker gleich 
dem für das Hauptüberschußgebiet der Gemeinschaft 
geltenden Richtpreis zuzüglich der pauschal berech- 
neten Kosten für den Transport von diesem Gebiet 
zu dem entferntesten Verbrauchsgebiet der Ge- 
meinschaft mit einem Zuschußbedarf. Bei der gege- 
benen Versorgungslage der Gemeinschaft müssen 
demzufolge die Transportkosten für Lieferungen aus 
den nordfranzösischen Departements nach Palermo 
als wichtigstem Einfuhrhafen Siziliens berücksich- 
tigt werden. 

Der Schwellenpreis für Rohzucker ist unter Berück- 
sichtigung einer Verarbeitungsspanne und eines 
pauschalen Werts für das Rendement vom Schwel- 
lenpreis für Weißzucker abzuleiten. Es empfiehlt 
sich, in diesem Fall dieselben Kriterien anzuwenden 
wie bei der Ableitung des Interventionspreises für 
Rohzucker. 


Der Schwellenpreis für Melasse ist so zu bestim- 
men, daß die bei der Festsetzung der Mindestpreise 
für Zuckerrüben berücksichtigten Erlöse der Fabri- 
ken aus Melasseverkäufen erzielt werden können - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für das Zuckerwirtschaftsjahr 
1975/1976. 

Artikel 2 

Für alle nicht in Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung 
(EWG) Nr . . ./74 aufgeführten Gebiete wird der ab- 
geleitete Interventionspreis für 100 kg Weißzucker 
festgesetzt auf: 

a) 33,27 Rechnungseinheiten für alle Gebiete in 
Italien; 

b) 30,52 Rechnungseinheiten für die französischen 
überseeischen Departements; 

c) 31,72 Rechnungseinheiten für alle Gebiete in Ir- 
land und im Vereinigten Königreich; 

d) 30,72 Rechnungseinheiten für die übrigen Gebiete 
der Gemeinschaft. 

Artikel 3 

1. Der Interventionspreis für 100 kg Rübenroh- 
zucker wird festgesetzt auf: 

a) 25,52 Rechnungseinheiten für das Hauptüber- 
schußgebiet der Gemeinschaft und die in Ar- 
tikel 2 Buchstabe d) genannten Gebiete; 

b) 27,87 Rechnungseinheiten für die unter Arti- 
kel 2 Buchstabe a) genannten Gebiete; 

c) 26,44 Rechnungseinheiten für die unter Arti- 
kel 2 Buchstabe c) genannten Gebiete. 

Dieser Interventionspreis gilt für Rohzucker der 
Standardqualität, unverpackt, ab Fabrik, verla- 
den auf ein vom Käufer gewähltes Beförderungs- 
mittel. 

2. Der in Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. . . ./74 genannte abgeleitete Interventions- 
preis für Rohzucker in den französischen über- 
seeischen Departements wird auf 25,80 Rech- 
nungseinheiten für 100 kg festgesetzt. 


Artikel 4 

1. Der Mindestpreis für eine Tonne Zuckerrüben 
und der Mindestpreis für eine Tonne Zucker- 
rüben außerhalb der Grundquote wird festgesetzt 
auf: 


3) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 89 
vom 10. April 1968, S. 3 
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a) 26,26 Rechnungseinheiten für die unter Arti- 
kel 2 Buchstabe a) genannten Gebiete; 

b) 24,24 Rechnungseinheiten für die unter Arti- 
kel 2 Buchstabe c) genannten Gebiete; 

c) 22,94 Rechnungseinheiten für die unter Arti- 
kel 2 Buchstabe d) genannten Gebiete. 


Artikel 5 

Der Schwellenpreis wird festgesetzt: 

a) für 100 kg Weißzucker auf 35,81 Rechnungsein- 
heiten; 

b) für 100 kg Rohzucker auf 30,66 Rechnungsein- 
heiten; 

c) für 100 kg Melasse auf 3,20 Rechnungseinheiten. 


Artikel 6 

Der Höchstbetrag der Produktionsabgabe nach Arti- 
kel 27 der Verordnung (EWG) Nr. . . ./74 wird auf 
0,00 Rechnungseinheiten für 100 kg Weißzucker fest- 
gesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates vom zur Festsetzung 

der Preise im Sektor Zucker und der Standardquaiität für Zuckerrüben für das 
Zuckerwirtschaftsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere , auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . ./74 
des Rates vom . . . über die gemeinsame Markt- 
organisation für Zucker^), insbesondere auf Arti- 
kel 2 Absatz 2, Artikel 3 Absatz 5 und Artikel 4 
Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Preise für Zucker ist so- 
wohl den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik als 
auch dem Beitrag Rechnung zu tragen, den die Ge- 
meinschaft zur harmonischen Entwicklung des Welt- 
" handeis leisten will; die gemeinsame Agrarpolitik 
zielt insbesondere darauf ab, der landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung eine angemessene Lebenshal- 
tung zu gewährleisten, die Versorgung sicherzustel- 
len und die Belieferung der Verbraucher zu ange- 
messenen Preisen zu gewährleisten. 

Damit diese Ziele erreicht werden, ist es notwen- 
dig, den Richtpreis für Zucker auf eine Höhe fest- 
zusetzen, die insbesondere unter Berücksichtigung 
der sich daraus für den Interventionspreis ergeben- 
den Höhe den Erzeugern von Zuckerrüben oder 
Zuckerrohr einen angemessenen Erlös sichert, ohne 
indes die Verbraucherinteressen zu vernachlässigen, 
und die geeignet ist, ein ausgeglichenes Verhältnis 
zwischen den Preisen für die wichtigsten landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse zu wahren. 

Da die Vermarktung des Zuckers wegen der Be- 
sonderheiten des Zuckermarktes nur mit relativ be- 
grenzten Risiken verbunden ist, kann bei der Fest- 
setzung des Interventionspreises für Zucker der 
Unterschied zwischen Richtpreis und Interventions- 
preis verhältnismäßig niedrig festgesetzt werden. 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben muß festgesetzt 
werden, indem der Interventionspreis sowie Pausch- 
beträge für die Kosten der Verarbeitung und der 
Lieferung der Zuckerrüben an die Fabrik berüdc- 
sichtigt werden und von einem Ausbeutesatz aus- 
gegangen wird, der für die Gemeinschaft auf 130 
Kilogramm Weißzucker je Tonne Zuckerrüben mit 
16 V. H. Zuckergehalt veranschlagt werden kann. 

Die vorstehend genannten Kosten können pau- 
schal für 100 Kilogramm Weißzucker auf 13,07 Rech- 


nungseinheiten veranschlagt werden; dieser Pausch- 
betrag ergibt sich aus der Summe der auf 11,81 Rech- 
nungseinheiten veranschlagten Verarbeitungsspanne 
und der auf 2,09 Rechnungseinheiten geschätzten 
Kosten der Lieferung der Zuckerrüben an die Fa- 
brik, wobei für Erlöse der Fabriken aus Melasse- 
verkäufen diese Summe um einen pauschalen Ab- 
schlag von 0,83 Rechnungseinheiten vermindert 
wird, der auf der Grundlage eines Rendements von 
38,5 Kilogramm je Tonne verarbeiteter Zuckerrüben 
und eines Ab-Fabrik-Preises für Melasse von 2,80 
Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm berechnet ist. 

Es ist zweckmäßig, als Standardqualität für Zuk- 
kerrüben eine Qualität zu wählen, die den Eigen- 
heiten der Erzeugung in den wichtigsten Zucker- 
rübenanbaugebieten der Gemeinschaft Rechnung 
trägt - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für das Zuckerwirtschaftsjahr 
1975/1976. 

Artikel 2 

1. Der Richtpreis für 100 Kilogramm Weißzucker 
wird auf 32,34 Rechnungseinheiten festgesetzt. 

2. Der Interventionspreis für 100 Kilogramm Weiß- 
zucker wird auf 30,72 Rechnungseinheiten fest- 
gesetzt. 

3. Das Hauptüberschußgebiet umfaßt die folgenden 
französischen Departements: Aisne, Somme, Oise. 

Artikel 3 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben, der für das in 
Artikel 2 Absatz 3 genannte Gebiet gilt, wird auf 
22,94 Rechnungseinheiten je Tonne bei Lieferung 
frei Sammelstelle festgesetzt. 


Artikel 4 

Zuckerrüben der Standardqualität sind von folgen- 
der Beschaffenheit: 

a) gesund und handelsüblich, 

b) 16 V. H. Zuckergehalt bei der Annahme. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


q Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . ./75 des Rates vom zur Änderung der 

im Zuckersektor geltenden Preise für das Zuckerwirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft,- insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des 
Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./74“), insbe- 
sondere auf Artikel 9 Absatz 7 erster Gedanken- 
strich, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 17 Ziffer 5 im An- 
hang zur Beitrittsakte ®), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Lage auf dem Zuckersektor hat sich seit den 
vom Rat im Oktober 1974 gefaßten Beschlüssen, vor 
allem über die während des noch verbleibenden 
Zeitraums des Zuckerwirtschaftsjahres 1974/1975 
geltenden gemeinsamen Zuckerpreise noch ver- 
schlechtert. Die auf dem Gemeinschaftsmarkt und 
auf dem Weltmarkt herrschende Verknappung 
nimmt ständig weiter zu. Außerdem ist die Ernte 
des laufenden Wirtschaftsjahres durch ein Rende- 
ment gekennzeichnet, das auf Grund schlechter kli- 
matischer Verhältnisse im Frühjahr und Sommer 

1974 erheblich unter dem Normalwert liegt. Da die 
Ernte als solche darüber hinaus in den meisten Ge- 
bieten der Gemeinschaft unter außerordentlich un- 
günstigen Bedingungen stattgefunden hat, waren die 
Erntekosten sehr hoch. 

Diese Situation könnte zu einem Rückgang der 
Zuckerrübenerzeugung führen. Um dies zu verhin- 
dern, ist es notwendig, bestimmte Maßnahmen zu 
ergreifen und als erstes umgehend die für den rest- 
lichen Zeitraum des Zuckerwirtschaftsjahres 1974/ 

1975 geltenden Preise erneut zu erhöhen, wobei 
diese Erhöhung als eine vorgezogene Anwendung 
eines Teils der für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 
vorgesehenen Preiserhöhung anzusehen ist. 


Diese Erhöhung sollte sich auch auf Ebene der 
Zu'ckerrübenerzeuger auswirken, indem die Käufer 
dazu verpflichtet werden, den Erzeugern für die im 
laufenden Wirtschaftsjahr gelieferten Zuckerrüben 
einen berichtigten Preis zu zahlen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Abweichend von dem Grundsatz der jährlichen Fest- 
setzung der Preise werden die im Anhang aufge- 
führten Preise und Beträge für den noch verblei- 
benden Zeitraum des Zuckerwirtschaftsjahres 1974/ 
1975 auf der im Anhang jeweils genannten Höhe 
festgesetzt. 


Artikel 2 

Die Zuckerhersteller berichtigen den Ankaufspreis 
für während des Zuckerwirtschaftsjahres 1974/1975 
gelieferte Zuckerrüben derart, daß dieser Preis min- 
destens dem bis 1. Februar 1975 geltenden Mindest- 
preis für Zuckerrüben, erhöht um fünf Zwölftel des 
Unterschieds zwischen diesem Mindestpreis und dem 
im Anhang genannten Preis, entspricht. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Sie ist vom 1. Februar 1975 an anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 
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Anhang 



Haupt- 

überschuß- 

gebiet 

Italien 

Ti j j Französische Alle Übrigen 
^ 'überseeische; Gebiete der 

SS- -sr ; Sir 

Richtpreis für 100 kg Weißzucker 

30,11 

- 

1 

j 

- 

Interventionspreis für 100 kg Weiß- 
zucker 

28,60 

— 

' 

— 

Abgeleiteter Interventionspreis für i 

1 00 kg Weißzucker 

— 

30,81 RE 

29,60 RE , 28,37 RE 

28,60 RE 

Interventionspreis für 100 kg Rüben- ^ 

rohzucker *) 

24,27 

26,30 RE 

25,19 RE 

24,27 RE 

Mindestpreis für Zuckerrüben und 
Mindestpreis für über die Grundquote 
hinaus erzeugte Zuckerrüben pro Tonne 

21,36 

24,23 RE 

! 

22,66 RE 

21,36 RE 


*) Dieser Preis gilt für Rohzucker der Standardqualität, unverpackt, ab Fabrik, verladen auf ein Transportmittel 
nach Wahl des Käufers. 


Abgeleiteter Interventionspreis in den fmnzösischen 
überseeischen Departements für Rohzucker im Sinne 
des Artikels 3 Absatz 4 der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG: 24,52 RE je 100 kg. 

Schwellenpreis: 

a) für Weißzucker : 33,03 RE je 100 kg 

b) für Rohzucker : 28,81 RE je 100 kg 

c) für Melasse : 3,20 RE je 100 kg 

Höchstbetrag der Produktionsabgabe je 100 kg Weiß- 
zucker: 0,00 RE. 

Der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c der Verord- 
nung Nr. 239/73 genannte Absatzpreis wird auf 
23,06 RE je 100 kg festgesetzt. 

Die Beihilfe der Raffinerien gemäß Artikel 3 Buch- 
stabe c der Verordnung (EWG) Nr. 239/73 wird auf 
1,13 RE je 100 kg festgesetzt. 


4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 1. Februar 1973, S. 14 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom 1975 zur 

Festsetzung des Erzeugerrichtpreises für Olivenöl für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 1707/ 
73 ^), insbesondere auf Artikel 4 Unterabsatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Erzeugerrichtpreises für 
Olivenöl ist sowohl den Zielen der gemeinsamen 
Agrarpolitik als auch dem Beitrag Rechnung zu tra- 
gen, den die Gemeinschaft zur harmonischen Ent- 
wicklung des Welthandels leisten will. Die gemein- 
same Agrarpolitik zielt iiisbesoriueie udrauf ab, der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung eine angemessene 
Lebenshaltung zu gewährleisten, die Versorgung 
sicherzustellen und die Belieferung der Verbraucher 
zu angemessenen Preisen zu gewährleisten. 

Der erwähnte Richtpreis ist nach den Kriterien der 
Artikel 4 und 5 der Verordnung Nr. 136/66/EWG für 
eine bestimmte Standardqualität festzusetzen. 


Die Gründe, die im vergangenen Wirtschaftsjahr 
zur Festsetzung der Standardqualität geführt haben, 
bestehen weiterhin. Es ist daher angebracht, diese 
Standardqualität unverändert beizubehalten. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Erzeugerrichtpreis höher als für das vergangene 
Wirtschaftsjahr festzusetzen. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 wird der Erzeu- 
gerrichtpreis für Olivenöl auf 165,63 Rechnungsein- 
heiten je 100 Kilogramm festgesetzt. 

Artikel 2 

Der in Artikel 1 genannte Preis bezieht sich auf 
handelsübliche („mittelfeines") Olivenöl, dessen Ge- 
halt an freien Fettsäuren, berechnet als Ölsäure, 
3 Gramm je 100 Gramm beträgt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 29. Juni 1973, S. 5 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . ./75 des Rates vom 1 975 

zur Festsetzung der Richtpreise und der Interventionsgrundpreise für Disaaten 
für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1 36/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1707/73 2), insbesondere auf Artikel 22 Absatz 2 
Unterabsatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Richtpreise und der Inter- 
ventionsgrundpreise für ’Ölsaaten ist sowohl den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik als auch dem 
Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels lei- 
sten will. Die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbe- 
sondere darauf ab, der landwirtschaftlichen Bevöl- 
kerung eine angemessene Lebenshaltung zu gewähr- 
leisten, die Versorgung sicherzustellen und für die 
Belieferung der Verbraucher zu angemessenen Prei- 
sen Sorge zu tragen. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Richtpreis und den Interventionsgrundpreis für Raps- 
und Rübsensamen sowie für Sonnenblumenkerne hö- 
her festzusetzen als für das vorhergehende Wirt- 
schaftsjahr. 

Die Preise für Ölsaaten müssen für bestimmte 
Standardqualitäten festgesetzt werden. Bei der Be- 
stimmung der Standardqualitäten ist von den Durch- 
schnittsqualitäten der in der Gemeinschaft geernte- 
ten Ölsaaten auszugehen. Die für das Wirtschafts- 
jahr 1974/1975 festgesetzte Qualität für Raps- und 
Rübsensamen und Sonnenblumenkerne entspricht 
diesen Erfordernissen und kann demnach für das 
folgende Wirtschaftsjahr beibehalten werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 werden die Richt- 
preise und die Interventionsgrundpreise für Öl- 
saaten wie folgt festgesetzt: 

Rechnungseinheiten 


je 100 kg 

a) Raps- und Rübsensamen: 

— Richtpreis 25,53 

— Interventionsgrundpreis 24,79 

b) Sonnenblumenkerne 

— Richtpreis 26,51 

— Interventionsgrundpreis 25,74 


Die Interventionspreise gelten für Genua. 


Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten Preise gelten für lose 
handelsübliche Ware, und zwar: 

a) für Raps- und Rübsensamen mit 2 v. H. Fremd- 
bestandteilen und in dieser unveränderten Saat 
mit 9 V. H. Feuchtigkeitsgehalt und 42 v. H. öl- 
gehalt; 

b) für Sonnenblumenkerne mit 2 v. H. Fremd- 
bestandteilen und in dieser unveränderten Saat 
mit 10 V. H. Feuchtigkeitsgehalt und 40 v. H. 
Ölgehalt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 29. Juni 1973, S. 5 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom 1975 über die 

Festsetzung der Produktionsbeihilfe für künstlich getrocknetes Futter für das 
Wirtschaftsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1067/74 
des Rates vom 30. April 1974 über die gemeinsame 
Marktorganisation für künstlich getrocknetes Fut- 
ter ^), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in der Erwägung, daß in Artikel 4 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1067/74 vorgesehen ist, daß bei der 
Festsetzung des Beihilfebetrages für künstlich ge- 
trocknetes Futter der Notwendigkeit Rechnung ge- 


tragen werden muß, eine bessere Versorgung der 
Gemeinschaft mit diesen Erzeugnissen zu gewähr- 
leisten; 

Die Anwendung dieses Kriteriums führt dazu, den 
Beihilfebetrag höher als für das vergangene Wirt- 
schaftsjahr festzusetzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Der Betrag der in Artikel 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1067/74 genannten Produktionsbeihilfe für 
künstlich getrocknetes Futter wird für das Wirt- 
schaftsjahr 1975/1976 auf 8 RE/Tonne festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 120 
vom 1. Mai 1974, S. 2 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom 1975 

zur Festsetzung der Beihilfe für Flachs und Hanf für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 
des Rates vom 29. Juni 1970 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Flachs und Hanf^), geändert 
durch die Beitrittsakte ^), insbesondere auf Artikel 4 
Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 sieht 
die jährliche Festsetzung der Beihilfe für in der 
Gemeinschaft erzeugten Flachs und Hanf vor. 

Nach Artikel 4 Absatz 2 der genannten Verord- 
nung wird die Beihilfe je Hektar Anbau- und Ernte- 
fläche so festgesetzt, daß das Gleichgewicht zwi- 
schen dem für die Gemeinschaft erforderlichen Pro- 
duktionsumfang und den Absatzmöglichkeiten für 
diese Erzeugung sichergestellt wird. Bei der Fest- 
setzung der Beihilfe müssen auch der Weltmarkt- 
preis für Fasern und Saaten von Flachs und Hanf 
sowie der Preis der anderen natürlichen konkurrie- 
renden Erzeugnisse berücksichtigt werden. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Beihilfebetrag höher als für das vergangene Wirt- 
schaftsjahr festzusetzen. 


Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 wurde die Bei- 
hilfe für Flachs für das Vereinigte Königreich nied- 
riger festgesetzt als für die anderen Mitgliedstaa- 
ten. Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 ist es gemäß 
Artikel 95 der Beitrittsakte angezeigt, den für das 
Vereinigte Königreich geltenden Beihilfebetrag an 
das gemeinsame Niveau anzunähern — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 wird die in Ar- 
tikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 vorge- 
sehene Beihilfe wie folgt festgesetzt: 

a) für Flachs 

— auf 128,20 Rechnungseinheiten/Hektar für das 
Vereinigte Königreich; 

— auf 188,15 Rechnungseinheiten/Hektar für die 
übrigen Mitgliedstaaten; 

b) für Hanf auf 158,75 Rechnungseinheiten/Hektar 
für sämtliche Mitgliedstaaten. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 4. Juli 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. 3. 1972, S. 14 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom zur Änderung 

des Anhangs zur Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 zur Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Saatgut 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der huro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
des Rates vom 26. Oktober 1971 zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut^), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1119/74 2), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gegenwärtig besteht in der Gemeinschaft eine 
Mangellage bei eiweißhaltigen Stoffen; es ist indes- 
sen notwendig, eine regelmäßige Versorgung des 
Marktes mit Futterhülsenfrüchten mit hohem Ei- 
weißgehalt, wie z. B. Felderbsen, sicherzustellen. 

Die Erzeugung von zertifiziertem Saatgut aus 
monözischem Hanf kann wegen der sehr erheblichen 
Kosten, die der Anbau dieser Art hoher Qualität 
erfordert, weder den Erzeugern ein ausgeglichenes 
Einkommen sichern noch der Marktnachfrage ge- 
nügen. 


Es ist somit angezeigt, die Möglichkeit vorzu- 
sehen, durch die Gewährung einer Beihilfe die Er- 
zeugung von Basissaatgut und zertifiziertem Saat- 
gut von Felderbsen und monözischem Hanf zu 
fördern: hierzu müssen diese Erzeugnisse im An- 
hang zur Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 aufgeführt 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Anhang zur Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
wird durch den Anhang zu dieser Verordnung er- 
setzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


^) Amtsblatt der Eiiropäiscb©n Gemeinscbaften Nr. L 246 
YOiaS. 11. “g 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 128 
vom 10. 5. 1974, S. 3 
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Anhang 


Nummer des Gemein- 

Samen Zolltarifs Warenbezeichnung 


ex 12.01 A 


Linum usitatissimum L. partim 
Cannabis sativa L. monoica 


Faserlein 
Monözischer Hanf 


1. Gramineae 


Gräser 


ex 12.03 C 


Arrhenatherum elatius (L.) 

J. et C. Presl. 

Dactylis glomerata L. 

Festuca arundinacea Schreb. 
Festuca ovina L. 

Festuca pratensis Huds. 
Festuca rubra L. 

Lolium multiflorum Lam. 
Lolium perenne L. 

Lolium X hybridum Hausskn. 
Phleum pratense L. 

Poa nemoralis L. 

Poa pratensis L. 

Poa travialis L. 


Glatthafer 

Knaulgras 

Rohrschwingel 

Schafschwingel 

Wiesenschwingel 

Rotschwingel 

Einjähriges und Welsches Weidelgras 

Deutsches Weidelgras 

Bastardweidelgras 

Wiesenlieschgras 

Hainrispe 

Wiesenrispe 

Gemeine Rispe 


2. Leguminosae 


Hülsenfrüchte 


ex 07.05 A I 
ex 07.05 A III 


ex 12.03 C 


Pisum arvense L 

Vicia faba L. ssp. faba var. 

equina Pers 

Vicia faba L. var. minor 
(Peterm.) bull. 

Medicago sativa L. 
Trifolium pratense L. 
Trifolium repens L. 

Vicia sativa L. 


Felderbsen 

Pferdbohne 

Kleine Feldbohne 

Blaue Luzerne 
Rotklee 
Weißklee 
Saatwicke 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. des Rates zur Festsetzung 
der Beträge der Beihilfe für Saatgut für das Wirtschaftsjahr 1 975/76 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCH A.FTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
des Rates vom 26. Oktober 1971 zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut^), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
. . .^), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei bestimmten im Anhang zur Verordnung 
(EWG) Nr. 2358/71 aufgeführten Saatgutarten, die 
im Vermarktungsjahr 1975/1976 vermarktet werden, 
ist dem Erzeuger auf Grund der Marktlage in der 
Gemeinschaft und ihrer voraussichtlichen Entwick- 
lung kein angemessener Erlös gewährleistet; es ist 
daher angebracht, einen Teil der Produktionskosten 
des Erzeugers durch die Gewährung einer Beihilfe 
auszugleichen. 


Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2358/71 ist bei der Festsetzung dieser Beihilfe 
einerseits zu berücksichtigen, daß das Gleichgewicht 
zwischen dem für die Gemeinschaft erforderlichen 
Produktionsumfang und den Absatzmöglichkeiten 
für diese Produktion sichergestellt werden muß; 
andererseits ist hierbei den Preisen der betreffen- 
den Erzeugnisse auf den Auslandsmärkten Rech- 
nung zu tragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 
Einziger Artikel 

Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 werden die Be- 
träge der in Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 
2358/71 vorgesehenen Beihilfe wie im Anhang an- 
gegeben festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 246 
vom 5. November 1971, S. 1 

2) Siehe Seite . . . dieses Amtsblatts 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C . . . 
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Anhang 


Nummer des Gemein- 
samen Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Höhe 

der Beihilfe 
(RE/100 kg) 

ex 12.01 A 

j 

Linum usitatissimum L. partim (Faserlein) 

12 

! 

Cannabis sativa L. (monoica) 

5 

i 

1. Gramineae 1 


ex 12.03 C 

i Arrhenatherum elatius (L.) J. et C. Presl. 

31 


Dactylis glomerata L. 

27 

1 

Festuca arundinacea Schreb. 

27 


Festuca ovina L. | 

19 


Festuca pratensis Huds. i 

21 


Festuca rubra L. 

18 


Lolium multiflorum Lam. 

11 


Lolium perenne L. (späte) 

18 


Lolium perenne L. (mittelspäte) 

14 


Lolium perenne (frühe) 

10 


Lolium X hybridum Hausskn. 

10 

i 

Phleum pratense L. 

31 


Poa nemoralis L. 

1 19 


Poa pratensis L. 

19 


Poa trivialis L. 

19 


2, Leguminosae 


ex 07.05 A I 

Pisum arvense L. 

5 

ex 07.05 A III 

Vicia faba L. ssp. faba var. equina Pers. 

5 


Vicia faba L. var. minor (Peterm.) bull 

5 

ex 12.03 C 

Medicago sativa L. (Ökotypen) 

8 


Medicago sativa L. (Sorten) 

12 


Trifolium pratense L. 

20 


Trifolium repens L. 

1 22 


Vicia sativa L. 

i 14 


Trifolium repens L. var giganteum 

25 
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Entwurf einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom zur Festsetzung 

der Orientierungspreise für Wein für die Zeit vom 16. Dezember 1975 bis zum 
15. Dezember 1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergän- 
zender Vorschriften für die gemeinsame Markt- 
organisation für Wein^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1532/74^), insbesondere auf 
Artikel 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Orientierungspreise für 
die einzelnen Tafelweinarten ist den Zielen der 
gemeinsamen Agrarpolitik wie auch dem Beitrag 
Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft zur har- 
monischen Entwicklung des Welthandels leisten 
will; die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbeson- 
dere darauf ab, der landwirtschaftlichen Bevölke- 
rung eine angemessene Lebenshaltung zu gewähr- 
leisten, die Versorgung zu sichern und die Beliefe- 
rung der Verbraucher zu angemessenen Preisen zu 
gewährleisten. 

Damit diese Ziele erreicht werden, müssen insbe- 
sondere auf Grund der jüngsten Preisentwicklung 
für die Zeit vom 16. Dezember 1975 bis zum 15. De- 
zember 1976 höhere Preise als für den vorhergegan- 
genen Zeitraum festgesetzt werden; zudem recht- 
fertigt die Marktlage eine stärkere Erhöhung für 


die Weine der Art R II, um den Preis dieses Tafel- 
weins auf die Höhe desjenigen der Tafelweinart RI 
anzuheben. 

Die Orientierungspreise müssen für jede gemäß 
der Verordnung (EWG) Nr. 945/70^) bestimmte 
Tafelweinart, die für die Gemeinschaftserzeugung 
repräsentativ ist, festgesetzt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für die Zeit vom 16. Dezember 1975 bis zum 15. De- 
zember 1976 wird der Orientierungspreis wie folgt 
festgesetzt: 

1. 1,84 RE je Grad/hl für die Tafelweinart R I, 

2. 1,84 RE je Grad/hl für die Tafelweinart R II, 

3. 28,71 RE je hl für die Tafelweinart R III, 

4. 1,73 RE je Grad/hl für die Tafelweinart A I, 

5. 38,26 RE je hl tür die Tafelweinart A II, 

6. 43,69 RE je hl für die Tafelweinart A IIL 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 
vom 21. Juni 1974, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 114 
vom 27. Mai 1970, S. 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates vom zur Festsetzung 

der Zielpreise und Interventionspreise sowie der Bezugsqualitäten für Tabakblätter 
der Ernte 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Rohtabak ^), 
zuletzt geändert durch die Beitrittsakte und insbe- 
sondere auf Artikel 2 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Ziel- und Interventions- 
preise für Tabakblätter, die noch nicht eine erste 
Bearbeitung und Aufbereitung erfahren haben, ist 
sowohl den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik 
als auch dem Beitrag Rechnung zu tragen, den die 
Gemeinschaft zur harmonischen Entwicklung des 
Welthandels leisten will; die gemeinsame Agrar- 
politik zielt insbesondere darauf ab, der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung eine angemessene Lebens- 
haltung zu gewährleisten, die Versorgung sicherzu- 
stellen und die Belieferung der Verbraucher zu an- 
gemessenen Preisen zu gewährleisten. 

Die Ziel- und Interventionspreise für jede Sorte 
der Gemeinschaftserzeugung und für eine Bezugs- 
qualität jeder Sorte müssen nach den in Artikel 2 
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 genann- 
ten Kriterien festgesetzt werden, um die Ausrich- 
tung der Erzeugung insbesondere im Sinne der Um- 
stellung des Anbaus auf die meistgefragten und 
wettbewerbsfähigsten Sorten zu fördern. 


Die Anwendung dieser Regeln und die Bemühun- 
gen um eine weitergehende Harmonisierung bei der 
Bestimmung des Zielpreises für die verschiedenen 
Sorten der gleichen Sortengruppe führen dazu, die 
Preise für jede Tabaksorte der Ernte 1975 so fest- 
zusetzen, daß die Preisstaffelung der tatsächlichen 
Lage des immer stärker verflochtenen Gemein- 
schaftsmarktes besser entspricht - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die in Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe c) der Verord- 
nung (EWG) Nr. 727/70 genannten Bezugsqualitäten 
für jede Tabaksorte der Gemeinschaftserzeugung 
werden für die Ernte 1975 im Anhang I festgelegt. 


Artikel 2 

Die in Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
genannten Ziel- und Interventionspreise für Tabak- 
blätter werden für die Ernte 1975 im Anhang II fest- 
gelegt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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Anhang I 


Tabaksorten: Sorten und deren Bezugsqualitäten 


Lfd. Nr. 


Sorte 


1 a) Badischer 

Geudertheimer 


b) Forchheimer 
Havanna II c 


2 


Badischer Burley E 


3 


Virgin SCR 


Bczugsqualität 

„Hauptgut" (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1: Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von dunkel- 

brauner bis dunkelmelierter Farbe, ausgeglichene 
Blattgröße 

Aufmachung: Sortierter und mit fremder Bindung gebüscheiter 
Tabak 

Feuchtigkeit: 26 v. H. 

„Hauptgut" (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1 : Reife, gesunde, unbeschädigte, schnittfeste Blätter von 

fütlichbrauner bis hellbrauner Farbe, ausgeglichene 
Blattgröße 

Aufmachung: Sortierter und mit fremder Bindung gebüscheiter 
Tabak 

Feuchtigkeit: 25 v. H. 

Blätter der Klasse 1 

Klasse 1 : Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von gelber bis 

gelbroter Farbe. Abweichungen als bräunliche bis 
grünlichgelbe Verfärbungen sind bis zu einem Drittel 
der Blattfläche zulässig 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter Tabak 

Feuchtigkeit: 19 v. H. 


a) Paraguay und 
Hybriden 

b) Dragon vert und 
Hybriden 


5 


Nijkerk 


Mittlere Blätter (Leaves) der Klasse 2 

Klasse 2: Blätter mit nicht zu auffälligen Fehlern sowohl hin- 

sichtlich der Brennfähigkeit als auch der Färbung, des 
Blattgewebes oder der Reife (Überreife oder Unreife) 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen gelegter 
(capse) Tabak 

Feuchtigkeit: 27 v. H. 

Obere Blätter (Tips) der Klasse 2 

Klasse 2: - Entweder Blätter zweiter Länge (45 cm oder weni- 

ger), sehr zugfest, fleischig, unbeschädigt, wider- 
standsfähig und elastisch, mit nicht herausragender 
Äderung, von guter Reife, die sich durch braune 
bis dunkelbraune Farbe lebhaften Tons ausdrückt 

- oder Blätter erster Länge (über 45 cm), noch zug- 
fest, fleischig, noch unbeschädigt, widerstandsfähig, 
mit mehr oder weniger auffallender Äderung, mit 
Farbabweichungen außer flaschengrün 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen gelegter 
(capse) Tabak 

Feuditigkeit: 27 v. H. 
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Lfd. Nr. 


Sorte 


6 


Burley (Burley X Bel) 


Bezugsqualität 

Mittlere obere Blätter (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1: Gut ausgereifte Blätter von rötlichbrauner lebhafter 

oder ziemlich lebhafter Farbe, sehr wenig meliert, mit 
einem Blattgewebe mittlerer bis feiner Textur und 
nicht zu fester Körnung, von mittlerer Blattigkeit 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen gelegter 
(capse) Tabak 

Feuchtigkeit: 26 v. H. 


7 


a) Misionero 
und Hybriden 

b) Rio Grande 
und Hybriden 


Blätter der 2. Qualität 

2. Qualität: Voll entwickelte Blätter von mehr als 45 cm Länge, 
kein grobes Blattgewebe, helle, etwas gelbliche Farbe, 
lebhafte oder ziemlich lebhafte Tönung, ausreichend 
fest und ziemlich unbeschädigt, von einigermaßen 
guter Brennfähigkeit. 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen gelegter 
(capse) Tabak 

Feuchtigkeit: 27 v. H. 


8 


a) Philippin 


Blätter der Klasse MG 


b) Petit Grammont 
(Flobecq) 

c) Burley (Ergo X 
6410 und Ergo X 
Bursana) 


Klasse MG: Mittlere Blätter, große (Leaves) 
Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter Tabak 
Feuchtigkeit: 25 v. H. 


9 


a) Semois 

b) Appelterre 


Blätter der Klasse G 
Klasse G: Große gesunde Blätter 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter Tabak 
Feuchtigkeit: 25 v. H. 


10 Bright 


11a) Burley I 


Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, sorgfältig getrocknet, mit 

offener Textur und nicht zu auffälligen Rippen und 
Adern, gesund, von gelber Farbe und in verschiede- 
nen Tönen 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen zu 30 bis 40 kg 
Feuchtigkeit: 16 v. H. 


Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, sorgfältig getrocknet, mit 

offener Textur, auch fest, mit nicht zu auffälligen 
Rippen und Adern, gesund, von mehr oder weniger 
lebhafter nußbrauner Farbe 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen von 30 bis 40 kg oder in 
Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 bis 
30 Blättern 

Feuchtigkeit: 19 v. H. 
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Lfd. Nr. 


11b) 


Sorte 


Maryland 


a) Kentucky und 
Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Salento 


13 


a) Nostrano del 
Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 


14 


Beneventano 


15 

16 
17 


Xanti-Yakä 

Perustitza 

Erzegovina und 
Hybriden 


I 


Bezugsqualität 


Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, mit einigen leichten Trock- 

nungsfehlern, sehr wenig meliert, mit einem Blatt- 
gewebe mittlerer Textur, mit nicht zu auffälligen 
Rippen und Adern, von rötlichbrauner, eher lebhafter 
Farbe 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen von 30 bis 40 kg oder in 
Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 bis 
30 Blättern 

Feuchtigkeit: 19 v. H. 


Blätter der Klasse B 

Klasse B: Vollreife Blätter mit festem Blattgewebe, sorgfältig 

getrocknet und erhalten, von brauner Farbe, mit eini- 
gen Beschädigungen 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 
bis 30 Blättern 

Feuchtigkeit: 23 v. H. 


Blätter der Klasse B 

Klasse B: Blätter mit festem oder leichtem Blattgewebe, gesund, 

ohne Trocknungsfehler oder in herkömmlicher Weise 
teilfermentiert, von brauner oder auch dunkelbrauner 
Farbe, mit unbedeutenden Beschädigungen 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 
bis 30 Blättern 

Feuchtigkeit: 22 v. H. 


Blätter der Klasse B 

Blasse B: Blätter genügender Reife, mit festem Blattgewebe 

oder auch grob oder mager, unwesentlichen Fehlern 
infolge von Trocknung und Teilfermentierung und 
Beschädigungen 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 
bis 30 Blättern 

Feuchtigkeit: 24 v. H. 


Blätter der Klasse B 

Klasse B: Genügend gesunde und reife Blätter, mit einigen 

leichten Trocknungsfehlern, mit meist leichtem Blatt- 
gewebe, von gelber bis brauner Farbe, mit auffallen- 
den Beschädigungen, aber gut erhalten, auch von 
unteren Blättern 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen von 15 bis 20 kg oder in Kisten 
mit „Girlanden" von Blättern zu 30 bis 40 kg 

Feuchtigkeit: 17 v. H. 
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Lfd. Nr. I Sorte 

18 a) Round Tip 

b) Scafati 

c) Sumatra 1 


19 a) Brasile Selvaggio 

b) andere Sorten 


Bezugsqualität 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Nadi ihrer Länge in folgendem Verhältnis sortiert, 

mittlere untere Blätter: 

erste Länge (38 cm und mehr) 60 v. H. 
zweite Länge (32 bis unter 38 cm) 35 v. H. 
dritte Länge (25 bis 32 cm) 5 v. H. 

Blätter guter Formung, vollreif und einheitlich ge- 
färbt, gesund, unbeschädigt und von feinem Blatt- 
gewebe, elastisdi und widerstandsfähig, ohne heraus- 
ragende Rippen oder Adern, gut teilfermentiert und 
gut erhalten, von guter Brennbarkeit, typischem 
Gesdimack und Aroma, als Zigarrendeckblatt ge- 
eignet. Mit etwa 25 v. H. beschädigten Blättern. 

Aufmadiung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 

Feuchtigkeit: 22 v. H. 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Feste, gut entwickelte Blätter von grüner Farbe, mit 

scharfem alkoholisdiem Aroma 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 

Feuchtigkeit: 20 v. H. 
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Anhang II 


Ziel- und Interventionspreise für Tabakblätter 


Lfd. Nr. 

Sorte 

Zielpreis 

RE/kg 

InterventionS' 

preis 

RE/kg 

1 

a) Badischer Geudertheimer 

b) Forchheimer Havanna II c 

2,141 

1,927 

2 

Badischer Burley E 

2,661 

2,395 

3 

Virgin SCR 

2,610 

2,349 

4 

a) Paraguay und Hybriden 

b) Dragon vert und Hybriden 

1,851 

1,666 

5 

Nijkerk 

1,864 

1,678 

6 

Burley (Burley x Bel) 

2,091 

1,882 

7 

a) Misionero und Hybriden 

b) Rio Grande und Hybriden 

1,697 

1,527 

i 

8 

a) Philippin 

b) Petit Grammont (Flobecq) 

c) Burley (Ergo x 6410 und Ergo x Bursana) 

1,429 

1,286 

9 

a) Semois 
b) Appelterre 

1,712 

1,541 

10 

Bright 

2,076 

1,868 

11 a) 

Burley I 

1,579 

1,421 

11 b) i 

Maryland 

1,798 

1,618 

12 

a) Kentucky und Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

1,661 

1,495 

13 

a) Nostrano del Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

1,635 

1,472 

14 

Beneventano 

1,289 

1,160 

15 

Xanti - Yakä 

2,329 

2,096 

16 

Perustitza 

2,206 

1,985 

17 

Erzegovina und Hybriden 

1,961 

1,765 

18 

a) Round Tip 

b) Scafati 

c) Sumatra I 

10,802 

9,722 

19 

a) Brasile Selvaggio 

b) übrige Sorten 

1,025 

0,923 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. des Rates vom 

zur Festsetzung der abgeleiteten Interventionspreise und der Bezugsqualitäten 
für Tabakballen der Ernte 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Roh- 
tabak ^), zuletzt geändert durch die Beitrittsakte ^), 
insbesondere auf Artikel 6 Absatz 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für Tabakballen aus in der Gemeinschaft geernte- 
ten Tabakblättern, die eine erste Bearbeitung und 
Aufbereitung erfahren haben, können jährlich für 
die Ernte des folgenden Kalenderjahres abgeleitete 
Interventionspreise festgesetzt werden. 

Es empfiehlt sich, auch für die Ernte 1974 abge- 
leitete Interventionspreise für Sorten festzusetzen, 
für welche vor Inkrafttreten der gemeinsamen 
Marktorganisation eine Preisgarantie für Tabak- 
ballen gewährt wurde; das gleiche gilt für die haupt- 
sächlich in Deutschland angebauten Sorten, um den 
dortigen Handelsgewohnheiten Rechnung zu tragen. 

Die Interventionspreise sind für jede Sorte der 
Gemeinschaftserzeugung und für eine Bezugsquali- 
tät festzusetzen, die der Durchschnittsqualität der 
Tabakballen entspricht, die durch erste Bearbeitung 
und durch Aufbereitung von Tabakblättern der für 
den Zielpreis maßgebenden Bezugsqualität der 
gleichen Sorte hergestellt wurden. 

Zu diesem Zweck müssen die Bezugsqualitäten so 
festgelegt werden, daß sie eine möglichst sachliche 
Bewertung der Qualität der Tabakballen erlauben; 
es empfiehlt sich, nach Anpassung an die besonde- 
ren Merkmale der Tabakballen die entsprechenden 
Bezugsqualitäten für Tabakblätter zugrunde zu le- 
gen, die in der Verordnung (EWG) Nr. . . . des 
Rates vom . . . zur Festsetzung der Zielpreise und 
Interventionspreise sowie der Bezugsqualitäten für 
Tabakblätter der Ernte 1974®) festgelegt sind; Ta- 
bakballen, die den auf diese Weise bestimmten 


Merkmalen entsprechen, können als repräsentativ 
für ciie Durchschnittsqualität der Tabakballen be- 
trachtet werden, die durch erste Bearbeitung und 
durch Aufbereitung von Tabakblättern der entspre- 
chenden Bezugsqualität hergestellt wurden. 

Nach Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 727/70 entspricht der abgeleitete Interventions- 
preis für eine bestimmte Sorte dem nach Artikel 2 
der genannten Verordnung für Tabakblätter der 
gleichen Sorte festgesetzten Interventionspreis zu- 
züglich der Kosten der ersten Bearbeitung und der 
Aufbereitung von Tabakblättern aus der Gemein- 
schaftserzeugung zu Tabakballen; die pauschale 
Schätzung dieser Kosten, wie sie bei den voran- 
gehenden Festsetzungen der abgeleiteten Interven- 
tionspreise durchgeführt wurde, ist zu überprüfen, 
um einerseits den Kostensteigerungen und anderer- 
seits der Steigerung der Produktivität Rechnung zu 
tragen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe c) der Verord- 
nung (EWG) Nr, 727/70 genannten Bezugsqualitäten 
für die einzelnen Sorten von Tabakballen aus der 
Gemeinschaftserzeugung, für die ein abgeleiteter 
Interventionspreis festgelegt wird, werden für die 
Ernte 1975 im Anhang I festgesetzt. 


Artikel 2 

Die in Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
genannten abgeleiteten Interventionspreise für Ta- 
bakballen werden für die Ernte 1975 im Anhang II 
festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S, 14 

3) Siehe Seite . . . dieses Amtsblatts 
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Anhang I 


Tabakballen: Sorten und deren Bezugsqualitäten 


Lfd. Nr. 

Sorte 

Bezugsqualitäten 

1 

a) Badischer 
Geudertheimer 

b) Forchheimer 
Havanna II c 

„Hauptgut" (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1: Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von melierter 

bis dunkelbrauner Farbe; ausgeglichene Blattgröße ; 
normal fermentiert 

Aufmachung: In Ballen oder Kisten von etwa 75 bis 175 kg oder in 
Fässern von etwa 225 bis 450 kg 

Feuchtigkeit: 16 v. H. 

2 

Badischer Burley E 

„Hauptgut" (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1 : Reife, gesunde, unbeschädigte, schnittfeste Blätter von 

hellbrauner, rötlichbrauner bis dunkelbrauner Farbe; 
ausgeglichene Blattgröße; normal fermentiert 

Aufmachung: In Ballen oder Kisten von etwa 75 bis 175 kg oder in 
Fässern von etwa 225 bis 450 kg 

Feuchtigkeit: 15 v. H. 

3 

Virgin SCR 

Blätter der Klasse 1 

Klasse 1: Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von gelber, 

gelb-roter bis gelb-bräunlicher Farbe; normal fermen- 
tiert 

Aufmachung: In Ballen oder Kisten von etwa 75 bis 175 kg oder in 
Fässern von etwa 225 bis 450 kg 

Feuchtigkeit: 13v. H. 

10 

Bright 

Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, sorgfältig bearbeitet, mit 

offener Textur und nicht zu auffälligen Rippen und 
Adern, gesund, von gelber Färbung in verschiedenen 
Tönen 

Aufmachung: In Fässern von etwa 330 bis 350 kg 

Feuchtigkeit: 13 v. H. 

11a) 

Burley I 

Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, sorgfältig bearbeitet, mit 

offener Textur, auch fest, mit nicht zu auffälligen 
Rippen und Adern, gesund, von mehr oder weniger 
lebhafter nußbrauner Färbung 

Aufmachung: In Fässern von etwa 330 bis 350 kg 

Feuchtigkeit: 13 v. H. 
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Lfd. Nr. 

Sorte 

Bezugsqualität 

11b) 

Maryland 

Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, mit einigen leichten Bear- 

beitungsfehlern, auch leicht meliert, mit einem Blatt- 
gewebe von mittlerer Textur und nicht zu auffälligen 
Rippen und Adern, gesund, von mehr oder weniger 
rötlichbrauner Farbe 

Aufmachung: In Fässern von etwa 330 bis 350 kg 

Feuchtigkeit: 13 v. H. 

12 

a) Kentucky 
und Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

Blätter der Klasse B 

Klasse B; Vollreife Blätter mit festem Blattgewebe, sorgfältig 

bearbeitet und erhalten, von brauner Färbung, mit 
einigen Beschädigungen 

Aufmachung: In Fässern von etwa 350 kg 

Feuchtigkeit: 16 v. H. 

13 

a) Nostrano del 
Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

Blätter der Klasse B 

Klasse B : Blätter mit festem oder leichtem Blattgewebe, gesund, 

sorgfältig bearbeitet und fermentiert, von brauner 
oder auch dunkelbrauner Färbung, mit unbedeutenden 
Beschädigungen 

Aufmachung: In Ballen von etwa 170 bis 180 kg 

Feuchtigkeit: 18 v, H. 

14 

Beneventano 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Blätter genügender Reife, mit festem Blattgewebe 

oder auch grob oder mager, mit unwesentlichen Bear- 
beitungs-, Fermentierungsfehlern und Beschädigungen 

Aufmachung: In Ballen von etwa 120 kg oder in Fässern von etwa 
330 kg 

Feuchtigkeit: 16 v. H. 

15 

Xanti-Yakä 

Blätter der Klasse B 

16 

Perustitza 

Klasse B: Genügend gesunde und reife Blätter mit einigen leich- 

17 

-Erzegovina und 
Hybriden 

ten Bearbeitungsfehlern, mit meist leichtem Blatt- 
gewebe, von gelber bis brauner Färbung, mit auf- 
fallenden Beschädigungen, aber gut erhalten, auch 
von unteren Blättern 

Aufmachung: Kleine Ballen von etwa 18 bis 21 kg 

Feuchtigkeit: 13 v. H. 

18 

a) Round Tip 

b) Scafati 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Nach ihrer Länge mit folgendem Verhältnis sortierte 

mittlere untere Blätter: 

erste Länge (38 cm und mehr): 60 v. H. 
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Lfd. Nr. i Sorte Bezugsqualität 

c) Sumatra I zweite Länge (32 cm bis unter 38 cm) : 25 v. H. 

dritte Länge (25 cm bis unter 32 cm) : 5 v. H. 

Gut proportionierte Blätter, vollreif und einheitlich 
gefärbt, gesund, ohne Beschädigungen, von feinem 
Blattgewebe, elastisch und widerstandsfähig, ohne 
herausragende Rippen und Adern, voll fermentiert 
und gut erhalten, von guter Brennfähigkeit, mit typi- 
schem Geschmack und Aroma, als Zigarrendeckblatt 
geeignet, mit etwa 25 v. H. gebrochenen Blättern 

Aufmachung: In Ballen von etwa 80 bis 90 kg 
^ Feuchtigkeit: 16v. H. 
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Anhang II 


Abgeleitete Interventionspreise für Tabakballen 


Lfd. Nr. 

Sorte 

1 

i 

a) Badischer Geudertheimer 

b) Forchheimer Havanna II c 

2 

1 

Badischer Burley E 

i 

3 1 

i 

Virgin SCR 

10 1 

Bright 

11 a) 

Burley I 

11 b) i 

Maryland 

12 

a) Kentucky und Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

13 

a) Nostrano del Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

14 

Beneventano 

15 

Xanti-Yakä 

1 

16 

i 

Perustitza 

17 

Erzegovina und Hybriden 

18 

a) Round Tip 


b) Scafati 

c) Sumatra I 


Abgeleitete 

Interventionspreise 

RE/kg 

2,975 

3,434 

3,003 

2,626 

2,166 

2,392 

2,131 

2,200 

1,670 

3,365 

2,947 

2,660 

14,474 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates zur 

Festsetzung der Beträge der den Käufern von Tabakblättern gewährten Prämie 
für die Ernte 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Rohta- 
bak zuletzt geändert durch die Beitrittsakte ^), 
und insbesondere auf Artikel 2 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die den Käufern der einzelnen Sorten von Tabak- 
blättern gewährte Prämie soll die Verwirklichung 
des Zielpreises und den Absatz des in der Gemein- 
schaft erzeugten Tabaks gewährleisten. 

Zu diesem Zweck muß die Prämie auf einen Be- 
trag festgesetzt werden, der für jede Sorte aus zwei 
Teilbeträgen besteht: aus einem Teilbetrag, bei 
dessen Festsetzung die Absatzmöglichkeiten auf dem 
Markt der Gemeinschaft und gegebenenfalls der 
Einfluß der Preisentwicklung bei eingeführtem Ta- 
bak berücksichtigt werden, der mit dem in der Ge- 
meinschaft erzeugten Tabak als Austauscherzeugnis 
in Wettbewerb steht, sowie aus einem pauschalen 
Teilbetrag zur Sicherstellung der Preis- und Ein- 
kommensgarantie sowie des Absatzes des in der 
Gemeinschaft erzeugten Tabaks. 

Bei der Festsetzung des Prämienbetrags für Ta- 
bakblätter sind die Absatzmöglichkeiten für Tabak- 
ballen zu ermitteln; zu diesem Zweck sind bei jeder 
Sorte die Kosten der ersten Bearbeitung und der 
Aufbereitung zu berücksichtigen; diese Kosten müs- 
sen den Kosten gut geführter, in der Gemeinschaft 
ansässiger Unternehmen entsprechen; es empfiehlt 
sich, auch die durchschnittlichen Gewichtsverluste je 
Sorte bei der ersten Bearbeitung und Aufbereitung 
zu berücksichtigen. 

Der Prämienbetrag, der grundsätzlich für die ge- 
samte Tabakerzeugung der betreffenden Sorte gilt, 
muß je Kilogramm Tabakblätter, die keine erste Be- 
arbeitung oder Aufbereitung erfahren haben, für 
jede Sorte der Gemeinschaftserzeugung und für die 
entsprechende Bezugsqualität festgesetzt werden. 

Die Anwendung dieser Regeln und Maßstäbe auf 
die Marktlage bei Rohtabak führt dazu, daß bei der 
Festsetzung der Prämie von den Preisen der Tabak- 
ballen ausgegangen wird; dieser Tabak ist ein Ge- 
genstand des Welthandels. 


Der Selbstkostenpreis für die in der Gemeinschaft 
erzeugte Tabakballen liegt über einem Preis dieses 
Tabaks, der diesen mit den Preisen des als Aus- 
tauscherzeugnis eingeführten Tabaks wettbewerbs- 
fähig machen würde, und über den Preisen, die die 
Käufer zu zahlen bereit sind. Die Prämie, die den 
Käufern von in der Gemeinschaft erzeugtem Tabak 
gewährt wird, soll es diesen ermöglichen, den Er- 
zeugern von Tabakblättern einen auf der Höhe des 
Zielpreises liegenden Preis zu zahlen. 

Da der Markt derzeit in zunehmendem Maße inte- 
griert erscheint, empfiehlt es sich, den Prämien- 
betrag nicht entsprechend den für die Ernte 1975 
festgesetzten Änderungen des Zielpreises sov/ie der 
Kosten der ersten Bearbeitung und der Aufberei- 
tung zu ändern, sondern die Prämienbeträge unter 
Berücksichtigung der Preisentwicklung auf dem 
Weltmarkt den Preisen anzupassen, die sich aus 
Angebot und Nachfrage auf dem Gemeinschafts- 
niarkt ergeben. 

Der Betrag des Unterschieds zwischen dem berech- 
neten Preis und dem Selbstkostenpreis ist für Ta- 
bakballen berechnet worden; durch eine der oben 
beschriebenen Umrechnung entgegengesetzte Be- 
rechnung ist dieser Betrag für Tabakblätter zu er- 
mitteln. 

Gemäß Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 727/70 kann die Prämie aus- 
nahmsweise auf einen Betrag festgesetzt werden, 
der über oder unter dem Betrag liegt, der normaler- 
weise auf die gesamte Erzeugung einer bestimmten 
Tabaksorte angewendet wird; von dieser Möglich- 
keit sollte bei der geringeren Qualität der Sorte 
Virgin SCR Gebrauch gemacht werden, deren Wert 
wesentlich geringer ist als der Wert der Bezugs- 
qualität - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Die Beträge der in Artikel 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 727/70 genannten Prämie, die den Käufern von 
Tabakblättern gewährt wird, werden für die Ernte 
1975 im Anhang festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 

vom 27. März 1972, S. 14 
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Anhang 


Prämienbetrag pro Kilogramm Tabakblätter 


Lfd. Nr. 

Sorten 

Betrag RE/kg 

1 

a) Badischer Geudertheimer 

b) Forchheimer Havanna II c) i 

1,370 

2 

Badischer Burley E 

1,352 

3 

Virgin SCR 

1,247 1) 

4 

a) Paraguay und Hybriden 

b) Dragon vert und Hybriden 

1,057 

5 

Nijkerk 

1,119 

6 

Burley (Burley x Bel) 

0,930 

7 

1 

a) Misionero und Hybriden ! 

b) Rio Grande und Hybriden , 

1,028 

8 

a) Philippin 

b) Petit Grammon (Flobecq) 

c) Burley (Ergo x 6410 und Ergo x Bursana) 

0,765 

9 

a) Semois 

b) Appelterre 

0,918 

10 

Bright 

1,100 

11 a) 

Burley I 

0,688 

11 b) 

Maryland 

0,848 

12 

a) Kentucky und Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

0,646 

13 

a) Nostrano del Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

1,180 

i 

i 

14 

Benevantano 

0,823 

15 

Xanti-Yakä 

1,445 

1 

16 

Perustitza 

1,358 

17 

Erzegovina und Hybriden 

; 1,202 

18 

! a) Round Tip 

; b) Scafati 

c) Sumatra I 

5,155 

19 

a) Brasile Selvaggio 

b) andere Sorten 

0,245 


1) Ausgenommen die geringere Qualität (Klasse III), für welche die Prämie 0,640 RE/kg beträgt. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom zur Festsetzung 

der Grund- und Ankaufspreise für Obst und Gemüse für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
des Rates vom 18. Mai 1972 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Obst und Gemüse^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2745/72 2), 
insbesondere auf Artikel 16 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1035/72 sind für die einzelnen Erzeug- 
nisse des Anhangs II der betreffenden Verordnung 
für jedes Wirtschaftsjahr ein Grundpreis und ein 
Ankaufspreis festzusetzen. Die Vermarktung der 
betreffenden, während eines bestimmten Erzeu- 
gungsjahres geernteten Erzeugnisse findet in fol- 
genden Zeiträumen statt: 


— Blumenkohl: 

von Mai bis April des 
folgenden Jahres, 

— Tomaten: 

von Januar bis Dezember, 

— Pfirsiche: 

von Mai bis Oktober, 

— Zitronen: 

von Juni bis Mai des 
folgenden Jahres, 

— Birnen: 

von Juni bis Mai des 
folgenden Jahres, 

— Tafeltrauben: 

von Mai bis April des 
folgenden Jahres, 

— Äpfel: 

von Juli bis Juni des 
folgenden Jahres, 

— Mandarinen: 

von November bis März des 
folgenden Jahres, 

— Süßorangen: 

von Oktober bis Juni des 
folgenden Jahres. 


Gemäß Artikel 16 Absatz 1 Unterabsatz 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 ist jedoch für die 
Zeiträume mit schwacher Vermarktung zu Beginn 
und am Ende des Wirtschaftsjahres weder ein 
Grund- noch ein Ankaufspreis festzusetzen. 

Bei der Festsetzung der Grundpreise und der An- 
kaufspreise für Obst und Gemüse ist sowohl den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik als auch dem 
Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels lei- 
sten will. Die gemeinsame Agrarpolitik hat insbe- 


sondere zum Ziel, der landwirtschaftlichen Bevölke- 
rung eine angemessene Lebenshaltung zu gewähr- 
leisten, die Versorgung sicherzustellen und die Be- 
lieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen 
zu gewährleisten. 

Die Grundpreise müssen auf der Grundlage der 
Entwicklung des Mittels der Notierungen festge- 
setzt werden, die in den letzten drei Jahren auf den 
repräsentativsten Produktionsmärkten der Gemein- 
schaft für ein Erzeugnis mit genau festgelegten Han- 
delseigenschaften wie Sorte oder Art, Güteklasse, 
Größenklasse und Verpackung festgestellt wurden. 
Die Ankaufspreise sind gemäß Artikel 16 Absatz 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 im Verhältnis 
zum Grundpreis festzusetzen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

1. Für die Zeit vom 1. Mai 1975 bis zum 30. April 
1976 werden der Grundpreis und der Ankaufs- 
preis für Blumenkohl, ausgedrückt in Rechnungs- 
einheiten je 100 kg Eigengewicht, wie folgt fest- 
gesetzt: 



Grundpreis 

Ankaufspreis 

Mai 

10,40 

4,55 

Juni 

13,13 

5,70 

Juli 

10,82 

4,65 

August 

10,82 

4,65 

September 

12,29 

5,18 

Oktober 

13,02 

5,49 

November 

9,77 

4,23 

Dezember 

9,77 

4,23 

Januar 

9,77 

4,23 

Februar 

8,61 

3,71 

März 

9,45 

4,02 

April 

9,66 

4,23 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für 
folgende verpackte Erzeugnisse: 

— Blumenkohl mit Blättern, der Güteklasse I, 
während der Monate Mai, November, De- 
zember, Januar, Februar, März und April, 

— Blumenkohl, gestutzt, der Güteklasse I, wäh- 
rend der Monate Juni, Juli, August, Sep- 
tember und Oktober. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 147 
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Artikel 2 

1. Für die Zeit vom 1. Juni bis zum 30. November 
1975 werden der Grundpreis und der Ankaufs- 
preis für Tomaten, ausgedrüdct in Redinungs- 
einheiten je 100 kg Eigengewicht, wie folgt fest- 
gesetzt: 


Juni erste Dekade 

Grundpreis 

Ankaufspreis 

zweite Dekade 

17,07 

7,10 

dritte Dekade 

14,97 

6,47 

Juli 

12,87 

5,32 

August 

10,87 

4,58 

September 

11,92 

5,00 

Oktober 

15,49 

6,37 

November 

16,96 

7,52 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für 
„runde“ und „gerippte“ Tomaten der Güte- 
klasse I, Größe 57/67 mm, und „längliche" To- 
maten der Güteklasse I, Größe 40/47 mm, in 
Verpackungen. 


Artikel 3 

1. Für die Zeit vom 1, Juni bis 30. September 1975 
werden der Grundpreis und der Ankaufspreis 
für Pfirsiche (außer Brugnolen und Nektarinen), 
ausgedrückt in Rechnungseinheiten je 100 kg 
Eigengewicht, wie folgt festgesetzt; 

Grundpreis Ankaufspreis 
Juni 24,79 15,07 

Juli bis September 22,90 14,13 

2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für fol- 
gende verpackte Erzeugnisse: 

— Pfirsiche der Sorte Figor di Maggio (May 
Flower), der Güteklasse I, Größe 51/61 mm, 
im Juni; 

— Pfirsiche der Sorten Amsden, Charles Ingouf 
und Sant' Anna, der Güteklasse I, Größe 
61/67 mm, im Juli; 

— Pfirsiche der Sorten Red Haven und Fair 
Haven, der Güteklasse I, Größe 61/67 mm, 
im August; 

— Pfirsiche der Sorte J. H. Haie, der Güte- 
klasse I, Größe 61/67 mm, im September. 


Artikel 4 

1. Für die Zeit vom 1. Juni 1975 bis zum 31. Mai 
1976 werden der Grundpreis und der Ankaufs- 
preis für Zitronen, ausgedrückt in Rechnungsein- 
heiten je 100 kg Eigengewicht, wie folgt fest- 
gesetzt: 



Grundpreis 

Ankaufspreis 

Juni 

24,47 

14,70 

Juli 

25,31 

15,22 

August 

25,20 

15,12 

September 

21,32 

13,96 

Oktober 

19,53 

13,75 

November 

18,69 

11,23 

Dezember 

18,17 

11,02 

Januar 

19,01 

11,44 

Februar 

17,96 

10,92 

März 

19,11 

11,44 

April 

20,48 

12,28 

Mai 

21,21 

12,70 

Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für ver- 

packte Zitronen 

der Güteklasse 

I, Größe 53/ 

62 mm. 




Artikel 5 


Für die Zeit vom 1. Juli 1975 bis 

zum 30. April 

1976 werden der Grundpreis und der Ankaufs- 

preis für Birnen (ausgenommen 

Mostbirnen) , 

ausgedrückt in 

Rechnungseinheiten je 100 kg 

Eigengewicht, wie folgt festgesetzt: 



Grundpreis 

Ankaufspreis 

Juli 

15,92 

8,10 

August 

14,35 

7,78 

September 

13,40 

7,26 

Oktober 

14,24 

7,26 

November 

14,56 

7,47 

Dezember 

14,87 

7,78 

Januar bis April 

15,08 

7,99 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für fol- 
gende verpackte Erzeugnisse: 

a) Birnen der Sorte Dr. Jules Guyot, der Güte- 
klasse I, Größenklasse 60 mm und darüber, 
im Juli; 

b) Birnen der Sorten Dr. Jules Guyot, Clapp's 
favourite und Bon chretien Williams,, der 
Güteklasse I, Größenklasse 60 mm und dar- 
über, im August; 

c) Birne» der Sorten Bon chretien Williams und 
Conference, Güteklasse I, Größenklasse 
60 , mm und darüber, im September und 
Oktober; 

d) November: 

— Birnen der Sorten Conference und Alexan- 
drine Douillard, der Güteklasse I, Größen- 
klasse 60 mm und darüber; 

— Birnen der Sorte Passe-Crassane, Güte- 
klasse I, Größenklasse 70 mm und dar- 
über; 


70 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3033 


e) Dezember bis April: 

— Birnen der Sorte Conference, der Güte- 
klasse I, Größenklasse 60 mm und dar- 
über; 

— Birnen der Sorte Passe-Crassane, der 
Güteklasse I, Größenklasse 70 mm und 
darüber. 


Artikel 6 

l. Für die Zeit vom 1. August bis zum 31. Okto- 
ber 1975 werden der Grundpreis und der An- 
kaufspreis für Tafeltrauben, ausgedrückt in 
Rechnungseinheiten je 100 kg Eigengewicht, wie 


folgt festgesetzt: 

Grundpreis 

Ankaufspreis 

August 

19,12 

12,50 

September und 

Oktober 

15,97 

9,66 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für ver- 
packte Tafeltrauben der Sorten Regina dei Vig- 
neti und Regina (mennavacca bianca) der Güte- 
klasse I. 


Artikel 7 

1. Für die Zeit vom 1. August 1975 bis zum 31. Mai 
1976 werden der Grundpreis und der Ankaufs- 
preis für Äpfel (ausgenommen Mostäpfel), aus- 
gedrückt in Rechnungseinheiten je 100 kg 
Eigengewicht, wie folgt festgesetzt; 



Grundpreis 

Ankaufspreis 

August 

13,97 

7,11 

September 

13,97 

7,11 

Oktober 

13,97 

7,21 

November 

14,29 

7,32 

Dezember 

15,44 

7,95 

Januar 

16,91 

8,68 

Februar 

18,17 

9,21 

März bis Mai 

19,64 

9,94 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für fol- 
gende verpackte Erzeugnisse: 

a) Apfel der Sorte James Grieve, der Güte- 
klasse I, Größenklasse 70 mm und darüber, 
im August; 

b) September: 

— Äpfel der Sorten James Grieve und Gol- 
den Delicious, der Güteklasse I, Größen- 
klasse 70 mm und darüber; 

— Äpfel der Sorte Reine des reinettes, der 
Güteklasse I, Größenklasse 65 mm und 
darüber; 


c) Äpfel der Sorte Golden Delicious, der Güte- 
klasse I, Größenklasse 70 mm und darüber, 
von Oktober bis Mai. 


Artikel 8 

1. Für die Zeit vom 16. November 1975 bis zum 
29. Februar 1976 werden der Grundpreis und der 
Ankaufspreis für Mandarinen, ausgedrückt in 
Rechnungseinheiten je 100 kg Eigengewicht, wie 
folgt festgesetzt: 


Grundpreis Ankaufspreis 


November 

24,39 

16,12 

(vom 16. bis 30.) 



Dezember 

24,08 

15,70 

Januar 

23,66 

15,07 

Februar 

22,29 

14,65 

Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für ver- 

packte Mandarinen 

der Güteklasse I, Größen- 

klasse 54/64 mm. 





Artikel 9 


Für die Zeit vom 1. Dezember 1975 bis zum 
30. April 1976 werden der Grundpreis und der 
Ankaufspreis für Süßorangen, ausgedrückt in 
Rechnungseinheiten je 100 kg Eigengewicht, wie 
folgt festgesetzt: 


Grundpreis 

Ankaufspreis 

Dezember 

21,89 

14,25 

Januar 

18,95 

12,78 

Februar 

19,47 

13,20 

März 

21,05 

13,41 

April 

21,57 

13,62 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für fol- 
gende verpackte Erzeugnisse: 

— Orangen der Sorte Moro, der Güteklasse I, 
Größenklasse 67/80 mm, im Dezember; 

— Orangen der Sorte Sanguinello, der Güte- 
klasse I, Größenklasse 67/80 mm, von Januar 
bis April. 


Artikel 10 

In den in Artikel 1 bis 9 genannten Preisen ist der 
Wert der Kosten der Verpackung, in der das Er- 
zeugnis angeboten wird, nicht inbegriffen. 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am . . . 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom 1975 

zur Feststellung des Richtpreises für Milch sowie der Interventionspreise für Butter, 
Magermiichpulver, Grana Padano und Parmigiano Reggiano für das 
Miichwirtschaftsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse 2), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. . . .^), insbesondere auf Artikel 3 Ab- 
satz 4 und Artikel 5 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Richtpreises für Milch 
ist sowohl den Zielen der gemeinsamen Agrar- 
politik als auch dem Beitrag Rechnung zu tragen, 
den die Gemeinschaft zur harmonischen Entwick- 
lung des Welthandels leisten will. Die gemeinsame 
Agrarpolitik hat insbesondere zum Ziel, der land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung eine angemessene 
Lebenshaltung zu gewährleisten, die Versorgung 
sicherzustellen und die Belieferung der Verbraucher 
zu angemessenen Preisen zu gewährleisten. 

Daher sollte der Bedeutung Rechnung getragen 
werden, die die Milch für die Landwirtschaft der 
Gemeinschaft und damit für das Einkommen der 
Landwirte hat. Ferner muß zwischen dem Richtpreis 
für Milch und den Preisen der übrigen landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse, insbesondere dem Preis 
für Rindfleisch, ein ausgewogenes Verhältnis be- 
stehen, das der gewünschten Ausrichtung auf dem 
Gebiet der Rinderzucht entspricht. 

überdies ist bei der Festsetzung des Richtpreises 
den Bemühungen der Gemeinschaft Rechnung zu 
tragen, unter Berücksichtigung des Außenhandels 
mit Milch und Milcherzeugnissen auf lange Sicht 
ein Gleichgewicht zwischen Angebot und Nach- 
frage auf dem Milchmarkt herzustellen. 


Die Interventionspreise für Butter und Mager- 
milchpulver sollen zur Erzielung des Richtpreises 
für Milch beitragen. Bei ihrer Festsetzung muß 
sowohl der allgemeinen Angebots- und Nachfrage- 
situation auf dem Milchmarkt der Gemeinschaft als 
auch den Möglichkeiten Rechnung getragen werden, 
Butter und Magermilchpulver auf dem Markt der 
Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt abzusetzen. 

Die Interventionspreise für Grana Padano und 
Parmigiano Reggiano müssen auf einer Höhe fest- 
gesetzt werden, die geeignet ist, den Milcherzeu- 
gern der Gebiete der Gemeinschaft, in denen diese 
Käsesorten hergestellt werden und damit einen 
Anspruch auf die Ursprungsbezeichnung haben, hin- 
sichtlich des Erzeugerpreises für Milch die gleichen 
dauerhaften Sicherheiten zu geben, die die Inter- 
ventionsmaßnahmen bei Magermilch und Butter 
bieten. 

Im Wirtschaftsjahr 1975/1976 muß nur der in den 
neuen Mitgliedstaaten geltende Interventionspreis 
für Butter gemäß Artikel 52 Absatz 2 Buchstabe a 
der Beitrittsakte an den gemeinsamen Preis ange- 
glichen werden. 

Angesichts der Marktlage ist es notwendig, den 
Richtpreis für Milch in zwei Stufen anzuheben. Dar- 
aus ergibt sich ebenfalls eine stufenweise Anhe- 
bung des Interventionspreises für Butter und für 
Grana Padano und Parmigiano Reggiano - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für das Milchwirtschaftsjahr 1975/1976 werden der 
Richtpreis für Milch und die Interventionspreise für 
Milcherzeugnisse wie folgt festgesetzt: 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 
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Rechnungseinheiten je 100 kg 
ab 

1. Februar 1975 1. September 1975 


Richtpreis 

14,92 

15,49 

Interventionspreise: 

Butter 

— in Irland 

— im Vereinigten Königreich 

— in den anderen Mitgliedstaaten 

184,14 

136,99 

194,63 

196,11 

145,89 

207,20 

Magermilchpulver 

88,70 

88,70 

Grana Padano 

— mit einem Alter von 30 bis 60 Tagen 

— in Warenpartien mit einem Alter von durch- 
schnittlich 6 Monaten 

195,85 

230,83 

200,59 

235,83 

Parmigiano Reggiano in Warenpartien mit einem 
Alter von durchschnittlich 6 Monaten 

250,03 

255,03 

Eine Warenpartie ist die 
Stellers in der Zeit vom 1. 

Erzeugung eines Her- 
April bis 11. November 



eines Wirtsdiaftsjahres. 


A_ r t i k e 1 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


73 



Drucksache 7/3033 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


Vorschfag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom 1975 

zur Festsetzung der Schwellenpreise bestimmter Milcherzeugnisse für das 
Wirtschaftsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. . . ./75^), insbesondere auf Artikel 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Schwellenpreise müssen unter Berücksichti- 
gung des für die verarbeitende Industrie der Ge- 
meinschaft notwendigen Schutzes so festgelegt wei- 
den, daß die Preise der eingeführten Milcherzeug- 
nisse auf einer Hohe liegen, die dem Richtpreis für 
Milch entspricht. Es ist deshalb angebracht, den 
Schwellenpreis auf der Grundlage des Richtpreises 
für Milch unter Berücksichtigung des anzustreben- 
den Verhältnisses zwischen dem Wert des Milch- 
fettes einerseits und der Magermilch andererseits 
sowie einheitlicher Kosten und Erträge für die be- 
treffenden Milcherzeugnisse festzusetzen. Außer- 
dem ist ein Pauschbetrag zu berücksichtigen, der 
einen ausreichenden Schutz der milchverarbeiten- 
den Industrie in der Gemeinschaft sicherstellen soll. 

Es ist erforderlich, die Schwellenpreise für die 
Handelsstufe festzusetzen, auf der die eingeführten 
Milcherzeugnisse mit den in der Gemeinschaft her- 
gestellten Milcherzeugnissen erstmals in Wettbe- 
werb treten, d. h. für die Stufe „frei Großhandel" ~ 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Für das Milchwirtschaftsjahr 1975/1976 werden 
die Schwellenpreise wie folgt festgesetzt: 


Leiterzeugnis Rechnungseinheiten 

der Erzeugnisgruppe je 100 kg 



ab I. 2. 1975 

ab 1. 9. 1975 

1 

25,00 

25,50 

2 

101,75 

101,75 

3 

144,10 

148,40 

4 

56,30 

57,55 

5 

75,50 

76,95 

6 

209,80 

222,40 

7 

214,18 

222,16 

8 

176,70 

180,45 

9 

277,30 

282,90 

10 

190,20 

196,10 

11 

173,80 

178,75 

12 

50,00 

51,00 


2. Die in Absatz 1 genannten Leiterzeugnisse sind 
diejenigen, die im Anhang I der Verordnung 
(EWG) Nr. 823/68 des Rates vom 28. Juni 1968 
zur Festlegung der Erzeugnisgruppen und der 
besonderen Vorschriften für die Berechnung der 
Abschöpfungen für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2518/74 ^), bestimmt sind. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . 1975, S. . . 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 30. Juni 1968, S. 3 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 270 
vom 5. Oktober 1974, S. 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom zur Änderung 

der Verordnung (EWG) Nr. 1191/73 zur Festlegung der Grundregeln für die 
Gewährung einer Verbraucherbeihilfe für Butter 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. . . ./75^), insbesondere auf Artikel 12, 
Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1191/73 des Rates 
vom 8. Mai 1973 zur Festlegung Her Grundregeln 
für die Gewährung einer Verbraucherbeihilfe für 
Butter ^) ermächtigt die Mitgliedstaaten, bis zum 
31. März 1975 zugunsten der privaten Endver- 
braucher eine Beihilfe für Butter bis zu einer be- 
stimmten Höhe zu gewähren; nur 50 v. H. der ge- 
währten Beihilfen werden vom Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
finanziert. 

Die Lage auf dem Buttermarkt der Gemeinschaft 
läßt es angebracht erscheinen, die vorgenannte Er- 
mächtigung beizubehalten, um angesichts der be- 
stehenden Überschüsse den Butterverkauf zu stei- 
gern. Um allen Mitgliedstaaten eine der jeweiligen 
Wirtschaftslage angemessene Senkung des Ver- 
braucherpreises zu ermöglichen, empfiehlt es sich, 
den Höchstbetrag der Beihilfe heraufzusetzen. 

Andererseits ist damit zu rechnen, daß auch in 
Zukunft nicht alle Mitgliedstaaten von der in der 
Verordnung (EWG) Nr. 1191/73 vorgesehenen Er- 
mächtigung Gebrauch machen werden. Unter diesen 


Umständen erscheint es zweckmäßig, die Gemein- 
schaftsfinanzierung dieser Maßnahme auf einen 
Beihilfebetrag von 5 Rechnungseinheiten je 100 Kilo- 
gramm Butter zu begrenzen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 
Artikel 1 

Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1191/73 er- 
hält folgende Fassung: 


„Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten werden ermächtigt, zugunsten 
der privaten Endverbraucher während des Milch- 
wirtschaftsjahres 1975/1976 eine Beihilfe für Butter 
in Höhe von höchstens 45 Rechnungseinheiten je 
100 Kilogramm zu gewähren.'' 


Artikel 2 

In Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1191/73 
werden die Worte „nur 50 v. H. der Beihilfen" er- 
setzt durch die Worte „nur einen Betrag von 5 Rech- 
nungseinheiten je 100 Kilogramm Butter der Bei- 
hilfen". 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 

'^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 122 
vom 9. Mai 1973, S. 5 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom zur Änderung 

der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 hinsichtlich der Beihilfen für Buttermilch und 
Buttermilchpulver, die für Futterzwecke verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 662/74 2), sieht vor, daß für Magermilch 
und Magermilchpulver, die in der Gemeinschaft 
hergestellt worden sind und für Futterzwecke ver- 
wendet werden, Beihilfen gewährt werden, wenn 
diese Erzeugnisse gewisse Bedingungen erfüllen. 

Buttermilch und Buttermilchpulver werden zu 
einem großen Teil ebenfalls verfüttert. Es ist daher 
angebracht, die Vorschriften des genannten Arti- 
kels 10 auf Buttermilch und Buttermilchpulver aus- 
zudehnen. 

Da im übrigen fast überhaupt keine der in Arti- 
kel 10 genannten Erzeugnisse in die Gemeinschaft 
eingeführt werden, empfiehlt es sich außerdem, zur 
Vermeidung unnötiger Kontrollmaßnahmen auf die 


Bedingung zu verzichten, wonach diese Erzeugnisse 
in der Gemeinschaft hergestellt worden sein müs- 
sen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Für Magermilch und Magermilchpulver, die für 
Futterzwecke verwendet werden und gewisse Be- 
dingungen erfüllen, werden Beihilfen gewährt. 

Der Magermilch und dem Magermilchpulver im 
Sinne dieses Artikels sind Buttermilch und Butter- 
milchpulver gleichgestellt," 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 85 
vom 29. März 1974, S. 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom zur Änderung 

der Verordnung (EWG) Nr. 986/68 zur Festlegung der Grundregeln für die 
Gewährung von Beihilfen für Magermilch und Magermilchpulver für Futterzwecke 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. . . 775^), insbesondere auf Artikel 10 
Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
sieht nunmehr auch die Gewährung einer Beihilfe 
für Buttermilch und Buttermilchpulver vor, wenn 
diese Erzeugnisse für Futterzwecke verwendet wer- 
den. Die Verordnung (EWG) Nr. 986/68 des Rates 
vom 15. Juli 1968 zur Festlegung der Grundregeln 
für die Gewährung von Beihilfen für Magermilch 
und Magermilchpulver für FiitterzwerkeA). zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 666/74^), 
muß daher entsprechend angepaßt werden. 

Außerdem ist gemäß Artikel 2 a der Verordnung 
(EWG) Nr. 986/68 die Spanne zu bestimmen, inner- 
halb der die Beihilfe künftig festgesetzt werden 
kann. - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 986/68 er- 
hält folgende Fassung: 


„Artikel 1 

Im Sinne dieser Verordnung ist 

a) Milch 

das Gemelk einer oder mehrerer Kühe, dem 
nichts hinzugefügt und höchstens ein Teil 
der Fettstoffe entzogen worden ist; 

b) Buttermilch 

das bei der Verbutterung von Milch oder 
Sahne anfallende Erzeugnis, auch sauer oder 
gesäuert 

c) Magermilch 

Milch oder Buttermilch mit einem Fettgehalt 
von höchstens 1,00 v. H, 

d) Magermilchpulver 

Milch oder Buttermilch in Pulverform mit 
einem Fettgehalt von höchstens 11 v. H." 

2. In Artikel 2 a Absatz 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 986/68 erhält der erste Unterabsatz folgende 
Fassung: 

„Die Beihilfe für Magermilchpulver beträgt min- 
destens 30 und höchstens 40 RE/100 kg.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

vom . . ., S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 18! Juli 1968, S. 4 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 85 

vom 29, März 1974, S. 58 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom zur Festsetzung 

des Beginns und des Endes des Milchwirtschaftsjahres 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. . . ./75^), insbesondere auf Artikel 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Nach Artikel 2 Unterabsatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 beginnt das Milchwirtschaftsjahr 
grundsätzlich am 1. April und endet am 31. März 
des darauffolgenden Jahres. Aufgrund der Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Lage in der Milchwirt- 
schaft erwies es sich als notwendig, diese Zeit- 
punkte für das Milchwirtschaftsjahr 1975/1976 vor- 
zuverlegen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Das Milchwirtschaftsjahr 1974/1975 endet am 
31. Januar 1975; das Milchwirtschaftsjahr 1975/1976 
beginnt am 1. Februar 1975 und endet am 31. Januar 
1976. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . ./75 des Rates vom zur Änderung der 

Verordnung (EWG) Nr. 823/68 hinsichtlich der Zuiassungsbedingungen für bestimmte 
Käsesorten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. . . ./75“), insbesondere auf Artikel 14 
Absatz 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 823/68 
des Rates vom 28. Juni 1968 zur Festlegung der Er- 
zeugnisgruppen und der besonderen Vorschriften 
für die Berechnung der Abschöpfungen für Milch 
und Milcherzeugnisse ^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2518/74^), sind bestimmte 
Bedingungen für die Zulassung von Emmentaler, 
Greyerzer, Sbrinz, Bergkäse und Appenzeller der 
Tarifstelle 04.04 A I des Gemeinsamen Zolltarifs 
aufgeführt. Zu diesen Bedingungen gehören insbe- 
sondere die Frei-Grenze-Werte entsprechend der 
Konsolidierung im Rahmen des GATT. Diese Werte 
müssen dem in der Gemeinschaft für das Wirt- 
schaftsjahr 1975/1976 festgesetzten Richtpreis für 
Milch angepaßt werden. 

Die in Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 823/ 
68 genannte Tarifstelle 04.04 D I des Gemeinsamen 
Zolltarifs entspricht nicht mehr den Erfordernissen 
des Handels. Nach bisherigen Erfahrungen ist die 
Unterscheidung von drei Erzeugnissen innerhalb 
dieser Tarifstelle wenig sinnvoll, da 95 v. H. der 
Einfuhren auf Käsesorten mit einem Fettgehalt in 
der Trockenmasse von 48 Gewichtshundertteilen 
oder weniger für die Gesamtheit der Einzelpor- 
tionen oder Scheiben entfallen. Es empfiehlt sich 
daher, die genannte Tarifstelle zu vereinfachen und 
drei Unterteilungen auf eine zu reduzieren. 

Infolge dieser Vereinfachung muß Artikel 6 der 
Verordnung (EWG) Nr. 823/68 bezüglich der Ab- 
schöpfungen für die Erzeugnisse der Tarifstelle 
04.04 D I entsprechend geändert werden. Wenn die 
drei bisher geltenden Abschöpfungsbeträge zu 
einem einzigen Betrag zusammengefaßt werden, 
kann als einheitliche Abschöpfung der für das wich- 
tigste Erzeugnis geltende Betrag von 30 Rechnungs- 
einheiten je 100 kg Eigengewicht festgesetzt wer- 
den. 


In Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 823/68 
wird unter anderem das Verfahren zur Berechnung 
der Abschöpfung für Käse der Tarifstellen 04.04 
E 1 b) 2, 04.04 E I b) 3 und 04.04 E I b) 4 des Gemein- 
samen Zolltarifs für die Fälle festgelegt, in denen 
die Ermittlungen ergeben, daß die Preise bei der 
Einfuhr in die Gemeinschaft nicht unter bestimm- 
ten Mindestpreisen liegen. Die Marktlage für diese 
Käsesorten einerseits sowie der Anstieg der Milch- 
preise und der Verarbeitungskosten andererseits 
ermöglichen die Anhebung dieser Mindestpreise 
und damit die Verringerung der Abschöpfung. 

Die Nomenklatur des Anhangs II der Verord- 
nung (EWG) Ni. 823/68 ist im Gemeinsamen Zoll- 
tarif enthalten. - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 823/68 er- 
hält folgende Fassung: 

„Die Abschöpfung je 100 Kilogramm eines Erzeug- 
nisses der Gruppe Nr. 7, das unter die Tarifstelle 

— 04.04 A I a) 1 oder 04.04 A I b) 1 aa) fällt, ist 
gleich 15 Rechnungseinheiten, 

— 04.04 D I fällt, ist gleich 30 Rechnungseinheiten." 

Artikel 2 

Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 823/68 erhält 
folgende Fassung: 

„Gegenüber dritten Ländern, bei denen festgestellt 
wurde, daß bei der Einfuhr der zur Gruppe Nr. 11 
gehörenden Erzeugnisse mit Ursprung in und Her- 
kunft aus diesen Drittländern der Preis nicht nie- 
driger ist als: 

— 130 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm bei 
Erzeugnissen der Tarifstellen 04.04 E I b) 2 und 
04.04 E I b) 3 oder 

— 115 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm bei 
Erzeugnissen der Tarifstelle 04.04 Elb) 4, 

ist die Abschöpfung je 100 Kilogramm 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 30. Juni 1968, S. 3 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 270 
vom 5. Oktober 1974, S. 1 
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1. eines Erzeugnisses der Tarifstelle 04.04 Elb) 
2 aa), 04.04 E I b) 3 oder 04.04 E I b) 4 gleich dem 
um 130 Rechnungseinheiten verminderten 
Schwellenpreis ; 

2. eines Erzeugnisses der Tarifstelle 04.04 Elb) 
2 bb) gleich der Summe der folgenden Teil- 
beträge: 

a) eines Teilbetrags in Höhe der gemäß Ziffer 1 
berechneten Abschöpfung, 

b) eines Teilbetrags in Höhe von 20 Rechnungs- 
einheiten." 


Artikel 3 

Die in Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 823/68 
aufgeführten Bezeichnungen von Waren der Tarif- 
stelle 04.04 AI sowie von Waren der Tarifstelle 
04.04 D I des Gemeinsamen Zolltarifs werden durch 
die in Anhang I dieser Verordnung genannten 
Warenbezeichnungen ersetzt. 


Artikel 4 

Der Anhang „Gemeinsamer Zolltarif" der Verord- 
nung (EWG) Nr. 950/68 wird gemäß Anhang II 
dieser Verordnung geändert. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang I 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


04.04 


Käse und Quark: 


Warenbezeichnung 


A. Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz, Bergkäse und Appenzeller, weder gerieben 
noch in Pulverform; 


L mit einem Fettgehalt von mindestens 45 Gewiditshundertteilen in der 
Trockenmasse, mit einer Reifezeit von mindestens 3 Monaten (2): 

a) in Standard-Laiben (4) und mit einem Frei-Grenze-Wert (5) für 100 kg 
Eigengewicht von: 

1. 186,68 RE (a) oder mehr, jedoch weniger als 
206,68 RE (a) 

2. 206,68 RE (a) oder mehr 

b) in Stücken, vakuumverpackt oder unter inertem Gas verpackt; 

1. mit Rinde an mindestens einer Seite, mit einem Eigengewicht von 

aa) 1 kg oder mehr, jedoch weniger als 5 kg und mit einem Frei- 
Grenze-Wert (5) für 100 kg Eigengewicht von 206,68 RE (a) oder 
mehr, jedoch weniger als 234,68 RE (a) 

bb) 450 g oder mehr und mit einem Frei-Grenze-Wert (5) für 100 kg 
Eigengewicht von 234,68 RE (a) oder mehr 

2. andere, mit einem Eigengewicht von 75 g bis 250 g (6) und mit einem 
Frei-Grenze-Wert (5) für 100 kg Eigengewicht von 254,68 RE (a) oder 
mehr 

11. (unverändert) 


04.04 


D. Schmelzkäse, weder gerieben noch in Pulverform; 

1. zu dessen Herstellung keine anderen Käsesorten als Emmentaler, Greyerzer 
und Appenzeller und gegebenenfalls als Zusatz Glarner Kräuterkäse (sog. 
Schabziger) verwandt worden sind, in Aufmachung für den Einzelverkauf 
(7), mit einem Frei-Grenze-Wert (5) für 100 kg Eigengewicht von 140 RE 
oder mehr und mit einem Fettgehalt in der Trockenmasse von 56 Gewichts- 
hundertteilen oder weniger (2) 

11. (unverändert) 


a) Für die Einfuhren in das Vereinigte Königreich vermindert sich dieser Frei-Grenze-Wert um 7,11 RE je 100 kg 
Eigengewicht. 

7) Als „Käse in Aufmachung für den Einzelverkauf" im Sinne dieser Tarifstelle gilt nur Käse in unmittelbaren 
Umschließungen mit einem Eigengewicht von 1 kg oder weniger, die Portionen oder Scheiben mit einem Eigen- 
gewicht von je 100 g oder weniger enthalten. 
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Anhang II 


In Kapitel 4 des Gemeinsamen Zolltarifs werden die Spalten der Tarif stellen 04.04 A I und 04.04 D I sowie 
Ziffer 6 der zusätzlichen Vorschriften wie folgt geändert: 




Zollsatz 

Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbe.zeichnung 

autonom v.H. 
oder Ab- 
schöpfung 
(Ab) 

vertrags- 
mäßig v.H. 

1 

2 

3 

4 

04.04 

Käse und Quark: 

A. Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz, Bergkäse und 
Appenzeller, weder gerieben noch in Pulver- 
form : 

1. mit einem Fettgehalt von mindestens 45 Ge- 
wichtshundertteilen in der Trockenmasse, mit 
einer Reifezeit von mindestens 3 Monaten 
(b): 

a) in Standardlaiben und mit einem Frei- 
Grenze-Wert für 100 kg Eigengewicht von 

1. 186,68 RE*) oder mehr, jedoch weni- 
ger als 206,68 RE *) 

23 (Ab) 

(a) 


2. 206,68 RE *) oder mehr 

23 (Ab) 

(a) 


b) in Stücken, vakuumverpackt oder unter 
inertem Gas verpackt: 

1. mit Rinde an mindestens einer Seite, 
mit einem Eigengewicht von 

aa) 1 kg oder mehr, jedoch weniger 
als 5 kg und mit einem Frei- 
Grenze-Wert für 100 kg Eigen- 
gewicht von 206,68 RE *) oder 
mehr, jedoch weniger als 234,68 
RE*) 

23 (Ab) 

(a) 


bb) 450 g oder mehr und mit einem 
Frei-Grenze-Wert für 100 kg Ei- 
gengewicht von 234,68 RE*) oder 
mehr 

23 (Ab) 

(a) 


2. andere, mit einem Eigengewicht von 

75 g bis 250 g und mit einem Frei- 
Grenze-Wert für 100 kg Eigengewicht 
von 254,68 RE *) oder mehr 

23 (Ab) 

(a) 


11. (unverändert) 




*) Für die Einfuhren in das Vereinigte Königreich vermindert sich dieser Frei-Grenze-Wert um 7,U RE je 100 kg 
Eigengewicht. 
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Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

1 


04.04 

(Fortsetzung) 


I 


Warenbezeichnung 


D. Schmelzkäse, weder gerieben noch in Pulver- 
form: 


Zollsatz 

autonom v.H. 

oder Ab- vertrags- 
schöpfung mäßig v.H. 
(Ab) 

3 f 4 


I. ZU dessen Herstellung keine anderen Käse- 
sorten als Emmentaler, Greyerzer und Appen- 
zeller und gegebenenfalls als Zusatz Glarner 
Kräuterkäse (sog. Schabziger) verwandt wor- 
den sind, in Aufmachung für den Einzelver- 
kauf, mit einem Frei-Grenze-Wert für 100 kg 
Eigengewicht von 140 RE oder mehr und mit 
einem Fettgehalt in der Trockenmasse von 
56 Gewichtshundertteilen oder weniger (b) 

II. (unverändert) 


23 (Ab) 



/.iffcr 6 der Zusatzvorschriften in Kapitel 4 des 
Gemeinsamen Zolltarifs erhält folgende Fassung: 

„6. Als „Käse in Aufmachung für den Einzelver- 
kauf" im Sinne dieser Tarifstelle gilt nur Käse 
in unmittelbaren Umschließungen mit einem 
Eigengewicht von 1 kg oder weniger, die Por- 
tionen oder Scheiben mit einem Eigengewicht 
von je 100 g enthalten." 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates vom über den verbilligten 

Absatz von Butter an Empfänger sozialer Hilfen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. . . ./75“), insbesondere auf Artikel 12 
Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die früheren Maßnahmen zum Verkauf von ver- 
billigter Butter an Empfänger sozialer Hilfen haben 
sich als ein wirksames Mittel zum Absatz der But- 
terüberschüsse der Gemeinschaft erwiesen. Sie ha- 
ben es diesen Verbrauchergruppen, deren Ver- 
brauch an Butterfett begrenzt ist, ermöglicht, zu- 
sätzliche Buttermengen zu verbrauchen. 

Die Lage auf dem Buttermarkt der Gemeinschaft 
läßt es angebracht erscheinen, diese Maßnahmen 
fortzusetzen. 

Da jedoch auch in Zukunft nicht alle Mitglied- 
staaten von einer entsprechenden Ermächtigung 
Gebrauch machen werden, erscheint es angemessen, 
die Gemeinschaftsfinanzierung dieser Maßnahme 
auf einen Beihilfebetrag von 10 Rechnungseinheiten 
je 100 Kilogramm Butter zu begrenzen. - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten werden ermächtigt, während 
des Milchwirtschaftsjahres 1975/1976 eine Beihilfe 


für den Bezug verbilligter Butter durch Empfänger 
sozialer Hilfen zu gewähren. 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten ergreifen alle geeigneten Maß- 
nahmen, um zu gewährleisten, daß die Beihilfe nur 
Empfängern sozialer Hilfen zugute kommt und nur 
für Mengen gewährt wird, die deren persönlichen 
Verbrauch nicht übersteigen. 


Artikel 3 

Abweichend von der Regelung des Artikels 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 
21. April 1970 über die Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik^), zuletzt geändert durch 
die Beitrittsakte ^), finanziert der Europäische Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft, Abteilung Garantie, nur einen Betrag von 
10 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm Butter der 
Beihilfen, die für den Bezug verbilligter Butter 
durch Empfänger sozialer Hilfen gewährt werden. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 ' 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom zur Festsetzung 

des Orientierungspreises für ausgewachsene Rinder im Vermarktungsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. , . ./75 
des Rates vom . . . über die gemeinsame Markt- 
organisation für Rindfleisch^), insbesondere auf 
Artikel 3 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei Festsetzung des Orientierungspreises für aus- 
gewachsene Rinder ist sowohl den Zielsetzungen 
der gemeinsamen Agrarpolitik als auch dem Bei- 
trag Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft zur 
harmonischen Entwicklung des Welthandels leisten 
will. Die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbeson- 
dere darauf ab, der landwirtschaftlichen Bevölke- 
rung eine angemessene Lebenshaltung zu gewähr- 
leisten, die Versorgung zu sichern und die Beliefe- 
rung der Verbraucher zu angemessenen Preisen 
sicherzustellen. 

Der Orientierungspreis ist nach den in Artikel 3 
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. . . ./75 ge- 
nannten Kriterien festzusetzen. 

In Anbetracht der Lage auf dem Rindfleischmarkt 
sowie der Lage bei Milch und Milcherzeugnissen 
empfiehlt es sich, die Entwicklung der Rindfleisch- 
produktion zu fördern; zu diesem Zweck ist für das 
Vermarktungsjahr 1975/1976 der Orientierungspreis 
höher als im vorherigen Wirtschaftsjahr festzu- 
setzen. 


Artikel 52 Absatz 2 der Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge^) 
sieht vor, daß die in den neuen Mitgliedstaaten 
geltenden Preise jedes Jahr zu Beginn des Ver- 
marktungsjahres den gemeinsamen Preisen ange- 
nähert werden. Auf dem Rindfleischsektor gilt ge- 
mäß Artikel 90 der genannten Akte diese Vorschrift 
für den Orientierungspreis für ausgewachsene Rin- 
der - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für das Vermarktungsjahr 1975/1976 wird der 
Orientierungspreis für ausgewachsene Rinder wie 
folgt festgesetzt: 

Rechnungseinheiten für 
100 kg Lebendgewicht 

Irland und | 

Ver- übrige 

einig Les Mitgliedstaaten 
Königreich 

Ausgewachsene Rinder 96,20 i 108,40 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 3. März 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom 1975 zur 

Einführung einer Beihilferegelung für die Erzeuger von Fleisch ausgewachsener 
Rinder 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Preisgarantieniveau im Rindfleischsektor 
wurde für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 nicht in 
dem gleichen Maße wie der Orientierungspreis er- 
höht. Es ist notwendig, den Erzeugern Einkommen 
zu gewährleisten, die dieser Erhöhung Rechnung 
tragen. 

Zu diesem Zweck empfiehlt es sich, den Erzeu- 
gern, die sich mit der Aufzucht von Rindern zur 
Fleischerzeugung befassen, eine Beihilfe zu gewäh- 
ren. 

Dieses Ziel kann weitgehend mit Hilfe der Prä- 
mien verwirklicht werden, die durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1967/74 des Rates vom 23. Juli 
1974^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2803/74 “) und durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2502/74 des Rates vom 2. Oktober 1974 ^), 
eingeführt wurden. Daher ist es angebracht, die in 
dieser Verordnung vorgesehenen Beihilfen ledig- 
lich nach Anwendung der vorgenannten Prämien- 
systeme zu gewähren. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rindfleischsektor wird eine Beihilferegelung 
eingeführt, die vom 1. Mai 1975 bis zum Ende des 
Wirtschaftsjahres 1975/1976 anwendbar ist. 


Artikel 2 

Der Beihilfebetrag entspricht 30 Rechnungsein- 
heiten je männliches ausgewachsenes Schlachtrind, 
das ein Lebendgewicht von mehr als 300 kg auf- 
weist und gemeinschaftlichen Ursprungs ist. Die 
Zahlung der Beihilfe erfolgt auf Antrag des be- 
treffenden Erzeugers; dem Antrag ist der Nachweis 
beizufügen, daß das Tier während des in Artikel 1 
genannten Zeitraums geschlachtet oder in das Dritt- 
land ausgeführt worden ist. 


Artikel 3 

Die Durchführungsbestimmungen für diese Verord- 
nung werden nach dem Verfahren des Artikels 28 
der Verordnung (EWG) Nr. . . ./75 des Rates vom 

über die gemeinsame Marktorganisation für 

Rindfleisch^) festgelegt. 

Diese Bestimmungen können insbesondere folgen- 
des umfassen: 

a) zusätzliche Bedingungen für die Gewährung der 
Beihilfe, 

b) die Definition des gemeinschaftlichen Ursprungs, 

c) die Einzelheiten der Kontrolle, 

d) Maßnahmen, die sicherstellen, daß die Beihilfe 
dem Erzeuger gewährt wird, 

e) die Maßnahmen, die zu treffen sind, wenn aus- 
gewachsene Rinder von einem Mitgliedstaat in 
einen anderen verbracht werden. 


Artikel 4 

1. Die Kommission unterbreitet dem Rat spätestens 
am 31. Januar 1976 an Hand der ihr von den 
Mitgliedstaaten mitgeteilten Angaben einen Be- 
richt über die Anwendung der Beihilferegelung. 

2. Nach Prüfung dieses Berichts kann der Rat auf 
Vorschlag der Kommission unter Berücksichti- 
gung der bisherigen Erfahrungen und der Ent- 
wicklung der Wirtschaftslage des betreffenden 
Sektors die Beibehaltung oder die Änderung 
der Beihilferegelung beschließen. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 206 
vom 27. Juli 1974, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 300 
vom 8. November 1974, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 268 
vom 3. Oktober 1974, S. 12 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . ., 
S. . . . 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . ./75 des Rates vom 1975 

zur Festsetzung des Beginns des Wirtschaftsjahres 1975/1976 für Rindfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1855/74 -), 
insbesondere auf Artikel 4 Absatz 2; 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 4 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 beginnt das Wirtschaftsjahr für Rind- 
fleisch grundsätzlich am ersten Montag des Monats 
April. Infolge der wirtschaftlichen Entwicklung im 


Rindfleischsektor erweist es sich jedoch als not- 
wendig, das Wirtschaftsjahr 1975/1976 zu einem 
früheren Zeitpunkt beginnen zu lassen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für Rindfleisch endet das Wirtschaftsjahr 1974/ 
1975 am 2. März 1975 und beginnt das Wirtschafts- 
jahr 1975/1976 am 3. März 1975. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 26 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 195 
vom 18. Juli 1974, S. 14 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . ./75 des Rates vom 1975 

zur Änderung der Geltungsdauer der für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 
festgesetzten Orientierungspreise für Kälber und ausgewachsene Rinder 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch'), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1855/74^), 
insbesondere auf Artikel 3 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Orientierungspreise für ausgewachsene 
Rinder und Kälber für das Wirtschaftsjahr 1974/ 
1975 sind mit der Verordnung (EWG) Nr. 667/74 
des Rates vom 28. März 1974^) festgesetzt und mit 
der Verordnung (EWG) Nr. 2496/74 des Rates vom 
2. Oktober 1974^) geändert worden. Die Geltungs- 
dauer dieser Preise war auf den 31. Januar 1975 
begrenzt. Die Gründe, die zu dieser Begrenzung 
geführt haben, bestehen nicht mehr. Es ist daher 
eine Bestimmung vorzusehen, wonach die mit der 


Verordnung (EWG) Nr. 667/74 festgesetzten Preise 
bis zum Ende des Wirtschaftsjahres 1974/1975 
gelten — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der zweite Unterabsatz von Artikel 3 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 667/74 wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 195 
vom 18. Juli 1974, S. 14 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 85 
vom 29. März 1974, S. 59 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 268 
vom 3. Oktober 1974, S. 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . ./75 des Rates vom 1975 

betreffend die Beibehaltung der durch Verordnung (EWG) Nr. 1353/73 vorgesehenen 
Prämienregelung für die Umstellung von Milchkuhbeständen und die Prämien 
zur Förderung der Rinderaufzucht 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
des Rates vom 27, Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch^), zuletzt ge- 
ändert durch Verordnung (EWG) Nr. 1855/74 -), ins- 
besondere auf Artikel 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1353/73 
des Rates vom 15. Mai 1973 zur Einführung einer 
Prämienregelung für die Umstellung von Milchkuh- 
beständen auf Bestände zur Fleischerzeugung und 
Prämien zur Förderung der speziell auf die Fleisch- 
erzeugung ausgerichteten Rinderaufzucht ^), insbe- 
sondere auf Artikel 19 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellung nähme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es kann festgestellt werden, daß die Anwendung 
der durch Verordnung (EWG) Nr. 1353/73 vorge- 
sehenen Prämienregelung im Jahre 1974 das für 
das Marktgleichgewicht im Sektor Milch und Milch- 
erzeugnisse erwartete Ergebnis gebracht hat. 

Die Anwendung dieser Regelung kann kurzfristig 
auch die Bildung von Überschüssen auf dem Rind- 
fleischmarkt durch Ausrichtung der Entwicklung 
auf Betriebsstrukturen verhindern, die mittel- und 
langfristig zu einem besseren Gleichgewicht auf 
diesem Markt beitragen können. Die Prämienrege- 
lung ist daher beizubehalten — ■ 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die in der Verordnung (EWG) Nr. 1353/73 vorge- 
sehene Prämienregelung wird beibehalten. 


Artikel 2 

Artikel 15 der Verordnung (EWG) Nr. 1353/73 er- 
hält folgende Fassung: 

„Artikel 15 

] Die voraussichtlichen Gesamtküsten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL be- 
tragen 120 Millionen Rechnungseinheiten. 

2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der 
in Absatz 1 genannten Maßnahme ist bis zum 
31. Dezember 1975 begrenzt.“ 

A r t i k e 1 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 

Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 

Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 195 
vom 18. Juli 1974, S. 14 

•‘J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften NT. L 141 
vom 28. Mai 1973, S. 18 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom 1975 

zur Verlängerung der Prämiensysteme für die geregelte Vermarktung von Rindern 
und für die Erhaltung von Rinderbeständen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. des 

Rates vom über eine gemeinsame Markt- 

organisation für Rindfleisch^), insbesondere auf 
Artikel . . . (= Artikel 22 bis - Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68), 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1967/74 
des Rates vom 23. Juli 1974 2), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2803/74'^), insbe- 
sondere auf Artikel 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1967/74 ist ein 
Prämiensystem für eine geregelte Vermarktung be- 
stimmter ausgewachsener Schlachtrinder und durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 2502/74 des Rates vom 
2. Oktober 1974 4) ist ein Prämiensystem für die 
Erhaltung von Rinderbeständen in bestimmten Ge- 
bieten der Gemeinschaft eingeführt worden. Die 
durch die Anwendung dieser Systeme verursachten 
Ausgaben werden vom EAGFL innerhalb der in der 
Verordnung (EWG) Nr. 2504/74 des Rates vom 
2. Oktober 1974^) festgelegten Grenzen finanziert. 

Diese Systeme haben die gewünschten Auswir- 
kungen auf dem Rindermarkt gezeitigt, für den je- 
doch weiterhin Schwierigkeiten bestehen. Daher 
sollten diese Maßnahmen noch um kurze Zeit ver- 
längert werden, bis die Beihilferegelung für die 
Erzeuger von ausgewachsenen Schlachtrindern in 
Kraft gesetzt ist. — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

Artikel 1 

1. Der in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
1967/74 genannte Zeitpunkt 28, Februar 1975 ist 
durch 30. April 1975 zu ersetzen. 

2. ln der in Artikel 2 Abs. 2 zweiter Unterabsatz 
der Verordnung (EWG) Nr. 1967/74 aufgeführ- 
ten Tabelle sind folgende Zeilen anzufügen: 

„März 1975 50 

April 1975 30." 

Artikel 2 

ln der in Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe a der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2504/74 aufgeführten Tabelle sind 
folgende Zeilen anzufügen: 

„März 1975 25 

April 1975 15." 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 206 
vom 27. Juli 1974, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 300 
vom 8. November 1974, S. 1 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 268 
vom 3. Oktober 1974, S. 12 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 269 
vom 4. Oktober 1974, S. 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . ./75 des Rates vom 1975 

zur Festsetzung des Grundpreises und der Standardqualität für geschlachtete 
Schweine für die Zeit vom 1. November 1975 bis 31. Oktober 1976 


DER RAT DER EURuFÄI^uHhN 
GEMEINSCHAFTEN ^ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 121/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Schweinefleisch i), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1861/74“), 
insbesondere auf Artikel 4 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Steliungiidiime des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Grundpreises für ge- 
schlachtete Schweine ist sowohl den Zielen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik als auch dem Beitrag R.ech- 
nung zu tragen, den die Gemeinschaft zur harmo- 
nischen Entwicklung des Welthandels leisten will. 
Die gemeinsame Agrarpolitik hat insbesondere zum 
Ziel, der landv/irtschaftlichen Bevölkerung eine an- 
gemessene Lebenshaltung zu gewährleisten, die 
Versorgung sicherzustellen und die Belieferung der 
Verbraucher zu angemessenen Preisen zu gewähr- 
leisten. 

Der Grundpreis muß gemäß den Kriterien des 
Artikels 4 Abs. 1 der Verordnung Nr. 121 /67/EWG 
für eine Standardqualität festgesetzt werden, die 
gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2108/70 des 
Rates vom 20. Oktober 1970 zur Bestimmung des 
gemeinschaftlichen Handelsklassenschemas für 
Schweinehälften^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2507/74“^), festgelegt ist. 


Ls empfiehlt sich, als Standardqualität die reprä- 
sentativsten Handels- und Gewichtsklassen der Ge- 
meinschaftserzeugung heranzuziehen. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Grundpreis höher festzusetzen als für den voraus- 
gegangenen Zeitraum — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Grundpreis für geschlachtete Schweine der 
Standardqualität wird für die Zeit vom 1. Novem- 
ber 1975 bis zum 31. OkLuber 1976 auf 108,39 Rcch- 
nungseinheiten je 100 kg festgesetzt. 


Artikel 2 

Als Standardqualität gilt die Qualität der Schweine- 
hälften der Handelsklassen II des in der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2108/70 festgelegten gemeinschaft- 
lichen Handelsklassenschemas für Schweinehälften, 
mit Ausnahme derjenigen mit einem Zweihälften- 
gewicht von weniger als 70 kg oder von 160 kg 
und mehr. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 197 
vom 19. Juli 1974, S. 3 

=0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 234 
vom 23. Oktober 1970, S. 1 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 271 
vom 5. Oktober 1374, S. 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom 1975 

zur Festsetzung der Höhe der Beihilfe für Seidenraupen für das Zuchtjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 845/72 
des Rates vom 24. April 1972 über Sondermaß- 
nahmen zur Förderung der Seidenraupenzucht^), 
insbesondere auf Artikel 2 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in der Erwägung, daß gemäß Artikel 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 845/72 die Beihilfe für die in 
der Gemeinschaft gezüchteten Seidenraupen jähr- 
lich so festgesetzt wird, daß den Züchtern unter Be- 
rücksichtigung der Marktlage bei Kokons und 
Grege, deren voraussichtliche Entwicklung und der 
Einfuhrpolitik ein angemessenes Einkommen ge- 
währleistet wird. 


Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Beihilfebetrag höher als für das vergangene Wirt- 
schaftsjahr festzusetzen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 

Die Höhe der in Artikel 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 845/72 genannten Beihilfe für Seidenraupen 
wird für das Zuchtjahr 1975/1976 auf 36,50 Rech- 
nungseinheiten je in Betrieb genommene Samen- 
schachtel festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 100 
vom 27. April 1972, S. 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom 1975 

zur Festsetzung des Beihilfebetrages für Baumwollsaat für das Wirtschaftsjahr 
1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 
des Rates vom 12. Juli 1971 zur Einführung einer 
Beihilferegelung für Baumwollsaat^), insbesondere 
auf Artikel 1 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in der Erwägung, daß der Beihilfebetrag für in 
der Gemeinschaft erzeugte Baumwollsaat gemäß 
Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 jedes 
Jahr unter Berücksichtigung der Marktlage und 
ihrer voraussichtlichen Entwicklung so festzusetzen 


ist, daß ein Beitrag zur Gewährleistung eines ange- 
messenen Einkommens der Erzeuger erbracht wird. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Beihilfebetrag höher als für das vergangene Wirt- 
schaftsjahr festzusetzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 wird der Betrag 
der in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 
vorgesehenen Beihilfe auf 96 Rechnungseinheiten je 
Hektar festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 160 
vom 17. Juli 1971, S. 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /75 des Rates vom 1975 zur 

Festsetzung des Zielpreises für Sojabohnen für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1900/74 
des Rates vom 15. Juli 1974 über Sondermaßnah- 
men für Sojabohnen^), insbesondere auf Artikel 1 
Absätze 1 und 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Zielpreises für Soja- 
bohnen ist sowohl den Zielen der gemeinsamen 
Agrarpolitik als auch dem Beitrag Rechnung zu 
tragen, den die Gemeinschaft zur harmonischen Ent- 
wicklung des Welthandels leisten will. Ziel der 
gemeinsamen Agrarpolitik ist insbesondere, der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung eine angemessene 
Lebenshaltung zu gewährleisten, die Versorgung 
sicherzustellen und eine Belieferung der Verbrau- 
cher zu angemessenen Preisen zu gewährleisten. 

Artikel 1 Absatz 1 zweiter Unterabsatz der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1900/74 bestimmt insbesondere, 
daß dieser Preis auf einer für die Erzeuger ange- 
messenen Höhe unter Berücksichtigung der Not- 
wendigkeiten der Versorgung der Gemeinschaft 
festgesetzt wird. Es ist angebracht, eine ausge- 
glichene Preisrelation zu anderen Ölsaaten zu 
wahren. 


Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Zielpreis höher als für das vergangene Wirtschafts- 
jahr festzusetzen. 

Der Zielpreis muß für eine bestimmte Standard- 
qualität festgesetzt werden, bei deren Bestimmung 
die Durchschnittsqualität der in der Gemeinschaft 
geernteten Saaten zu berücksichtigen ist. 

Die für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 festgesetzte 
Qualität entspricht diesen Erfordernissen und kann 
demnach für das folgende Wirtschaftsjahr bei- 
behalten werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 wird der Ziel- 
preis für Sojabohnen auf 26,11 Rechnungseinheiten 
je 100 kg festgesetzt. 

Artikel 2 

Der in Artikel 1 genannte Preis gilt für Saaten: 

— lose und von gesunder und handelsüblicher Be- 
schaffenheit sowie 

— mit 2 V. H. Fremdbestandteilen und in der 
unveränderten Saat, mit 14 v. H. Freuchtigkeits- 
gehalt und 18 v. H. Öl. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 201 
vom 23. Juli 1974, S. 5 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates vom über den in der 

Landwirtschaft anzuwendenden Umrechnungskurs für den belgischen und den 
luxemburgischen Franc, die Deutsche Mark, den französischen Franc und den 
niederländischen Gulden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 28, 43 und 235, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 129 des Rates 
über den Wert der Rechnungseinheit und die im 
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzuwen- 
denden Umrechnungskurse *), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr, 2543/73“), insbe- 
sondere auf Artikel 3, 

auf Vurschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung Nr. 129 
bezeichnele Situation, die eine Abweichung vom 
Grundsatz der Verwendung der Parität für die Um- 
rechnung einer Währung in eine andere Währung 
rechtfertigt, ist gegenwärtig in Deutschland, Frank- 
reich und den Beneluxländern gegeben. 

Die sich aus dieser Lage ergebenden Probleme 
konnten jedoch in der Regel durch die Anwendung 
von Währungsausgleichsbeträgen gelöst werden, 
mit denen sich die den Paritäten der betreffenden 
Währungen entsprechenden Umrechnungskurse bei- 
behalten lassen. Diese Regelung führt zu unter- 
schiedlichen Preisniveaus in den betroffenen Mit- 
gliedstaaten, Es erscheint möglich, die Höhe der 
gegenwärtig im Handel mit den Beneluxländern, 
Deutschland und Frankreich angewendeten Aus- 
gleichsbeträge zu senken und sich so wieder schritt- 
weise der Einheitlichkeit der Agrarpreise in der 
Gemeinschaft zu nähern. 

Dieses Ziel kann dadurch erreicht werden, daß 
für die Währungen der genannten Mitgliedstaaten 
ein repräsentativer, der wirtschaftlichen Realität in 
der Landwirtschaft näherkommender Umrechnungs- 
kurs festgesetzt wird. 

Die FesLselzuiiy eines solchen repräsentativen 
Kurses führt zu einer Änderung des Preisniveaus 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse. Diese Folge ent- 
spricht dem grundlegenden Prinzip der Einheitlich- 
keit der Preise in der Gemeinschaft. Dieses Prinzip 
und seine Folgen haben insbesondere in der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1134/68 des Rates vom 30. Juli 
1968 zur Festsetzung der Durchführungsvorschriften 
zu der Verordnung (EWG) Nr. 653/68 über die Be- 
dingungen für die Änderung des Wertes der Rech- 


nungseinheit für die gemeinsame Agrarpolitik ^) zu 
einer genauen Regelung geführt. Diese Bestim- 
mungen gelten lediglich für den Fall einer Ände- 
rung der Parität einer Währung. Ihre Anwendung 
ist auch im vorliegenden Fall gerechtfertigt. 

Die Auswirkungen dieser Maßnahme auf die 
Wirtschaft der betroffenen Mitgliedstaaten sollten 
jedoch möglichst abgeschwächt werden. Daher ist es 
angezeigt, vorzusehen, daß die Anpassung der 
Preise innerhalb einer angemessenen Frist vorge- 
nommen und im Grundsatz mit dem Beginn des 
Wirtschaftsjahres oder einer Änderung der Preise 
verbunden wird. 

Außerdem ist sicherzustellen, daß die Verzöge- 
rung in der automatischen Anpassung der Preise 
nicht zu Schwierigkeiten im Handel führt. Daher ist 
es erforderlich, daß in die durch die Verordnung 
(FVv^G) Nr. 974/71 des R.ates vom 12. Mai 1971 über 
bestimmte konjunkturpolitische Maßnahmen, die in 
der Landwirtschaft im Anschluß an die vorüber- 
gehende Erweiterung der Bandbreiten der Wäh- 
rungen einiger Mitgliedstaaten zu treffen sind^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2497/74^), eingeführten Währungsausgleichs- 
beträge die Auswirkung der Verzögerung bei der 
Anwendung des neuen Preisniveaus einbezogen 
wird. 

Der Währungsausschuß wird angehört werden; 
infolge der Dringlichkeit sind die vorgesehenen 
Maßnahmen unter den in Artikel 3 Absatz 2 der Ver- 
ordnung Nr, 129 vorgesehenen Bedingungen zu 
erlassen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Sind bei Maßnahmen auf Grund der Rechtsakte 
über die gemeinsame Agrarpolitik oder der be- 
sonderen Regelungen gemäß Artikel 235 des 
Vertrages die in Absatz 2 genannten Wäh- 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 30. Oktober 1962, S. 2553/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 263 
vom 19. September 1973, S. 1 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 188 
vom 1. August 1968, S. 1 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 12. Mai 1971, S. 1 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 268 
vom 3, Oktober 1974, S. 5 
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rungen in einer anderen Währung oder in Rech- 
nungseinheiten auszudrücken, so ist abweichend 
von Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung Nr. 129 
bei der Umrechnung der Wechselkurs anzu wen- 
den, der dem repräsentativen Kurs dieser Wäh- 
rung entspricht. 

2. Der repräsentative Kurs im Sinne des Absatzes 1 
ist: 

a) für den belgischen und den luxemburgischen 
Franc: 

1 bfr/lfr = 0,0205519 Rechnungseinheit 

b) für die Deutsche Mark: 

1 dm = 0,288746 Rechnungseinheit 

c) für den französischen Franc: 

1 FF = 0,174265 Rechnungseinheit 

d) für den niederländischen Gulden: 

1 hfl 0,298056 Rechnungseinheit 


Artikel 2 

1. In Deutschland und in den Benelux-Ländern 
erfolgt die Anpassung der im Rahmen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik festgesetzten Interven- 
tions- und Ankaufspreise infolge der Anwen- 
dung der neuen repräsentativen Kurse 

a) am 1. Februar für Milch und Milcherzeug- 
nisse sowie für Zucker in Höhe von 

3,29 V. H. in Deutschland 

1,52 V. H. in den Benelux-Ländern; 

bei Milch und Milcherzeugnissen kann die 
globale Angleichung um 3,29 v. H. differen- 
ziert auf die Interventionspreise für Butter 
und Magermilchpuder aufgeteilt werden. 

b) am 1, Juli 1975 für Zucker und am 1. Sep- 
tember 1975 für Milch und Milcherzeugnisse 
in Höhe des Restbetrages; 

c) am 1. November 1975 für Schweinefleisch; 

d) am 16. Dezember 1975 für Wein; 

e) zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1975/1976 
für die übrigen Erzeugnisse, für die das 
Wirtschaftsjahr am Tag der Anwendbarkeit 
dieser Verordnung noch nicht begonnen hat, 

f) in allen übrigen Fällen der Tag der Anwend- 
barkeit dieser Verordnung. 

2. Bei Eiern, Geflügel sowie bei Eieralbumin und 
Milchalbumin wird jedoch bis zum Ablauf des 
Vermarktungsjahres 1974/1975 für Getreide die 
Auswirkung der im Absatz 1 genannten Maß- 
nahmen berücksichtigt. 


3. In Frankreich werden der Zeitpunkt oder die 
Zeitpunkte, zu denen infolge der Anwendung 
des neuen repräsentativen Kurses die vollstän- 
dige oder teilweise Anpassung der im Rahmen 
der gemeinsamen Agrarpolitik festgesetzten 
Interventions- und Ankaufspreise vorgenom- 
men wird, nach dem Verfahren des Artikels 4 
festgelegt. Diese Zeitpunkte werden entspre- 
chend den Erfordernissen der Konjunktur oder 
der Produktionsentwicklung festgelegt. Sie 
dürfen auf keinen Fall nach dem 31. Dezember 
1975 liegen. 


Artikel 3 

1. Die von den in Artikel 2 genannten Mitglied- 
staaten gemäß den Agrarmarktverordnungen 
auf Grund der übrigen Interventionen auf dem 
Binnenmarkt zu zahlenden Beträge werden 
unter Berücksichtigung der Auswirkung der in 
Artikel 2 genannten Maßnahmen festgesetzt. 

2. Bei den Erzeugnissen, für die Währungsaus- 
gleichsbeträge angewendet werden, wird bei 
deren Festsetzung die Auswirkung der in 
Artikel 2 genannten Maßnahmen berücksichtigt. 

3. Sind bei der Anwendung der Verordnungen 
über die gemeinsamen Agrarmarktorganisa- 
tionen Binnenmarktpreise zu beachten, so ist die 
Auswirkung der in Artikel 2 genannten Maß- 
nahmen zu berücksichtigen. 


Artikel 4 

Die Durchführungsbestimmungen zu den Artikeln 2 
und 3 und insbesondere die Änderungen, die als 
Folge dieser Verordnung an anderen im Rahmen 
der gemeinsamen Agrarpolitik festgesetzten Preisen 
und Beträgen sowie an den Beträgen vorzunehmen 
sind, die im Rahmen einer besonderen Regelung 
gemäß Artikel 235 des Vertrages festgelegt worden 
sind, werden nach den in Artikel 26 der Verord- 
nung Nr. 120/67/EWG oder aber nach dem Ver- 
fahren des entsprechenden Artikels der übrigen 
Verordnungen über die gemeinsamen Marktorgani- 
sationen erlassen, gegebenenfalls auch abweichend 
von den in den einschlägigen Verordnungen vorge- 
sehenen Festsetzungsregeln, jedoch nur in dem 
Umfang und für den Zeitraum, die unbedingt er- 
forderlich sind, um dieser Verordnung Rechnung zu 
tragen. 

Artikel 5 

Die für die Änderung des Verhältnisses zwischen 
der Währungsparität eines Mitgliedstaats und dem 
Wert der Rechnungseinheit vorgesehenen Bestim- 
mungen der Verordnung (EWG) Nr. 1134/68 finden 
Anwendung. 
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Artikel 6 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2544/73 des Rates vom 
19. Dezember 1973 betreffend den in der Landwirt- 
schaft anzuwendenden Umrechnungskurs für den 
niederländischen Gulden®) wird aufgehoben. 


Artikel 7 

1. Diese Verordnung LiiLL am Tag ihrer Veröffent- 

lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. Sie ist vom an anwend- 

bar. Der repräsentative Kurs gilt jedoch für den 
französischen Franc von dem Tag an, an dem 
die erste Maßnahme gemäß Artikel 2 Absatz 3 
Anwendung findet. 

2. Der repräsentative Kurs ist für die Währung 
eines in Artikel 1 genannten Mitgliedstaates 
nicht mehr anwendbar, sobald dieser Mitglied- 
staat eine neue Parität beim Internationalen 
Währungsfonds angemeldet hat. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 263 
vom 19. September 1973, S. 2 


97 



Drucksache 7/3033 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates über eine Sonderbeihilfe für junge Betriebs- 
inhaber, die sich seit weniger als fünf Jahren niedergelassen haben und einen 
Entwicklungsplan durchführen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kapitalverteuerung in den Mitgliedstaaten 
hat für junge Betriebsinhaber, die sich erst vor 
kurzem niedergelassen haben und einen Entwick- 
lungsplan durchführen, denen also sowohl aus der 
Niederlassung wie aus der Modernisierung Kosten 
entstehen, zusätzliche Belastungen zur Folge. 

Es ist daher eine besondere Beihilfe erforderlich, 
um diesen Betriebsinhabern, die das dynamischste 
Element in der Landwirtschaft der Gemeinschaft 
bilden, den Zugang zur Modernisierung zu er- 
leichtern. 

Dieses Ziel kann durch eine degressive Pauschal- 
beihilfe, die während der Laufzeit des Entwick- 
lungsplanes gewährt wird, erreicht werden. 

Die vorgesehene Maßnahme ist im Interesse der 
Gemeinschaft und soll dazu beitragen, die Ziele von 
Artikel 39 Buchstabe a des Vertrages, einschließ- 
lich der für das Funktionieren des gemeinsamen 
Marktes erforderlichen Strukturänderungen, zu ver- 
wirklichen. Sie stellt somit eine der gemeinsamen 
Maßnahmen im Sinne von Artikel 6 der Verord- 
nung Nr. 729/70 des Rates dar. 

Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser 
gemeinsamen Maßnahmen beiträgt, muß sie in der 
Lage sein festzustellen, ob die von den Mitglied- 
staaten für die Durchführung der gemeinsamen 
Maßnahmen getroffenen Bestimmungen tatsächlich 
zur Verwirklichung ihrer Ziele beitragen. Es ist 
daher ein Verfahren vorzusehen, das eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission im Rahmen des in Artikel 1 der 
Entscheidung des Rates vom 4. Dezember 1962 über 
die Koordinierung der Agrarstrukturpolitik -) ein- 
gesetzten Ständigen Agrarstrukturausschusses ge- 
währleistet und hinsichtlich der finanziellen 
Aspekte die in den Artikeln 11 bis 15 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 vorgesehene Befragung des 
Fondsausschusses einschließt — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Den in Artikel 2 der Richtlinie des Rates Nr. 72 159' 
EWG über die Modernisierung der landwirt- 


schaftlichen Betriebe genannten Landwirten mit 
einem Höchstalter von 40 Jahren, die sich vor höch- 
stens fünf Jahren erstmals niedergelassen haben 
und deren Entwicklungspläne nach dem 1. Januar 
1975 genehmigt wurden, wird von den Mitglied- 
staaten eine Beihilfe gewährt. Diese kann Betriebs- 
inhabern, die sich schon vor dem 1. Januar 1971 
niedergelassen haben, nicht gewährt werden. 

Die Beihilfe wird für die Dauer der Durchführung 
des Entwicklungsplanes, höchstens jedoch fünf 
Jahre lang, unter der Voraussetzung gewährt, daß 
die in dem Plan vorgesehenen Investitionen minde- 
stens 10 000 RE betragen. 

Artikel 2 

Die Sonderbeihilfe nach Artikel 1 beträgt 

1 000 RE im ersten Jahr 
800 RE im zweiten Jahr 
600 RE im dritten Jahr 
500 RE im vierten Jahr 
400 RE im fünften Jahr 

Handelt es sich um Zusammenschlüsse mehrerer Be- 
triebsinhaber, die gemeinsam einen Entwicklungs- 
plan durchführen, so wird die Beihilfe innerhalb der 
Grenzen der in dem Plan vorgesehenen Anzahl AK 
jedem einzelnen Betriebsinhaber gewährt, der die 
Bedingungen von Artikel 1 erfüllt. 

Artikel 3 

Die in dieser Richtlinie vorgesehene Maßnahme ist 
eine gemeinsame Maßnahme im Sinne von Artikel 6 
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70. 

Artikel 4 

1 . Für die Durchführung der gemeinsamen Maß- 
nahmen ist eine Frist von sieben Jahren vorge- 
sehen. 

2. Die für diese Maßnahmen dem EAGFL ent- 
stehenden Gesamtkosten werden für die drei 
ersten Jahre auf 69 Millionen Rechnungsein- 
heiten veranschlagt. 

3. Für diese Richtlinie gelten die Bestimmungen 
von Artikel 6 Absatz 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 29. April 1970 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 136 
vom 17. Dezember 1962, S. 2892 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 96 
vom 23. April 1972 
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Artikel 5 

Für diese Richtlinie gelten die Bestimmungen der 
Artikel 17, 18, 20, 21 und 22 der Richtlinie des 
Rates Nr. 72/159/EWG. 


Artikel 6 

1 . Die den Mitgliedstaaten nach Artikel 1 und 2 
entstehenden Ausgaben sind durch den EAGFL, 
Abteilung Ausrichtung, erstattungsfähig. 

2. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet 
den Mitgliedstaaten 25 v. H. der erstattungs- 
fähigen Ausgaben. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 2 
werden nach dem Verfahren des Artikels 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 


Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um den Bestimmungen dieser 
Richtlinie innerhalb drei Monaten nach ihrer Be- 
kanntgabe nachzukommen. 


Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 



